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Transparenz, Leistungsfahigkeit und Effizienz

der offentlichen Unternehmen miissen stetig gesteigert werden

Die hiermit vorgelegte 2. Auflage des ,Handbuch Beteiligungsmanagement der Frei-
en Hansestadt Bremen® stellt einen wichtigen Baustein zur Weiterentwicklung des

bremischen Beteiligungsmanagements dar.

Ziel unseres Beteiligungsmanagements ist eine stetige Steigerung von Transparenz,
Leistungsfahigkeit und Effizienz der 6ffentlichen Unternehmen. Mit den hier niederge-
legten Organisations- und Steuerungsgrundlagen wollen wir die 6ffentlichen Aufga-
ben durch die Beteiligungen noch zielgerichteter und effizienter wahrnehmen. Ent-
sprechend der von Burgermeister Jens Bohrnsen und mir vorgelegten ,Eckpunkte flr
eine Transparenz- und Qualitatsinitiative des bremischen Beteiligungsmanagements®
ist mit der Einfihrung des Public Corporate Governance Kodex eine weitere Quali-

tats- und Transparenzsteigerung erfolgt.

Mit diesem neuen Handbuch wurde das Beteiligungshandbuch 2003 weiterentwi-
ckelt, das in einer mehrjahrigen Praxisphase erprobt wurde und sich in weiten Teilen
bewahrt hat. Insbesondere haben wir mit der in der Erstauflage festgeschriebenen
klaren Kompetenz- und Aufgabenverteilung sowie der Anwendung der Muster-

Vertrage gute Erfahrungen gemacht.

Die Regelungen zum Kontrakt-Management und der Berichterstattung galten in der
Pilotphase bis Ende 2004 zunachst nur fur 8 Gesellschaften. Sie wurden anhand der
Erfahrungen anschlieRend grundlegend uberarbeitet und 2005 in ein einheitliches
unterjahriges Berichtswesen in Form des sogenannten ,Management-Reports® ein-
gefuhrt. Dieser Management-Report konnte inzwischen erneut optimiert werden und
ist mit zusatzlichen Kennzahlen zur Liquiditatssteuerung der Beteiligungen in das

aktuelle Handbuch eingegangen.

Kernstlck der 2. Auflage des Beteiligungshandbuches ist nach wie vor die gesell-
schafterseitige Steuerung der Unternehmen in 6ffentlicher Hand bzw. in Gberwiegen-
dem Besitz des Landes und der Stadtgemeinde mit unternehmensspezifischen Leis-
tungskennzahlen. Diese Steuerung wird mit Inkrafttreten des Handbuches fur samtli-
che relevante Mehrheitsgesellschaften verbindlich eingeflihrt. Bei Aktiengesellschaf-
ten erfolgt die Steuerung entsprechend der gesellschaftsrechtlichen Regelungen

vornehmlich Uber die Organe der Unternehmen.



Das Handbuch enthalt neben den Grundsatzen zur Organisation des Beteiligungs-
managements mit Regelungen zur Zielsteuerung und zum Berichtswesen auch Ver-
fahrensvorgaben fur die Grindung bzw. den Erwerb von Beteiligungen. Daruber hin-
aus umfasst es eine Verantwortlichkeiten-Matrix, einen ausfuhrlichen Musterkontrakt
sowie Vorlagen fur den Wirtschaftsplan und die Berichterstattung. Die Hinweise fur
die Verwaltung von Beteiligungen haben den Stand der ersten Auflage aus dem Jahr
2003 und sind an die Beteiligungshinweise des Bundes vom 24. September 2001
angelehnt. Da dieser eine Neufassung unmittelbar vorbereitet, wurde die Uberarbei-
tung der Bremen-spezifischen Hinweise einstweilen zurlckgestellt. Weiter enthalten
sind Mustertexte flr standardisierte Vertrage und Erklarungen im Beteiligungsbereich
sowie wichtige einschlagige Rechts- und Verwaltungsvorschriften und Senatsbe-

schlisse.

Bremen, im Dezember 2006

Dr. Ulrich NuBbaum
Senator fur Finanzen
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A. Einfihrung

Die Freie Hansestadt Bremen (Land und Stadtgemeinde) bildet mit ihren in Mehrheits-
besitz stehenden Unternehmen - unbeschadet der rechtlichen Selbstandigkeit der Un-
ternehmen - eine wirtschaftliche Einheit. Die bremischen Unternehmen sind - trotz der
formalen Ausgrindung in Unternehmen privater Rechtsformen - Instrumente zur Erfll-
lung 6ffentlicher Aufgaben.

Das Beteiligungsmanagement hat daher zur Aufgabe, die Beteiligungsunternehmen in
die politischen Ziele und Leitbilder einzubinden und die Aufgaben und den Geschafts-
zweck der bremischen Unternehmen mit diesen Zielen abzustimmen und zu koordinie-
ren, ohne deren Selbstandigkeit anzutasten. Zur Sicherstellung der Steuerungs- und
Kontrollverpflichtung sind geeignete Instrumente abzuleiten und ausreichende, nach
dem jeweiligen Bedarf strukturierte, Informationen bereitzustellen.

Die Verwaltung wird im Rahmen einer umfassenden Verwaltungsreform im Sinne des
Neuen Steuerungsmodells (NSM) grundlegend reformiert. Dieser Prozess orientiert sich
an dem Leitbild "Konzern Bremen" mit dem Ziel, eine Gesamtsteuerung zu erreichen,
die den Besonderheiten von 6ffentlichen Strukturen Rechnung tragt.

Das Organisationshandbuch Beteiligungsmanagement soll als Richtlinie eine koordinier-
te und zielgerichtete Vorgehensweise fur das Beteiligungsmanagement gewéahrleisten
und zur Arbeitserleichterung, Standardisierung und Qualitatssicherung dienen.

Die Richtlinie hat die Aufgabe, Standards und Mindestanforderungen fir die

— Inhalte,

— Ablaufe,

— Verantwortlichkeiten und
- Kompetenzen

fur das Beteiligungsmanagement zu regeln, um dessen Funktionsweise zu gewahrleis-
ten, nachvollziehbar zu machen und eine einheitliche Durchfihrung sicherzustellen.

Die in dem vorliegenden Organisationshandbuch Beteiligungsmanagement zusammen-
gefassten Regelungen sind von allen mit dem Beteiligungsmanagement befassten Ver-
waltungsbereichen anzuwenden. Die Abschnitte C. bis E.l. zur Steuerung und Kontrolle
gelten grundsatzlich fur alle Beteiligungsgesellschaften, bei denen die FHB die unter-
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nehmerische Fihrung wahrnimmt oder diese einem Treunehmer tbertragen hat. Dies
ist der Fall, wenn das Land und/oder die Stadtgemeinde, bzw. der Treunehmer unmit-
telbar oder mittelbar die Mehrheit der Stimmrechte in der Gesellschafterversammliung
haben. Eine regelmafig aktualisierte Auflistung aller Mehrheitsbeteiligungen wird von
der QEBM im Informationssystem der Bremischen Verwaltung abgelegt. In Abstimmung
zwischen dem zustandigen Fachressort und der QEBM kdnnen Gesellschaften von
dem in den Abschnitten C. bis E.I. vorgesehenen Steuerungs- und Kontrollsystem aus-
genommen werden, wenn ausnahmsweise keine Steuerungsrelevanz besteht. Ausge-
nommen sind in der Regel auch Gesellschaften in der Rechtsform einer Aktiengesell-
schaft einschliel3lich deren nachgeordnete Unternehmen, die grundsatzlich einer spezi-
fischen Steuerung durch die gesetzlich vorgegebenen Organe unterliegen. Bei Treu-

handgesellschaften gilt, dass je nach Einzelfall ein angepasstes Steuerungs- und Kon-
trollinstrumentarium zu wahlen ist, bspw. wird in der Regel eine jahrliche Berichterstat-
tung auf Verwaltungsebene als ausreichend angesehen.. Die Verbindlichkeit der Rege-
lungen des vorliegenden Organisationshandbuches fur die einzelnen Beteiligungsge-
sellschaften ist in erforderlichem Umfang herzustellen.

Der SfF aktualisiert bei Bedarf zeitnah die Richtlinieninhalte. Der SfF stellt Anderungen
der Richtlinien und entsprechende Austauschseiten allen Beteiligten rechtzeitig zur Ver-
fugung. Fragen und Anregungen zu den Richtlinieninhalten sollten daher mit der zu-
standigen Querschnittseinheit Beteiligungsmanagement (QEBM / Beteiligungsreferat)
beim SfF kommuniziert werden.
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B. Organisation des Beteiligungsmanagements der Freien
Hansestadt Bremen

l. Steuerung und Kontrolle der Beteiligungsgesellschaften durch
die Verwaltung

1. Aufbauorganisation

8. Das Beteiligungsmanagement ist dreistufig und hat folgende Struktur:

Steuer ungspr ozess

Senat
unterstitzt durch
QEBM des SfF
Planung und
Berichterstattung
Fachressorts
Dezentral es Beteiligungsmanagement
v Gesellschaften

Kontrollprozess

In den folgenden Abschnitten werden der Steuerungs- und der Kontrollprozess kurz
dargestellt.

2. Steuerungsprozess

9. Der Steuerungsprozess innerhalb der Verwaltung setzt bei dem Senat als oberster
Entscheidungsinstanz an, der die Konzernziele vorgibt. Aufgabe der Fachressorts ist
es, aus den Konzernzielen und den jeweiligen Ressortzielen/-strategien konkrete,
messbare finanz- und leistungswirtschaftliche Ziele fur die jeweilige Beteiligungsgesell-
schaft zu formulieren und diese Ziele mit den Gesellschaften abzustimmen. Sie finden
ihren Niederschlag in einem fir jede Gesellschaft vom Fachressort festzulegenden
fachgerechten Steuerungsinstrumentarium (Zielsteuerung) (val. Abschnitt C.).
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10.

11.

3. Kontrollprozess

Zur Durchsetzung des Gesellschafterwillens, der seinen Niederschlag in konkreten,
messbaren Zielen gefunden hat, ist ein Kontrollprozess eingerichtet, der die Fachres-
sorts, die QEBM und den Senat mit den erforderlichen Informationen versorgt, um sich
abzeichnende Abweichungen von den Zielvorgaben rechtzeitig zu erkennen und die
notwendigen MalRnahmen zur Gegensteuerung einzuleiten. Dieser Kontrollprozess glie-
dert sich in einen Prozess der Planung und der Berichterstattung, der sich Uber alle E-
benen erstreckt.

Die Steuerung auf Unternehmensebene obliegt den Geschéftsfilhrungen der jeweiligen
Beteiligungsgesellschaften. Die Beteiligungsgesellschaften haben unter Bertcksichti-
gung der vereinbarten Ziele und MalRBhahmen detaillierte Planungen zu erstellen (val.
Abschnitt D.) und Uber diese Planungen sowie die Zielerreichung an das zustandige
Fachressort zeitnah zu berichten (val. Abschnitt E.I.). Als Mindestanforderung fur die
Berichterstattung an das Fachressort gilt der Management-Report (Val. Fach 2 D). Die
Aufgabe der Fachressorts ist es, das gelieferte Zahlenmaterial auszuwerten (vgl. Ab-
schnitt E.I.). Die Management-Reports werden anschliel3end durch die QEBM fur die
Berichterstattung an den Senat und den Haushalts- und Finanzausschuss (HaFA) zu
einer Berichterstattung "Beteiligungen FHB" zusammengefasst und adressatenorientiert
berichtet (vgl. Abschnitt E.I.).
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12.

13.

14.

[I.  Abgrenzung der Zustandigkeiten innerhalb der Verwaltung

1. Aufgaben der Beteiligungsgesellschaften

Auf der Ebene der Beteiligungsgesellschaften liegt die Verantwortung fir die Umset-
zung der o6ffentlichen Aufgaben im Rahmen der mit dem zustandigen Fachressort ver-
einbarten Ziele und Handlungsspielraume. Die Unternehmen sind eigenverantwortlich
zustandig fur die Entwicklung einer entsprechenden Unternehmensstrategie und die
Organisation ihrer Geschaftstéatigkeit. Ausgehend von den mit dem zusténdigen Fach-
ressort vereinbarten Zielen (im Sinne von Textziffer 24)und der diesen Zielen zugrunde-
liegenden Gesamtstrategie fir das Unternehmen ist die Geschaftsfihrung fir die Erar-
beitung eines geeigneten Unternehmenskonzeptes und die Ableitung von Mal3hahmen
zur Zielerreichung verantwortlich.

Im Rahmen des Beteiligungsmanagements sind insbesondere folgende Aufgaben von
den Beteiligungsgesellschaften wahrzunehmen:

— Erstellen einer Unternehmensstrategie
— Ableitung geeigneter Malinahmen zur Zielerreichung

— FErstellung einer entsprechenden Planungsrechnung und Erlauterung der wesentli-
chen Planungspramissen

— fortlaufende Kontrolle der Zielerreichung (Soll-Ist-Vergleich)

— regelmalige Berichterstattung an das zustandige Fachressort Uber die aktuelle Ge-
schaftsentwicklung bzw. die Zielerreichung inklusive Abweichungsanalyse

— Einrichtung eines an die Bedurfnisse des Unternehmens angepassten Friihwarnsys-
tems, Risikomanagements und Risikocontrollings sowie einer Ad-hoc-Bericht-
erstattung bei Erkennen eines wesentlichen Risikos

— Berichterstattung an die Aufsichtsgremien entsprechend der Vorgaben im Gesell-
schaftsvertrag (vgl. Fach 4 A, 8§ 6 Abs. XlI) und der Geschaftsanweisung fur die Ge-
schaftsfihrung (vgl. Fach 4 B, § 8).

2. Aufgaben des Dezentralen Beteiligungsmanagements in den Fachres-
sorts

Die Budget- und Ressourcenverantwortung gegeniber den zugeordneten Gesellschaf-
ten liegt bei den Fachressorts. Daraus ergeben sich bestimmte Aufgabengebiete, die im
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15.

Bereich des Beteiligungsmanagements dezentral auf der Ebene der Fachressorts zu
|6sen sind.

Die Fachressortfihrung wird zur Losung dieser Aufgaben und zur Vorbereitung von
Entscheidungen von einer eigenen dezentralen Organisationseinheit Beteiligungsma-
nagement unterstitzt. Fur die Organisationseinheit ,Dezentrales Beteiligungsmanage-
ment* (DBM) des Fachressorts bestehen im Wesentlichen folgende Aufgabenstellun-
gen:

— Unterstutzung der Fachabteilungen, bzw. —referate bei der Wahrnehmung der Fach-
und Haushaltsverantwortung gegeniber den zugeordneten Unternehmen

— Definition und Aufstellen von Zielen fur die Unternehmen in Abstimmung mit der
Fachabteilung/dem Fachreferat (Zielsteuerung), bzw. Unterstitzung des Fachrefera-
tes/der Fachabteilung bei der Zielsteuerung

— Beteiligungs-Controlling Uber samtliche steuerungsrelevanten Gesellschaften im
Zustandigkeitsbereich des jeweiligen Fachressorts

— Erstellung bzw. Uberprifung und Beurteilung der turnusmaRigen Management-
Reports fir die im Berichtswesen an Senat und HaFA einbezogenen Gesellschaften

— Berichterstattung an die Fachressortleitung

— Berichterstattung an die QEBM

- Ressortspezifische Analysen (inklusive Portfolioanalyse)

- Mandatsbetreuung, bzw. Sicherstellung der Mandatsbetreuung im Ressort*

- Mitwirkung bzw. Federfiihrung bei der Erstellung ressortbezogener Vorlagen fur Se-
nat und Burgerschaft

- Wahrnehmung der Gesellschafterrechte entsprechend der in Fach 2 A enthaltenen
Verantwortlichkeiten-Matrix

— Mitarbeit bei der Gestaltung von Richtlinien

— Mitwirkung bei der Erstellung eines Beteiligungsberichtes

! Wird beim SfF abweichend durch die QEBM sichergestellt.
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3. Aufgaben der Querschnittseinheit Beteiligungsmanagement beim Se-
nator fur Finanzen

Generell ist der Senat fur die Gesamt-Ausrichtung und -Aufstellung des "Konzern
Bremen" verantwortlich. Zur Vorbereitung dieser Entscheidungen bedient sich der Se-
nat der Querschnittseinheit Beteiligungsmanagement, welche folgende wesentlichen
Aufgaben zu erfiillen hat:

— Unterstitzung des Senats bei der Steuerung und Kontrolle der Beteiligungen

- Grundsatzfragen der Beteiligungspolitik als Koordinationseinheit in Zusammenarbeit
mit den Fachressorts

— Federfihrung bei der Gestaltung von Richtlinien (Definition einheitlicher Verfahren,
Festlegung der Kennzahlensystematik und des Berichtswesens, etc.; Pflege und
Weiterentwicklung des Organisationshandbuches Beteiligungsmanagement)

- Beteiligungscontrolling hinsichtlich ressortibergreifender Zielsetzungen, insbeson-
dere mit finanzwirtschaftlichen Auswirkungen auf die bremischen Haushalte

- Entgegennahme und ggf. weitere Aufbereitung der einzelnen Management-Reports
im Hinblick auf Qualitatssicherung, Plausibilitat, Verstandlichkeit

- Ressortubergreifende Analysen (inkl. Portfolioanalyse)

— Berichterstattung an Senat, Burgerschaft und Haushalts- und Finanzausschuss
— Erstellen eines Beteiligungsberichtes

- Allgemeine Beratungsaufgaben

- Formliche Mandatsbetreuung (Senatsbefassung, Entsendung, Abberufung etc.)

— Kaontrolle des finanziellen Gesamtergebnisses der Beteiligungen und dessen Steue-
rung in Abstimmung mit den Fachressorts

— Wahrnehmung der Gesellschafterrechte entsprechend der in Fach 2 A enthaltenen
Verantwortlichkeiten-Matrix

- Wahrnehmung der formalen Gesellschafterfunktionen im Einvernehmen mit dem
DBM (vgl. Fach 2 A)

— Steuerliche Beratung der Fachressorts/Anlaufstelle fur die Klarung von Zweifelsfra-
gen mit der Finanzverwaltung

- Vertragswesen (Gesellschafts-/Geschaftsflihrervertrage)
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17.

18.

19.

Die vorgenannten Aufgaben sowie die Abgrenzung der Aufgaben innerhalb der Beteili-
gungsmanagementorganisation sind in der in Fach 2 A dargestellten Verantwortlichkei-
ten-Matrix zusammengefasst.

lll.  Rechte der Legislative

1. Grundung/Erwerb von Beteiligungen

a) Befassung der Bremischen Birgerschaft

Nach Art. 101 Abs. 1 Nr. 3 Brem. LV beschliel3t die Burgerschaft insbesondere Uber die
Ubernahme neuer Aufgaben, fur die eine gesetzliche Verpflichtung nicht besteht, be-
sonders vor Errichtung und Erweiterung von o6ffentlichen Einrichtungen, Betrieben und
wirtschaftlichen Unternehmen sowie vor Beteiligung an solchen Unternehmen.

Nach Art. 101 Abs. 1 Nr. 4 Brem. LV beschliel3t die Blurgerschaft insbesondere Uber die
Umwandlung der Rechtsform von Eigenbetrieben oder Unternehmen, an denen die
Freie Hansestadt Bremen mal3geblich beteiligt ist.

Die Bremische Burgerschaft (Stadt und Land)' hat gem. Art. 105 Abs. 3 Brem. LV ihre
Aufgaben nach Art. 101 Abs. 1 Nr. 3, 4, 6 und 7 der Brem. LV fur die 17. Wahlperiode
auf die HaFA ubertragen.

Grundsatzlich gelten Art. 101 Abs. 1 Nr. 3 und 4 Brem. LV auch fur das Eingehen oder
den Erwerb mittelbarer Beteiligungen, es sei denn die Beteiligung liegt unter 25,1 % und
hat keine besondere Bedeutung flr Bremen. Hier ist bereits nach 8§ 65 Abs. 3 LHO kei-
ne Zustimmung des SfF erforderlich. Dem HaFA wird gleichwohl im Beteiligungsbericht
berichtet.

b) Standardisierter Inhalt der Vorlage

Der Senat holt die Zustimmung der Bremischen Burgerschaft bzw. der Haushalts- und
Finanzausschiisse beim Eingehen einer neuen Beteiligung auf Basis einer umfassen-
den Information tUber das Vorhaben ein.

! Beschliisse vom 04.07.2007
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In der Vorlage sind in der Regel enthalten*:

— die umfassende Beschreibung der (Ubertragenen) Aufgabe bzw. des Gegenstandes
des betreffenden Unternehmens,

— eine Aussage zum wichtigen Interesse des Landes Bremen im Sinne des 8§ 65 LHO,

— die konkrete Darlegung von messbaren Zielen der Auslagerung bzw. der Beteili-
gung, auch in Bezug auf die strategischen Ziele Haushaltssanierung und Verwal-
tungsmodernisierung,

— die Begrindung der gewahlten Rechtsform,

- eine angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei finanzwirksamen Mal3-
nahmen (8§ 7 Abs. 2 LHO),

— die haushaltsmalRige Zuordnung der Beteiligung und die Benennung des flr die Be-
teiligung zustandigen Fachressorts,

— die erwarteten finanziellen Auswirkungen der Auslagerung/des Unternehmens bzw.
des Erwerbs fur den laufenden (Doppel-)Haushalt und weitere drei Jahre,

- eine Aussage, ob Bremen Personal und/oder Sachressourcen in die Beteiligung U-
berfuhrt,

— Auswirkungen auf die Personalausstattung der Kernverwaltung,
— eine Aussage zu den Personalkosten in der Gesellschatft,

- die Verpflichtung zur erneuten Berichterstattung - in der Regel nach Ablauf von zwei
Jahren — in der dann dargelegt wird, ob Bremen die angestrebten Ziele erreicht hat,
bzw. die erwarteten finanziellen Auswirkungen tberprift werden,

- eine Aussage, ob das Eingehen von Unterbeteiligungen satzungsmafiig vorgesehen
ist,

— eine Aussage, ob die betriebswirtschaftliche Buchungssoftware SAP/R3 bzw. my-
SAP ERP 5.0 in Eigenregie bzw. Uber eine Servicestelle genutzt werden soll oder
eine Begriindung fur die Wahl eines anderen Systems.

Der Vorlage ist als Anlage ein Businessplan beizufligen, dessen Ausfuhrlichkeit im Ver-

haltnis zum Umfang des geplanten Unternehmens und zum Einfluss Bremens auf die

Gesellschaft zu stehen hat. Der Businessplan sieht eine Planungsperiode von funf Jah-

! hierzu Verweis auf den in Fach 6 C enthaltenen Beschluss der Bremischen Biirgerschaft vom 6. Mérz
2002
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21.

22.

23.

ren fur Neugrindungen vor. Ein Muster fur einen derartigen Businessplan ist in Fach 2

G enthalten.

2. Liquidation/Veraduf3erung von Beteiligungen

Nach 8 65 Abs. 7 LHO unterliegen VerdufR3erungen von unmittelbaren Beteiligungen
Bremens der Einwilligung der Burgerschaft, wenn die zu verduRernden Anteile Bremens
an dem Beteiligungsunternehmen besondere Bedeutung haben und deren Veraulie-
rung nicht im Haushaltsplan Bremens vorgesehen ist, soweit nicht aus zwingenden
Grinden eine Ausnahme geboten ist. Ist die Zustimmung nicht eingeholt worden, so ist
die Biurgerschaft alsbald von der Veréauf3erung zu unterrichten.

Nach Art. 101 Abs. 1 Nr. 6 Brem. LV unterliegt die Veraul3erung von Beteiligungsgesell-
schaften der Zustimmung der Bremischen Birgerschatft, soweit es sich nicht um ein
Geschéft der laufenden Verwaltung handelt. Die Bremische Birgerschaft hat auch die-
se Aufgabe gemal Art. 105 Abs. 3 der Brem LV auf den HaFA lbertragen. Nach den
Beschlussen der Bremischen Birgerschaft (Stadt und Land) vom 04.07.2007 sieht sie
diese Geschéfte im Sinne von Art. 101 Abs. 1 Nr. 6 und 7 der Brem. LV mit einem Ge-
genstandswert unterhalb einer Million Euro als Geschéfte der laufenden Verwaltung an.

3. Budgetrecht und Berichterstattung

Das Budgetrecht der Bremischen Birgerschaft als Haushaltsgesetzgeber ist in Bezug
auf Beteiligungen voll gewahrt, indem entsprechende Einnahmen und Ausgaben der
bremischen Haushalte Bestandteile des jeweiligen Haushaltsplanes und Haushaltsvoll-
zuges sind.

Die QEBM beim SfF erarbeitet fir den Senat periodische Berichte zur Vorlage an die
Bremische Burgerschaft/die Haushalts- und Finanzausschiisse. Hierzu wird auf die Be-
richtspflichten der QEBM (val. Abschnitt E.I.) verwiesen.
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26.

C. Steuerung mit Zielen

l. Grundlagen

Das zustandige Fachressort legt unter Beachtung der ressortibergreifenden Vorgaben
des Senats Ziele fir die jeweilige Beteiligungsgesellschaft im Sinne einer ergebnisorien-
tierten Steuerung fest. Dabei geht es darum, mittels Finanz- und Leistungszielen die
konkrete Messbarkeit der in einem festgelegten Zeitraum zu erbringenden Leistung
bzw. die zu erreichenden Ergebnisse, d. h. die Menge und Qualitat, die bereitgestellten
Ressourcen, die Art und den Umfang des Informationsaustausches sowie gegebenen-
falls weitere Rahmenbedingungen festzulegen. Die Ziele sind mit der Gesellschaft ab-
zustimmen.

Bei einheitlicher Leitung tber verbundene Unternehmen umfasst die Zielsteuerung der

Obergesellschaft in der Regel auch die Ziele fir die verbundenen Unternehmen.

Il. Form/Verfahren

Die zu wahlende Form der Zielsteuerung richtet sich nach den Anforderungen des
Einzelfalles. Folgendes Instrumentarium steht flexibel zur Verfligung:

e Kontrakte

e Tantiemevereinbarungen

e Geschaftsbesorgungs-/ Leistungsvertrage
e Zuwendungsvertrage/-bescheide

e Gesellschafteranweisungen

Bei Vereinbarungen/-vertrdgen erfolgt die Zielbildung in Absprache mit der Gesell-
schaft/Geschaftsfuhrung. Bei formal einseitigen MalRnahmen (Bescheide, Anweisun-
gen) fuhrt das zustandige Fachressort mit der Gesellschaft vorherige Informationsge-
sprache. Ist bei der Umsetzung der Zielsteuerung der Aufgabenbereich des SfF berthrt
(z. B. Tantiemevereinbarung, Gesellschafterbeschluss) erfolgt eine vorherige Abstim-
mung mit der QEBM. Die vereinbarten unternehmensspezifischen Kennzahlen sind
Kernelement der Zielsteuerung. Das gewahlte Steuerungsinstrument ist in der Pla-
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nungsrechnung der Gesellschaft zu benennen. Der QEBM ist auf Anforderung eine Ko-
pie des entsprechenden Dokuments (Zielsteuerung) zu Uberstellen.

Am Beispiel von Aufbau und Inhalt des in Fach 2 B enthaltenen Musterkontraktes sind
die Grundlagen der Zielentwicklung und —festlegung naher ausgefthrt.

Der Musterkontrakt dient neben der Entwicklung und Festlegung der Ziele zugleich
auch der Strukturierung und Dokumentation des Prozesses. Daher dient er auch als
Leitfaden fur die Zielentwicklung und—festlegung, wenn kein Kontrakt mit einer Gesell-
schaft abgeschlossen werden soll, sondern ein anderweitiges Steuerungsinstrument
(siehe Tz. 26) zum Einsatz kommt. Entsprechend sind die fur die Gesellschaft festzule-
genden operativen Ziele auf vorhandene strategische Leitlinien der FHB sowie eine
gemeinsame strategische Zielausrichtung des Fachressorts und der Gesellschaft fur
das Unternehmen auszurichten.

Eine Mustertantiemevereinbarung mit grundsatzlichen Erlauterungen zur Ausgestaltung
istin Fach 4 G enthalten.

Im Geschaftsfihreranstellungsvertrag wird der grundsatzliche Anspruch auf eine Tan-
tieme verankert und der erreichbare HOchstbetrag (in aller Regel 10 - 20 % der restli-
chen Bruttovergltung) bestimmit.

Detailregelungen bleiben einer der gesondert abzuschlieRenden Tantiemevereinbarung
vorbehalten, die grundsatzlich fur ein oder zwei Jahre vereinbart wird. Hier werden in
aller Regel mehrere Steuerungskriterien mit unterschiedlicher Gewichtung (z. B. Wirt-
schaftsplanziele, Aufbau eines Controllings, Personalziele (Ausgabenminderungen,
Stelleneinsparungen), z. B. Umsetzung des Ganztagsschulenprogramm) festgelegt, die
dann dem Gesellschafter eine Steuerung der Gesellschaft erméglicht. Durch Abkoppe-
lung von der Laufzeit des GF-Vertrages und die Vereinbarung der Tantiemekriterien fur
relativ kurze Zeitraume ist eine Flexibilitat erreicht, die eine Anpassung an sich wan-
delnde Zielvorstellungen der FHB ermdéglicht. Tantiemen an Geschaftsfuhrer sind damit
in ein Konzept der Steuerung von Beteiligungsgesellschaften eingebunden.
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D. Planung der Beteiligungsgesellschaften

l. Vorbemerkung

Die Beteiligungsgesellschaften haben eine Planungsrechnung nach den im Folgenden
dargestellten Grundséatzen zu erstellen.

Il. Planungsinstrumente und Planungsgréi3en

Die Planungsrechnung besteht aus den Elementen Wirtschaftsplan und Management-
plan, wobei der Managementplan ein Berichtsauszug aus den Wirtschaftsplan in stan-
dardisierter Form ist . Der Wirtschaftsplan besteht mindestens aus den Elementen Er-
folgsplan, Personalplan und Vermodgensplan und bei Bedarf aus den Elementen Fi-
nanzbedarfsplan und Planbilanz. Fakultative Elemente, Gliederung, Detaillierungsgrad
und Dokumentation des von den Beteiligungsgesellschaften zu erarbeitenden Wirt-
schaftsplanes sind unternehmensspezifisch zwischen Gesellschaft und dem zustandi-
gen Fachressort festzulegen. Grundsatzlich gelten die im dargestellten Muster-
Wirtschaftsplan enthaltenen Informationen als Leitfaden (vgl. Fach 2 F). Der dargestell-
te Erfolgsplan (vgl. Fach 2 F Blatt 2) ist im Sinne eines Mindeststandards verbindlich.
Der Managementplan ist verbindlich und muss dem in Fach 2 C enthaltenen Standard

entsprechen. Er dient der standardisierten Unterrichtung des Fachressorts und der
QEBM.

Das erste Planjahr ist in Quartalsabschnitte zu gliedern. Dabei sind unterjahrige
Schwankungen zu bertcksichtigen. Ein linearer Planansatz darf nur gewahlt werden,
wenn die Geschaftsentwicklung entsprechend verlauft. Die nachfolgenden Perioden
werden in Jahresabschnitten geplant.

Der Detaillierungsgrad der Planung im Wirtschaftsplan kann mit zunehmender Entfer-
nung vom Planungszeitpunkt abnehmen. Alle wesentlichen Planungspramissen sollen
schriftlich erlautert werden. Dariiber hinaus sollen die wesentlichen Planungsanséatze
mit zusatzlichen Erlauterungen und Aufgliederungen unterlegt werden. Welche Planan-
sétze als wesentlich anzusehen sind, kann dabei nur im Einzelfall beurteilt werden.

Die zwischen Fachressort und Gesellschaft festgelegten Finanz- und Leistungskenn-
zahlen sind im Managementplan aufzunehmen (vgl. Fach 2 C). Uberdies ist das fiir die
Gesellschaft gewahlte Steuerungsinstrument im Managementplan zu benennen. Ein
Abgleich der Planungsrechnung mit dem Haushalt bzw. der mittelfristigen Finanzpla-
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35.

nung soll erfolgen. Die haushaltsrechtlichen Regelungen bezuglich der Verfugbarkeit
der Haushaltsmittel sind dabei zu beachten.

[ll.  Planungshorizont und Planungszyklus

Der Planungshorizont betréagt drei Jahre. Nach Ablauf des ersten Jahres ist die Pla-
nungsrechnung zu tberarbeiten, so dass das erste Planjahr quartalsweise abgebildet
ist (rollierende Planung). Die fur die Folgejahre aktualisierte Planungsrechnung ist je-
weils bis zum 15. Dezember eines jeden Jahres dem zustandigen Fachressort vorzule-
gen. Die Planungsrechung fur das erste Planjahr bedarf der Zustimmung des Fachres-
sorts und wird dem Quartalscontrolling/der quartalsweisen Berichterstattung (vgl. Tz.
39) verbindlich zugrundegelegt.

Das Fachressort sendet die Wirtschaftsplane nach Genehmigung auf Anforderung an
die QEBM. Das jeweilige Fachressort Gberprift die Managementplane, gleicht sie mit
den genehmigten Wirtschaftsplanen und den getroffenen Zielabsprachen ab und leitet
sie an die QEBM weiter.
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E. Berichtspflichten der Beteiligungsgesellschaften, des
Fachressorts und der QEBM

Die laufende Zielkontrolle tber die von der Zielsteuerung erfassten Beteiligungsgesell-
schaften liegt in der Verantwortung des jeweiligen Fachressorts.

Uber die in Anlage 1 aufgefiihrten Gesellschaften wird dem Senat und HaFA turnusmaé-
RBig berichtet, ansonsten endet die Berichterstattung auf Ebene der QEBM als Berichts-
empfanger.

Mit Zustimmung des SfF kann flr Unternehmensgruppen eine konsolidierte Berichter-
stattung erfolgen. Voraussetzung ist, dass die Zielsteuerung der Obergesellschaft auch
die Ziele fur die verbundenen Unternehmen umfasst (vgl. Tz 25.

Die nachfolgend dargestellten Berichtsformen ,Managementreport®, ,Beteiligungsbe-
richt“, ,Ad-Hoc Risikoberichterstattung” und ,Berichte zu Sonderthemen® geben den
anlasslich der Berichterstattung an Senat und HaFA definierten einheitlichen Standard
wieder und sind gleichzeitig verbindlicher Mindeststandard fur das Berichtswesen samt-
licher von der Zielsteuerung umfassten Beteiligungsgesellschaften. Das Fachressort
definiert je nach Einzelfall dartiber hinausgehende Berichtspflichten.

l. Quartalsweise Berichterstattung

Grundsatzlich erfolgt die unterjahrige Berichterstattung fur die Gesellschaften auf allen
Ebenen quartalsweise tber den Managementreport (vgl. Fach 2 D). Die Beteiligungs-
gesellschaften haben diesen fur jedes Quartal im Geschaftsjahr an das DBM des zu-
standigen Fachressorts zu berichten. Die Berichtspflicht der Gesellschaften muss spa-
testens 25 Tage nach Ende des Berichtzeitraumes erfullt werden.

Das Fachressort kann neben dem Managementreport zusatzliche unterjdhrige Be-
richtspflichten festlegen.

Das jeweilige Fachressort Uberprift die Managementreports auf Basis des Wirtschafts-
planes und des Managementplans auf Einhaltung des Budgets sowie der vereinbarten
Leistungsziele und nimmt eine Auswertung und gegebenenfalls Uberarbeitung vor. Die
Fachressorts leiten die einzelnen Managementreports danach unverziglich, spatestens
jedoch 40 Tage nach Ende des Berichtszeitraums, an die QEBM weiter.

Die QEBM uberprift die Berichte im Hinblick auf ressortiibergreifende Zielsetzungen,
insbesondere finanzwirtschaftlichen Auswirkungen auf die bremischen Haushalte in Ab-
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stimmung mit den Spiegelreferaten beim SfF. Erforderlichenfalls tberarbeitet sie die an
Senat und HaFA weiterzuleitenden Managementreports im Hinblick auf Qualitat, Plau-
sibilitat und Verstandlichkeit in Abstimmung mit dem zustandigen Fachressort. Die
QEBM fasst die Managementreports der vom Berichtswesen an Senat und HaFA er-
fassten Gesellschaften zu einem gemeinsamen Bericht zusammen. Der Bericht umfasst
neben den Managementreports eine Aufsummierung von ausgewahlten Datensatzen
(u. a. Jahresergebnisse, Umsatzerlése, Zuwendungen FHB, Personaldaten). Die Be-
richtspflicht gegeniiber dem Senat beinhaltet Berichte tber das zweite bis vierte Quartal
und soll im letzten Monat des auf den Berichtszeitraum folgenden Quartals erfillt wer-
den.

Die Quartalsberichte (Managementreports) haben folgende Inhalte einzubeziehen:

— Plan-Ist-Vergleich ausgewahlter Daten aus der Gewinn- und Verlustrechnung, des
Beschaftigungsvolumens und der Leistungskennzahlen

— jeweils aktualisierte Prognose fur das Geschaftsjahr und Vergleich mit der Planung
ausgewahlter Daten aus der Gewinn- und Verlustrechnung, der Bilanz, des Beschéf-
tigungsvolumens, der Finanzkennzahlen und der unternehmensspezifischen Leis-
tungskennzahlen

— Ist-Daten zur Liquiditat

— Kommentierung der Abweichungen zwischen der Planung und den Ist-Werten bzw.
der Prognose

— Bericht zu Sonderthemen (optional, siehe Textziffer 45)

— Fuor die Gesamtjahresprognose sind jeweils auch die Vorjahreswerte des entspre-
chenden Zeitraums anzugeben.

Aufbauend auf dem Plan-Ist-Vergleich und dem Prognose-Plan-Vergleich sind alle
Abweichungen zu erlautern, wenn diese Abweichung mehr als 10 v. H. und mindes-
tens 10.000.- € betragt. Die Liquiditat 2. Grades (Erlauterung dieser Kennzahl vgl. Fach
2 E) ist bei einem Wert von unter 100 v. H. zu erlautern.

Die Kommentierung soll die Beschreibung der Abweichung und ihrer Ursachen, eine
Darstellung ihrer Beriicksichtigung in der Prognose sowie der Wirkung der Abweichung
auf die Kosten der FHB beinhalten. Dartber hinaus sind bei negativen Abweichungen
Vorschlage fur GegensteuerungsmalRnahmen anzugeben. Sofern fiur diese Mal3inah-
men die Zustimmung des Fachressorts und/oder des Aufsichtsrates erforderlich sind, ist
dieses entsprechend anzugeben.

Die Kommentierung enthalt grundsétzlich den Kenntnisstand zum Zeitpunkt der Abgabe
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des Berichtes durch die Gesellschaft. Auf wesentliche Aktualisierungen soll im Text der
Senats-/HaFA-Vorlage eingegangen werden.

Zusatzlich kénnen Berichte zu Sonderthemen in die Berichterstattung aufgenommen
werden. Durch einen solchen Bericht nimmt die Geschaftsleitung unabhangig vom Ge-
schaftsverlauf zu speziellen Sachverhalten Stellung, die fur das zustandige Fachressort,
die QEBM oder den Senat von Interesse sind, beispielsweise Berichte zur Liquiditats-
oder Eigenkapitalentwicklung. Die Initiative fir einen solchen Bericht kann von der Ge-
schaftsleitung, vom zustandigen Fachressort, der QEBM sowie vom Aufsichtsrat aus-
gehen.

I. Beteiligungsbericht

Der SfF berichtet im jahrlichen Beteiligungsbericht tber die testierten Jahresabschluss-
zahlen der im Berichtswesen gegeniber Senat und HaFA enthaltenen Gesellschaften.
Uberdies gibt der Beteiligungsbericht einen Gesamtiiberblick liber alle weiteren Gesell-
schaften, an denen die FHB beteiligt ist. Die Gesamtbezilige des jeweiligen Aufsichtsra-
tes und die Vergitungssatze der Einzelmitglieder sollen im Beteiligungsbericht ausge-
wiesen werden.

Der Beteiligungsbericht basiert auf dem gepruften Jahresabschluss, der spatestens 8
Monate nach Ende des Geschéaftsjahres vorzuliegen hat. Die einzelne Gesellschaft
sendet die hierfur erforderlichen Daten bis 30. September eines jeden Jahres auf An-
forderung des SfF zeitgleich an das zustandige Fachressort und die QEBM.

Der Senator fur Finanzen erstellt den Beteiligungsbericht und legt ihn in Abstimmung
mit den Fachressorts dem Senat sowie dem HaFA zur Beschlussfassung vor. Da der
Bericht zugleich der Information der interessierten Offentlichkeit dient, wird der Bericht
auch im Internet verdffentlicht. Die Berichterstattung im Senat hat spatestens zur letzten
Sitzung im Folgejahr des Berichtsjahres zu erfolgen.

lll.  Ad-hoc Risikoberichterstattung

Unabhangig von den regelméafiigen Berichtspflichten sind ggf. Ad-hoc Risikoberichte
durch die Gesellschaften zu liefern. Ausloser einer Ad-hoc Risikoberichterstattung sind
drohende, erhebliche negative Planabweichungen und akute Risiken fur die Unterneh-
mensentwicklung.
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Ein akutes Risiko fur die Unternehmensentwicklung ist dadurch charakterisiert, dass ein
Sachverhalt eingetreten oder unmittelbar zu erwarten ist, der sich zwar noch nicht in
aktuellen Planabweichungen niederschlagt, zukinftig jedoch erhebliche Auswirkungen
auf den Unternehmenserfolg haben kénnte. Die Entscheidung dariber, ob ein Sachver-
halt als ein akutes Risiko fiir die Unternehmensentwicklung einzustufen ist, trifft die Ge-
schaftsleitung der jeweiligen Beteiligungsgesellschatft.

Liegt ein Ausldser fur eine Ad-hoc Risikoberichterstattung vor, so besteht eine unver-
zugliche Berichtspflicht der Beteiligungsgesellschaft, unabhangig von sonstigen Be-
richtspflichten und -zyklen. In dem Bericht sind das Risiko (ggf. mit geschatzter Ein-
trittswahrscheinlichkeit), seine Auswirkungen auf die Planungsrechnung, seine Ursa-
chen, Vorschlage fir Mal3Bhahmen zur Gegensteuerung sowie die Wirkung des Risikos
auf die Kosten fur die FHB darzustellen. Dartiber hinaus sind ggf. Hinweise auf Zustim-
mungspflichten des Fachressorts oder Gesellschafters bzw. des Aufsichtsrates bei den
vorgeschlagenen Malinahmen im Risikobericht aufzunehmen. Hinsichtlich der Struktur
eines Ad-hoc-Risikoberichtes herrscht grundsatzlich Formfreiheit.

Adressaten der Ad-hoc Risikoberichterstattung sind zunachst parallel das zusténdige
Fachressort und die QEBM. Die berichtsempfangenden Ressorts entscheiden in Ab-
hangigkeit von der ressorttibergreifenden politischen und haushaltsméRigen Relevanz,
ob eine Berichterstattung an den Senat erforderlich ist. Eine Risikoberichterstattung an
den HaFA und/oder die Burgerschatft erfolgt gemafR den gesetzlichen Bestimmungen.

Im Anschluss an einen Ad-hoc Risikobericht hat zwingend ein Termin mit dem zustan-
digen Fachressort stattzufinden. Ziel des Termins ist es, die Auswirkungen des identifi-
zierten Risikos sowie mdgliche Handlungsoptionen zu klaren und die weitere Verfah-
rensweise abzustimmen. Spatestens bei diesem Termin hat die Geschaftsfihrung eine
detaillierte Prognose fir die zukinftige Unternehmensentwicklung unter Bericksichti-
gung des Risikos abzugeben.

Fur die Einrichtung eines entsprechenden Risikofrihwarnsystems ist die Geschéftsfih-
rung verantwortlich.

IV. Sonstige Berichte

Neben den dargestellten Berichtspflichten bestehen weitere Berichtspflichten der Fach-
ressorts Uber die zugeordneten Beteiligungen, etwa in Form von Senats- und Deputati-
onsvorlagen und in Form von Berichten an den Rechnungshof. Diesen Berichtspflichten
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ist unabhangig von den Regelungen in diesem Handbuch in unverénderter Form nach-
zukommen.

Unabh&ngig von den regelmalligen Berichtspflichten kann die QEBM im Rahmen ihrer
Zustandigkeit (vgl. Tz. 16) nach Bedarf weitere Berichte zu einzelnen Themen erstellen,
beispielsweise zu ressortiibergreifenden Analysen.
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F. Grundsatzliche Verfahrensregeln

l. Grundung/Erwerb von Beteiligungen

1. Zusammenarbeit zwischen QEBM und Fachressort

Der SfF (QEBM) und das Fachressort fihren die Grindung bzw. den Erwerb einer
Gesellschaft gemeinsam durch. Initiativ fur Grindung bzw. Erwerb einer Beteiligung
wird das Fachressort. Das Fachressort bereitet hierbei die Grindung so vor, dass die
fur die Gremienbefassung erforderlichen Angaben in Abstimmung mit der QEBM erfol-
gen kénnen (vgl. hierzu Abschnitt B.III.1.b)). Insbesondere hat das Fachressort folgen-
de Aufgaben:

- Nachweis der Wirtschaftlichkeit (Hinweis auf § 7 Abs. 2 LHO)

— Erstellen eines Businessplanes (siehe Fach 2 G)

— Definition der Ziele der Ausgrindung/Privatisierung

- Festlegung des Zwecks, der Aufgaben und der Struktur der neu zu griindenden / zu
erwerbenden Gesellschaft

— Sicherstellung der Finanzierung.

Bereits in der Konzeptphase ist die QEBM zu beteiligen. Dies gilt insbesondere auch fur
Verhandlungen mit Privaten. Das Fachressort und die QEBM stimmen ggf. die mdg-
lichst frihzeitige Hinzuziehung externer Berater/innen (Juristen/innen, Wirtschaftspri-
fer/innen) ab.

Die QEBM vertritt die Freie Hansestadt Bremen als Gesellschafter bei Vertragsab-
schlissen in Zusammenhang mit dem Grindungsvorhaben/Erwerbsvorgang. Dies gilt
insbesondere auch fir den Abschluss von Gesellschaftsvertragen.

Die Grundung bzw. die Veraul3erung einer Beteiligungsgesellschaft kann ausschrei-
bungspflichtig sein. Eine vergaberechtliche Prifung ist insbesondere bei Outsourcing
mit Beteiligung Privater durch die Fachressorts ggf. unter Beteiligung externer Bera-
ter/innen vorzunehmen.

Die Grundungskosten einschliel3lich Beraterkosten tragt das Fachressort. Das Fachres-
sort stellt auch das Stammkapital/den Kaufpreis zur Verfigung.
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Hinsichtlich unmittelbarer Beteiligungen sind durch das Verfahren gem. Tz. 57 und 58
die nach 8 65 Abs. 2 LHO erforderlichen Mitwirkungsrechte des SfF gewahrt (vgl. Tz. 33
ff der Hinweise flr die Verwaltung von Beteiligungen Bremens, Fach 3).

2. Gremienbefassung

a) Zustandigkeit

Bei Grundung/Erwerb einer Beteiligung erstellen das zusténdige Fachressort und der
SfF (QEBM) in der Regel eine gemeinsame Vorlage fur den Senat. Die QEBM stimmt
die Vorlage mit dem jeweiligen Fachbereichscontrolling beim SfF (Spiegel) ab. Das
Fachressort befasst die zustéandige Deputation in der Regel auf Basis der Senatsent-
scheidung. Die QEBM erhalt die Deputationsvorlage zur Kenntnis. Die QEBM holt die
erforderlichen parlamentarischen Beschlisse (HaFA) ein.

b) Standardisierter Inhalt

Die vorlegenden Ressorts informieren den Senat umfassend Uber das Vorhaben.
Bezlglich des Inhalts der Vorlage an den Senat gilt Abschnitt B.111.1.b) (Tz. 19) entspre-
chend.

c) Reihenfolge der Gremienbefassung

Vor Beschlussfassung durch den HaFA sind Senat und Fachdeputation zu befassen.

3. mittelbare Beteiligungen

Die Zustimmung nach § 65 Abs. 3 LHO wird nur gegeben, wenn der Gesellschaftsver-
trag, ein Businessplan sowie der Nachweis der Wirtschaftlichkeit und die Darlegung des
offentliches Interesses vorliegen. Der SfF bzw. das zustandige Fachressort kdnnen wei-
tere Inhalte entsprechend Tz. 19 anfordern.

Hinsichtlich mittelbarer Beteiligungen wird gesondert auf die Tz. 39 f. der Hinweise flr
die Verwaltung von Beteiligungen Bremens, Fach 3 hingewiesen.

[I. Liquidation/Veraul3erung von Beteiligungen

Fur das Verfahren bei Liquidation/Verauf3erung einer Beteiligung gelten die Regelungen
fur Grindung/Erwerb von Beteiligungen entsprechend.
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lll.  Wahrnehmung der Gesellschafterrechte

Der SfF (QEBM) vertritt die Freie Hansestadt Bremen als Gesellschafter. Hierbei han-
delt er im Einvernehmen mit dem Fachressort.

Die nachstehenden Regelungen beziehen sich grundsatzlich auf die Gesellschaft mit
beschrankter Haftung. Darauf sind auch die Mustervertrage in Fach 4 ausgerichtet. Fr
Aktiengesellschaften gelten die gesetzlichen und jeweiligen satzungsrechtlichen Rege-
lungen und ggf. die Regelungen des Deutschen Corporate Governance Kodex. Solange
die Satzung noch nicht an den Mustervertrag angepasst ist, haben abweichende gesell-
schaftsvertragliche Normen Vorrang vor den nachstehenden Regelungen,.

Zu den Aufgaben als Gesellschaftervertreter gehéren die Vertretung in Gesellschafter-
versammlungen und das Fassen schriftlicher Beschlisse der Gesellschafterversamm-
lung, insbesondere Uber

— die Bestellung und Abberufung von Geschaftsfiihrern und Aufsichtsraten
— die Feststellung des Jahresabschlusses nebst Gewinnverwendung

- die Entlastung von Geschaftsfiihrung und Aufsichtsrat

- die Wahl des Abschlussprifers

— die Durchfihrung von Kapitalma3nahmen

— die Vornahme von Anweisungen an die Geschaftsfihrung sowie

— Grindungssatzung und deren Anderungen

Bei mittelbaren Beteiligungen regelt der jeweilige Gesellschaftsvertrag die Beteiligung
der Freien Hansestadt Bremen bei Gesellschafterentscheidungen.

Der SfF Ubt Uber die QEBM die Auskunfts- und Einsichtsrechte nach § 51 a GmbHG
aus.

Hinsichtlich der Abgrenzung der Verantwortlichkeiten der QEBM und dem Fachressort
wird auf die Verantwortlichkeiten-Matrix in Fach 2 A verwiesen.

1. Grundsatzliche Verfahrensregelungen

Der SfF bevoliméchtigt in der Regel den Leiter der QEBM mit der Vertretung der Freien
Hansestadt Bremen als Gesellschafter. Dies kann durch Generalvollmacht erfolgen. Der
Leiter der QEBM hat das Recht, Untervollmacht zu erteilen.
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Die QEBM stimmt die Beschliisse mit dem Fachressort ab. Uberdies kénnen Vertre-
ter/innen des Fachressorts als Gast an den Gesellschafterversammlungen teilnehmen.
Dies ist insbesondere sinnvoll, wenn fir die Gesellschaft kein Aufsichtsrat besteht und
die satzungsmaligen Aufgaben des Aufsichtsrates durch die Gesellschafterversamm-
lung wahrgenommen werden. In diesem Fall nehmen Vertreter des Fachressorts als
Gast regelmalRig teil und sind infolge des internen Abstimmungserfordernissesim Sinne
eines Einvernehmens hinsichtlich der zugewiesenen Fach- und Ressourcenverantwor-
tung die inhaltlichen Entscheidungstrager.

Die Gesellschaft Gbermittelt dem Fachressort Kopien der Unterlagen, die die QEBM als
Gesellschaftervertreterin erhalt. Dies sind insbesondere:

- Einladung, Tagesordnung sowie Beschlussvorlagen zur Gesellschafterversammlung
— die Protokolle der Gesellschafterversammlung

— Ausfertigung schriftlicher Beschliisse und Beschlussvorlagen hierzu.

2. Gesellschaftervertrag/Satzung

Die QEBM fasst den Gesellschaftsvertrag in Einvernehmen mit dem Fachressort auf
Grundlage des geltenden Mustervertrags (vgl. Fach 4 A) ab.

Im Falle einer Beteiligung Dritter verhandelt die QEBM unter Beteiligung des Fachres-
sorts mit dem Dritten Gber den Inhalt des Gesellschaftsvertrags.

3. Auswahl/Bestellung/Abberufung und Anstellung der Geschéaftsfihrer

Das Fachressort trifft die personelle Auswahl des Geschéftsfiihrers/der Geschéftsfihre-
rin und entscheidet Uber die Beendigung der Geschaftsfiuhrertatigkeit. Das Auswahlver-
fahren erfolgt kiinftig in Abstimmung mit der QEBM. Uber die Beteiligung des Senators
fur Finanzen am Auswahlverfahren im Einzelfall entscheiden das Fachressort und die
QEBM einvernehmlich. Das Fachressort entscheidet im Einzelfall in Abstimmung mit
der Senatorin fur Finanzen Uber die Einschaltung einer Personalberatungsgesellschatft.

Fur das Auswabhlverfahren gelten die folgenden Standards:
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1. Der Aufsichtsratsvorsitzenden entscheidet Giber den Inhalt des persénlichen Anfor-
derungsprofils. Dabei ist das zustandige Fachressort sowie ggf. die QEBM und die
bisherige Geschaftsfihrung zu beteiligen.

2. Auf Basis des Anforderungsprofils erfolgt eine Giberregionale Ausschreibung und ggf.
gezielte Ansprachen durch eine Personalberatungsgesellschaft. Aus dem Aus-
schreibungsverfahren sollen mehrere geeignete Bewerber fir eine Endauswahl her-
vorgehen.

3. Bei Einschaltung einer Personalberatungsgesellschaft ist in Abstimmung mit der
QEBM ist mindestens das folgende Leistungspaket zu vereinbaren:

Erarbeitung eines Anforderungsprofils
Vorschlag ggeigneter Medienauswabhl einschlie3lich Anzeigengestaltung
Bewerberansprache und Bewerbervorauswabhl

Erstellen von vollstéandigen einheitlichen Bewerbermappen (inkl. Referen-
zen und Zeugnisse)

Background-Screening von Kandidaten bei naherer Auswahl (Hierzu ge-
hort zumindest die Offenlegung von sonstigen beruflichen Aktivitaten und
Nebentatigkeiten sowie die Offenlegung von Beteiligungen an Gesell-
schaften jeglicher Rechtsform durch Selbstauskunft des Kandidaten.).

4. Unter Federfihrung des Aufsichtsratsvorsitzenden fiihrt eine Findungskommission,
bzw. ein Personalausschuss oder ein sonst vom AR-Vorsitzenden festgelegtes
Auswahlgremium die Endauswahl des Geschéftsfuihrers auf Basis von personlichen
Vorstellungsgesprachen durch. Das Vorstellungsgespréach ist grundséatzlich in Form
eines strukturierten Interviews zu fihren. Ein einfaches, unstrukturiertes Intervies ist
ausreichend, wenn ein oder mehrere erganzende Instrumente zur Personalauswahl
entsprechend Anlage 6 des Leitfaden Personalauswahl der Senatorin fir Finanzen
vom 19.04.2007 eingesetzt werden konnten. Die Auswahlentscheidung ist schriftlich
zu dokumentieren und zu begriunden.

5. Vor Einstellung hat der Bewerber einen Auszug beim Bundeszentralregister zu be-
antragen, der vor Abschluss des Anstellungsvertrages unmittelbar an das zustandi-
ge Fachressort als Einstellungsbehdrde zu Ubersenden ist
(8 30 Abs. 5 Satz 1 BZRG). Der Bewerber ist unabhéngig hiervon nach einstellungs-
relevanten Vorstrafen zu befragen.
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Vor Abschluss des Geschéftsfiihreranstellungsvertrages hat sich der Bewerber auf
Kosten der Gesellschaft einer amtséarztlichen Untersuchung zu unterziehen.

Vor Einstellung hat der Bewerber weiter zum Nachweis geordneter Vermégensver-
haltnisse die Auskunft einer Wirtschaftsdatei beizubringen.

6. Fur die erstmalige Anstellung soll eine sechsmonatige Probezeit und eine nur drei-
jahrige Vertragslaufzeit vereinbart werden.

Bei der Verlangerung von Geschaftsfuhreranstellungsvertragen kann auf die Durchfih-
rung des Auswahlverfahrens verzichtet werden.

Die QEBM nimmt die Bestellung und Abberufung mittels Gesellschafterbeschluss vor.

Der/die Vorsitzende des Aufsichtsrats vertritt die Gesellschaft beim Abschluss des
Geschaftsfuhrer-Anstellungsvertrags (zum Verfahren siehe Tz. 92).

4. Bestellung/Abberufung und Vergutung der bremischen Aufsichts-
ratsmitglieder

Der Senat der FHB entscheidet namentlich Uber die Bestellung und Abberufung von
Aufsichtsratsmitgliedern der FHB. Die vorlegenden Ressorts sollen durch ihre Beset-
zungsvorschlage fur eine kompetente und interessenkonfliktfreie Besetzung sorgen. Bei
den Besetzungsvorschlagen solle darauf geachtet werden, dass dem Aufsichtsrat je-
derzeit Mitglieder angehoren, die Uber die zur ordnungsgemafien Wahrnehmung der
Aufgaben erforderlichen Kenntnisse, Fahigkeiten und fachlichen Erfahrungen verfigen
und die hinreichend unabhéangig sind. Ferner sollen die Tatigkeit des Unternehmens
und potentielle Interessenkonflikte beriicksichtigt werden (siehe hierzu Fach 3 Tz. 62 ff).
Eine unabhangige Beratung und Uberwachung der Geschaftsfihrung wird auch da-
durch ermoglicht, dass dem Aufsichtsrat kein ehemaliges Mitglied der Geschaftsfihrung
angehoren soll.

Erste wichtige Informationen Uber ,sein Unternehmen“ kann das Aufsichtsratsmitglied
erhalten Uber den im Internet veroffentlichten aktuellen Beteiligungsbericht der Freien
Hansestadt Bremen. Die grundlegenden Regelungen des bremischen Beteiligungsma-
nagements sind ebenfalls unter dieser Internetadresse zu erhalten, in Form des aktuel-
len Handbuchs Beteiligungsmanagement der Freien Hansestadt Bremen und dem Pub-
lic Corporate Governance Kodex fur das Land und die Stadtgemeinde Bremen.

Die Senatorin fir Finanzen weist neu bestellte Aufsichtsratsmitglieder in den Entsen-
dungsschreiben auf diese Publikationen hin.

Die Geschaftsfuhrung handigt zu Beginn der Aufsichtsratstéatigkeit den letzten Jahres-
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abschluss und den letzten von der Gesellschaft vorgelegte Controllingbericht (Mana-
gementreport) aus sowie den aktuellen Gesellschaftsvertrag, die geltende Geschéfts-
anweisung fur die Geschaftsfihrung und die geltende Geschéaftsordnung fur den Auf-
sichtsrat.

RegelmaRig ist — insbesondere bei Beteiligung Dritter als Gesellschafter — gesell-
schaftsvertraglich ein Entsendungsrecht FHB zu vereinbaren (vgl. Hinweise Fach 3, Tz.
55 sowie Mustertext Gesellschaftsvertrag einer GmbH Fach 4 A, 8 8 Abs. Ill). Die
QEBM erstellt in Abstimmung mit den betroffenen Ressorts und der Senatskanzlei eine
Senatsvorlage. Die QEBM setzt die Senatsentscheidung durch Entsendungsschreiben
bzw. Gesellschafterbeschliisse um. Im Entsendungsschreiben wird das zu bestellende
Aufsichtsratsmitglied aufgefordert, eine Erklarung abzugeben, wenn es Beratungsauf-
gaben oder Organfunktionen bei wesentlichen Wettbewerbern des Unternehmens aus-
Ubt. Es ist darauf hinzuweisen, dass sich die Vertreter der FHB aktiv fir die Umsetzung
des Public Corporate Governance Kodex einzusetzen und in lhren Gremien darauf hin-
zuwirken haben, dass dieser umgesetzt wird.

Gemald Senatsbeschluss vom 16. Dezember 1987 (siehe Fach 6) ist eine Senatsbefas-
sung bei der Besetzung der Aufsichtsrate von mittelbaren Beteiligungsgesellschaften in
politisch nicht bedeutsamen Bereichen nicht erforderlich. Hier entscheidet das jeweilige
Fachressort in Abstimmung mit der Senatskanzlei und dem SfF.

Die Vergutung der Aufsichtsratsmitglieder wird durch Beschluss der Gesellschafterver-
sammlung festgelegt. Sind an dem Kapital des Unternehmens unmittelbar oder mittel-
bar maf3geblich juristische Personen des offentlichen Rechts beteiligt und die Aufwen-
dungen des Unternehmens ganz oder zu einem wesentlichen Teil von der 6ffentlichen
Hand getragen, soll keine Uber eine Aufwandsentschéadigung hinausgehende Vergutung
bewilligt werden.

5. Feststellung des Jahresabschlusses und Unterrichtung des Rech-
nungshofes

Bei GmbHSs stellt die Gesellschafterversammlung den Jahresabschluss innerhalb der
ersten acht Monate nach Abschluss des Wirtschaftsjahres fest.

Die Geschaftsfuhrung ladt eine(n) Vertreter/in des DBM und der QEBM zur Abschluss-
besprechung zwischen der Geschaftsfihrung und dem Abschlusspriufer sowie zur Bi-
lanzsitzung des Aufsichtsrates ein.
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Die jahrliche ordentliche Gesellschafterversammlung soll in Anschluss an die Bilanzsit-
zung des Aufsichtsrates stattfinden.

Die Vorbereitung und Durchfihrung der ordentlichen Gesellschafterversammlung und
die fur die Berichterstattung gegentber dem Rechnungshof vorzunehmende Ressort-
prufung soll in sachlichen und zeitlichen Zusammenhang erfolgen (§ 69 LHO).

Bei Aktiengesellschaften wird der Jahresabschluss innerhalb der gesetzlichen Frist
durch den Aufsichtsrat festgestellt.

6. Auswahl, Bestellung und Beauftragung des Abschlusspriufers

Die QEBM wahlt den Abschlussprifer im Benehmen mit den betroffenen Fachressorts
jahrlich aus. Sie holt hierflr nach vorheriger Rickkoppelung mit dem DBM Vergleichs-
angebote und die erforderliche Zustimmung des Rechnungshofes der FHB ein. Wenn
die Rechte des 8§ 53 HGrG in der Satzung verankert sind, holt die QEBM die Zustim-
mung des Landesrechungshofes zum Stimmverhalten der FHB auch dann ein, wenn
Bremen nur die Minderheit der Stimmrechte in der Gesellschafterversammlung hat
(868 Abs. 1 S. 2 LHO). Die QEBM bildet Prifungsverbiinde gleichartiger Gesellschaf-
ten. Eigenbetriebe und Sondervermdgen sollen einbezogen werden.

Die Gesellschafterversammlung bestellt den Abschlussprufer in der jahrlichen ordentli-
chen Gesellschafterversammlung (vagl. Fach 4 A, 8 7 Abs. lll Nr. 3 Mustertext Gesell-
schaftsvertrag einer GmbH).

Der/die Aufsichtsratsvorsitzende beauftragt den Abschlussprifer unverziglich nach
dessen Wahl. Hat die Gesellschaft keinen Aufsichtsrat, tritt der Gesellschafter (SfF) an
dessen Stelle. Bei Aktiengesellschaften und bei Fehlen einer entsprechenden Regelung
im Gesellschaftsvertrag einer GmbH gilt 8 111 Abs. 2 S. 3 AktG. Bei der Beauftragung
des Abschlussprifers soll er von der Méglichkeit Gebrauch machen, (in Abstimmung
mit dem Fachressort) besondere Schwerpunkte der Priifung festzulegen, bspw. die U-
berprifung des Erreichens der Tantiemevoraussetzungen. Hierzu sollte der Aufsichts-
ratsvorsitzende im Vorfeld der Beauftragung Kontakt zum Abschlussprufer herstellen,
bspw. in Form eines personlichen Gesprachs.

Nach Priufung von funf Abschlussperioden ist die Prifungsgesellschaft zu wechseln.
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IV. Aufgaben des Aufsichtsrates

Der Aufsichtsrat hat die ihm durch Gesetz und Satzung zugewiesenen Aufgaben,
insbesondere obliegt ihm die Uberwachung der Geschaftsfiihrung.

Die nachstehenden Regelungen beziehen sich grundsatzlich auf die Gesellschaft mit
beschrankter Haftung, die einen fakultativen Aufsichtsrat hat, aus. Tz. 67 2. Absatz gilt
entsprechend.

1. Abschluss des Geschaftsfihreranstellungsvertrages

Der Abschluss, die Anderung und die Kiindigung des Geschaftsfiihreranstellungsver-
trages obliegt gem. der satzungsméaRigen Regelung (vgl. Fach 4 A, 8 9 Abs. Il Muster-
text Gesellschaftsvertrag einer GmbH) dem/der Vorsitzenden des Aufsichtsrates.

Die Beteiligung der QEBM beim Senator fir Finanzen wird durch vorherige Mitzeich-
nung des ausgehandelten abschlieR3enden Vertragstextes, der zum Verbleib in der Akte
bestimmt ist, durch Handzeichen sichergestellt (,4-Augen-Prinzip").

Eine Unterzeichnung ohne entsprechende Mitzeichnung ist unzuléssig.

Bei Aktiengesellschaften und bei Fehlen einer entsprechenden Regelung im Gesell-
schaftsvertrag einer GmbH gilt § 112 AktG.

Der Anstellungsvertrag, insbesondere die Hohe des Gehalts und die Dauer der Anstel-
lung, wird vom Fachressort vorbereitet. Er soll dem geltenden Mustervertrag (vgl. Fach
4 E) entsprechen.

RegelmaRig soll der Geschaftsfuhreranstellungsvertrag eine Tantiemevereinbarung
(Vereinbarung eines flexiblen Entgeltbestandteils) enthalten, die der Mitzeichnung (vgl.
Tz. 91) durch die QEBM unterliegt. Die Tantieme hat sich am Erreichen der in der
Zielsteuerung niedergelegten Finanz- und Leistungsziele der jeweiligen Gesellschaft zu
orientieren (vgl. Abschnitt C.). Die Mitzeichnung (vgl. Tz. 91) der QEBM hat die Funkti-
on, die Eignung der Kriterien als Tantiemebestandteil (flexibler Entgeltbestandteil) zu
bewerten, einheitliche Standards zu sichern und die Beachtung rechtlicher Anforderun-
gen sicherzustellen.

Die Geschaftsfuhrervergitung soll unter Einbeziehung von etwaigen Konzernbeziigen
in angemessener Hohe festgelegt werden. Kriterien fur die Angemessenheit der Vergu-
tung bilden insbesondere die Aufgaben des Geschéftsfihrungsmitglieds, seine Leistun-
gen sowie die wirtschaftliche Lage, der Erfolg und die Zukunftsaussichten des Unter-
nehmens unter Berticksichtigung seines Vergleichsumfeldes. Betriebliche Altersversor-
gungen sollen nicht vereinbart werden.
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2. Berichte des Aufsichtsrates an die Gesellschafterversammlung

Die Geschaftsfuhrung Uberlasst das Sitzungsprotokoll unverziglich nach Vorliegen dem
Fachressort sowie der QEBM, letzterer per E-Mail. Der Aufsichtsrat wirkt darauf hin,
dass die Protokolle innerhalb von 14 Tagen nach Sitzungstermin fertiggestellt sind (vgl.
Fach 4 A § 8 Abs. XI Mustertext Gesellschaftsvertrag einer GmbH).

Uber die Ergebnisse und Handlungsempfehlungen zur Verbesserung der Tatigkeit des
Aufsichtsrates erfolgen regelmaiiige Leistungsberichte an die Gesellschafterversamm-
lung.

V. Mandatsbetreuung

Das Beteiligungsmanagement nimmt durch das Angebot einer Mandatstragerbetreuung
eine unterstitzende Funktion wahr. Die Entscheidungsverantwortung liegt bei den ent-
sandten Mandatstragern.

Aufsichtsratsmitglieder, die Mitglieder des bremischen Senats oder Bedienstete der
Freien Hansestadt Bremen sind, werden in fachlicher Hinsicht vom DBM des jeweiligen
entsendenden Ressorts betreut, bzw. das DBM stellt die Betreuung durch die zustandi-
ge Einheit sicher. Der Aufsichtsratsvorsitzende soll eine Abstimmung mit den brigen
vom Senat entsandten Aufsichtsratsmitglieder herbeifiihren und geht auf entsprechende
Bitten der Senatsressorts, die ebenfalls einen Vertreter im Aufsichtsrat stellen, ein. Die
Geschaftsfuhrung Uberlasst die Sitzungsunterlagen den DBM bzw. der zustandigen
Einheit der entsendenden Ressorts unverziglich nach Vorliegen. Die Tagesordnung
und etwaige Beschlussvorschlage sowie entscheidungsnotwendige Sitzungsunterlagen
sind mit der Einberufung 14 Tage vor der Sitzung mitzuteilen.* Das DBM zieht die
Fachabteilungen bzw. Fachreferate des eigenen Hauses aufgrund deren Fach- und
Budgetverantwortung zu der Vorbereitung hinzu.

Beim SfF zieht die QEBM Uberdies die Spiegelreferate bei Vorhaben und Beschliissen
mit finanzwirtschaftlichen Auswirkungen auf die FHB hinzu.

VI. Offenlegung von Vorstands- und Geschéftsfihrervergitungen

In 8 3 Abs. 5 des Musteranstellungsvertrages fur Geschéftsfiuihrer (Haupttatigkeit) (Fach
4 E.) ist eine Musterklausel enthalten, nach der der / die Geschaftsfihrer/ -in zustimmt,

! vgl. § 2 Abs. IV i.V.m. § 2 Abs. Il der Muster-Geschéftsordnung fiir den Aufsichtsrat einer Gesellschaft

mit beschrankter Haftung (Fach 4 C)
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dass die Vergutung im Anhang des Jahresabschlusses aufgeteilt nach Fixum und er-
folgsbezogenen Komponenten ausgewiesen und dass die Tantiemevereinbarung ohne
Betrage den mit der Beteiligungssteuerung befassten Dienststellen, dem bremischen
Senat sowie der Bremischen Burgerschaft zur Verfigung gestellt wird.

Die Musterklausel erfolgt in Anlehnung an die entsprechende Bundesregelung in Ge-
schaftsfihreranstellungsvertragen von Bundesbeteiligungen. Im tbrigen enthalten auch
der Deutsche Corporate Governance Kodex und der Public Corporate Governance Ko-
dex fur Bremen entsprechende Empfehlungen. Fir borsennotierte Aktiengesellschaften
sieht der Gesetzgeber entsprechende Offenlegungspflichten vor. Da eine gesetzliche
Offenlegungsbefugnis fur nicht bérsennotierte Gesellschaften fehlt, bedarf es zur Um-
setzung des jeweiligen Einverstandnisses des Geschéftsfihrungs-/Vorstandsmitgliedes
im Anstellungsvertrag.

Die Vereinbarung, dass die Tantiemevereinbarung den mit der Beteiligungssteuerung
befassten Dienststellen, dem bremischen Senat sowie der Bremischen Burgerschaft zur
Verfigung gestellt wird, ist in all den Fallen relevant, in denen die Tantiemevereinba-
rung das mal3gebliche Steuerungsinstrument des Fachressorts ist. Dadurch wird die
erforderliche Transparenz Uber die Zielbestimmung und den Zielbestimmungsprozess
sichergestellt.

VIl. Vertragsgestaltung

Fur die Vertragsgestaltung sowie die Ausgestaltung der inneren Ordnung der Gesell-
schaften sind grundsatzlich die Mustertexte Recht heranzuziehen (Fach 4). Wesentliche
Abweichungen im Einzelfall sind mit der QEBM abzustimmen, soweit diese den Vertrag
nicht selbst abschlie3t oder ohnehin ein Mitzeichnungs- oder Zustimmungserfordernis
besteht. Die bei Gesellschaften bestehenden Regelwerke werden im Zusammenhang
mit weiterem notwendigen Anderungsbedarf angepasst.

Die in den Mustervertragen niedergelegten Standards sind nach Méglichkeit auch bei
Minderheitsbeteiligungen durchzusetzen.
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Anlage 1
Liste der Gesellschaften, Uber die an Senat und HaFA berichtet wird

Senator fur Umwelt, Bau, Verkehr und Europa

BREPARK GmbH, Bremen

Bremer StraRenbahn AG, Bremen ("BSAG")
Facility Management Bremen GmbH
Hanseatische Naturentwicklung GmbH
Rhododendronpark GmbH

Senator fur Wirtschaft und Hafen

bremenports GmbH & Co. KG

Bremen Marketing Gesellschaft mbH

Bremer Investitions-Gesellschaft mbH

Bremer Design GmbH

Bremer Ratskeller GmbH
Fischereihafen-Betriebsgesellschaft mbH (FBG)
Flughafen Bremen GmbH

Grol3markt Bremen GmbH

HVG Hanseatische Veranstaltungs GmbH

BTZ Bremer Touristik-Zentrale Gesellschaft fir Marketing und Service mbH, Bremen
Glocke Veranstaltungs-GmbH, Bremen

BRG Bremer Rennbahn GmbH

Féhren Bremen-Stedingen GmbH

Senator fir Kultur
Bremer Theater Grundstiicks GmbH & Co KG
Theater Bremen GmbH

Senatorin fir Finanzen
Ausbildungsgesellschaft Bremen mbH
Bremen Online Services GmbH & Co KG
bremen.online GmbH

Bremer Aufbau-Bank GmbH
Gesellschaft flir Bremer Immobilien mbH

Senatorin flir Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales
Bremer Arbeit GmbH

Bremer Zentrum flir Laboratoriumsmedizin GmbH
Gesundheit Nord gGmbH Klinikverbund Bremen
Klinikum Bremen-Mitte gGmbH

Klinikum Bremen-Nord gGmbH

Klinikum Bremen-Ost gGmbH

Klinikum Links der Weser gGmbH
Klinikservice-Gesellschaft Bremen mbH
Rehazentrum Bremen GmbH

Werkstatt Nord gGmbH

Senator fir Inneres und Sport
Bremer Bader GmbH

Senator fir Bildung und Wissenschaft
GAUSS Gesellschaft fur Angewandten Umweltschutz und Sicherheit im Seeverkehr mbH

Beteiligungshandbuch Fach 1 Seite 34
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Fach 2

Standards Planungs- und
Berichtswesen
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Musterkontrakt Beteiligungsmanagement der FHB

o\ooj

l. Kontraktgrundlagen:

1. Kontraktpartner:
1.1. Freie Hansestadt Bremen: [zustdndiges Fachressort]

1.2. Beteiligungsgesellschaft: [Firma]

2. Kontraktperiode:

[z. B. Wirtschaftsjahre/Haushaltsjahre 2006 bis 2007]

3. Grundlagen der Leistungserbringung:

[z. B. Gesellschaftsvertrag
Beleihungsvertrag

Rahmenvertrag, Geschaftsbesorgungsvertrag, etc.

ggaf. gesetzliche Grundlagen]

4. Beschreibung des Kontraktgegenstandes:

(hier: Beschreibung der von der Gesellschaft zu erbringenden Leistun-

gen)

Auf der Grundlage der genannten Rahmenbedingungen sind von der Gesellschaft

folgende Leistungen zu erbringen:

2. Auflage



Musterkontrakt Beteiligungsmanagement der FHB B
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[I.  strategische Ziele / mittelfristige Entwicklung:

1. strategische Leitlinie der FHB:

Fir die Freie Hansestadt Bremen und damit fur alle Fachressorts, Dienststellen
und steuerungsrelevanten Beteiligungen

» Konsolidierung des Haushalts der FHB (Sanierung)
* Prozessoptimierung, Effizienzsteigerung (Innovation)

Das Haushaltskonsolidierungskonzept der FHB sowie sonstige Vorgaben des Se-
nates sind bei allen Kontrakten verpflichtender Rahmen.

2. strategische Ziele der Kontraktpartner (Grundausrichtung der Gesell-
schaft):

In Abstimmung mit den Ubergeordneten Zielen der FHB vereinbaren die Kontrakt-
partner folgende strategische Zielausrichtung:

[Beschreibung der strategischen Ziele fir die Gesellschaft]

3. mittelfristige Ziele der Kontraktpartner:
(Zielprioritaten/kritische Erfolgsfaktoren)

[ggf. Darstellung und Festlegung von Zielprioritaten bzw. kritischen Erfolgsfaktoren
fur die Gesellschaft (Ableitung von Oberzielen / Unterzielen):]

Zentrale Ziele fir die Kontraktperiode sind:

2. Auflage



Musterkontrakt Beteiligungsmanagement der FHB
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4.

a)

mittelfristige Entwicklung der Budgets/Kennzahlen:

Wirtschaftsplan der Gesellschaft (Eigenvermdgen):

[Darstellung von Vergangenheitswerten (z. B. der letzten 3 Jahre) und der Mittelfrist-

planung der Gesellschaft, um Entwicklungstendenzen aufzuzeigen und Budgetan-

satze (Wirtschaftsplan, Mittelfristplanung der Gesellschaft und die Haushaltseckwer-
te der FHB) abzustimmen.]

Kosten fir die FHB

Ist 2003

Ist 2004

Ist 2005

Plan 2006

Plan 2007

Plan 2008

Zuwendungen der FHBY
Geschaftshesorgung

fur die FHBY
sonstige Umséatze FHBY
sonstige Ertrage FHBY

Summe Y

1 vgl. Managementplan Fach 2 C

Finanzkennzahlen:

[z.B.]

[Umsatzrentabilitat]
[Eigenkapitalrentabilitat]
[Personalaufwandsquote]
[Investionsquote]
[Eigenkapitalquote]

Leistungskennzahlen:

[z.B. fir die BS AG:]
[beforderte Personen]

[Zuschuss FHB/beforderte
Personen]

[Fahrgeldertrage/ beforderte
Personen]

[beforderte Personen/

Nutzwagenkilometer]

2. Auflage
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b) ggf. sonstige Verknipfungen mit dem Haushalt der FHB (Treuhand-
/Sondervermdgen, Programmmittel):

Darstellung von Vergangenheitswerten (z. B. letzten 3 Jahre) und der Mittelfristpla-
nung des Fachressorts, um Entwicklungstendenzen aufzuzeigen und Budgetansat-
ze (Mittelfristplanung des Fachressorts / Haushaltseckwerte der FHB) und die ge-
planten Mittel der Gesellschaft fur die Geschaftsbesorgung fur die FHB abzustim-
men:

Ist 2003 Ist 2004 Ist 2005 Plan 2006 Plan 2007 Plan 2008

z.B.:

Programm 1
Programm 2
Programm 3
Programm ...

1. konkrete Ziele fir den Kontraktzeitraum:

1. Finanz- und Leistungsziele

a) Vereinbarung von Leistungs- und Finanzzielen

Definition der Leistungs- und Finanzziele fir den Kontraktzeitraum, jeweils unter
Angabe des (mdglichst klar definierten) Ziels', eines Zielerreichungskriteriums (In-
dikator/Kennzahl) und der angestrebten Zielgréi3e:

! Zur Zielbestimmung kénnen sich bspw. Benchmarks eignen.

2. Auflage



Musterkontrakt Beteiligungsmanagement der FHB

b)

[Bewertung der unter a) definierten Ziele und Darstellung in absoluten Zahlen:]

z. B:
Verminderung des
institutionellen

institutioneller
Zuschuss der

Senkung um 5 %

Zuschusses der FHB|beforderte

unverandert

Kundenzufriedenheit |[Kundeneinschatz.

(Skala 1 bis 6)

um 5 % p.a. bei Personen/
Erhdhung des Umsatzrendite Erhdhung um 0,5 |Verstarkte
nachhaltigen % - Punkte p.a. |Akquisitions-
finanziellen Erfolgs bemihungen

Anzahl der

Beschwerden Senkung um 5 %

Verbesserung Kundenbefra-

Erhéhung der durchschnittl. um 0,3 Punkte gung

[MalRBnahmen zur Zielerreichung kénnen gemeinsam erarbeitet und im Kontrakt festgehalten, oder in
das Ermessen der Gesellschaft gestellt werden.

Grundsatzlich sollte die Erarbeitung von MalRnhahmen jedoch der Geschéaftsfihrung/ dem Vorstand
der Gesellschaften vorbehalten bleiben (Grundsétze des NSM).]

Zielwertentwicklung im Kontraktzeitraum

Ist WiPlan
2005 2006 2007 2008
z. B:
Umsatzrendite 1,8% 2,0% 2,5% 3,0%

Sonstige Ziele im Kontraktzeitraum

Vereinbarung von sonstigen Zielen und Mafl3nahmen:

[z. B.: Die Gesellschaft verpflichtet sich dartiber hinaus, auf folgenden Gebieten ef-

fizienzsteigernde MalRnahmen einzuleiten, fortzufihren bzw. abzuschliel3en:

» Kosten- Leistungsrechnung
* Einflhrung eines Risikomanagementsystems gemal KonTraG

* Erarbeitung eines Vorschlags zur Umstellung von Kostenerstattung auf

tu

ngsentgelt]
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3. Verpflichtungen / Leistungen der FHB

Fur die Verwirklichung der gemeinsam vereinbarten Ziele in den Jahren ... bis
...(Kontraktzeitraum) werden von der FHB folgende Betrage bereitgestellt:

Mittelbereitstellung durch die BB 20/ | 2008 | 200

Verschiebungen zwischen den Jahren sind im Einvernehmen mdglich.

Die Mittelbereitstellung seitens der FHB wird rechtsverbindlich durch Zuwendungs-
bescheid, Geschaftsbesorgungsvertrag, Ergebnisabfiihrungsvertrag, etc. geregelt.
Die Darstellung dieser Verpflichtungen/Leistungen der FHB im Kontrakt ist insofern
deklaratorisch.

Sonstige Verpflichtungen / Leistungen der FHB:
[z.B.: Schaffung von Rahmenbedingungen, Personalliiberlassungen, Refinanzie-

rung von Investitionen, etc.]

4. Verpflichtungen / Leistungen der Gesellschaft

Die Gesellschaft verpflichtet sich, insbesondere zur

» [Festlegung und Dokumentation der geplanten Mal3nahmen zur Zielerreichung
« Fortlaufende Berichterstattung tiber die Zielerreichung

« Entwicklung von GegensteuerungsmafRnahmen und Handlungsoptionen bei
Zielabweichungen

+ Umsetzung des ...-programms gemald Planung bzw. gesonderter Zielvereinba-
rung mit dem Ressort]

2. Auflage
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V.

Berichtswesen und Controlling:

[Festlegung der Berichte, Berichtsinhalte und -intervalle]

« Regelungen grundsatzlich entsprechend den im Organisationshandbuch Betei-
ligungsmanagement festgelegten Standards

- Regelungen zur Datentubermittlung

Folgen von Zielabweichungen/Zielerreichung:

Beide Partner sind sich darlber einig, dass die Nichteinhaltung von Kontraktzielen
Konsequenzen flr die Bereitstellung o6ffentlicher Mittel durch die FHB nach sich
ziehen kann.

Zielerreichung / positive Zielabweichungen

Festlegung von Anreizen:

« [z.B.: nicht benétigte Zuschiisse kdnnen den Rucklagen der Gesellschaft zuge-
fuhrt werden und stehen fur zukinftige Aufgaben der Gesellschaft zur Verfu-

gung]
+ [ggf. Verknupfung mit Tantiemevereinbarungen fur die GF / den Vorstand]

Zielverfehlung / negative Zielabweichungen

Festlegung von Sanktionen:

« [z.B.: nicht durch die vereinbarten Zuschisse gedeckte Jahresfehlbetrage sind
von der Gesellschaft selbst im kommenden Wirtschaftsjahr auszugleichen]

Offnungsklausel

Sollten beide Kontraktparteien tbereinkommen, dass die gesamtwirtschaftliche
Entwicklung die Zielerreichung unmdoglich macht, sind Neuverhandlungen méglich.

2. Auflage
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VI.

Konfliktregelung

Sollte es bei der Abwicklung des Kontraktes oder der Bewertung von Ergebnissen
zu erheblichen Konflikten kommen, wird die QEBM hinzugezogen. Fuhrt dies zu
keiner Einigung, so ist der Sachverhalt dem Senat zur Entscheidung vorzulegen.

Bremen, den ....
[zustandiges Fachressort] [Beteiligungsgesellschaft]

2. Auflage



Managementplan Alle Angaben in T€, sofern nicht anders angegeben

Cc
Blatt 1
Managementplan
Gesellschaft: (Name der Beteiligungsgesellschaft)
Planungszeitraum: Jahr 1 bis Jahr 3
Planungs sgréRen Ist Vorjahr | Prognos e | Planjahr 1 Planjahr' 11| Planjahr 1 [ Planjahr 1 | Planjahr 2 | Planjahr 3
Ifd. Jahr I. Quartal Halbjahr 1.-NI. gesamt
ME Quartal

Gewinn- und Verlustrechnung

Umsatzerlése, davon

aus Geschéaftsbesorgung fiir die FHB

sonstige Umséatze FHB
Bestandsveranderung
Zuwendungen FHB
sonstige Ertrage, davon

sonstige Ertrage FHB
Gesamtleistung 0 0 0 0
bezogenes Material
bezogene Leistungen
Personalaufwand
Abschreibungen
sonstiger betrieblicher Aufwand
Summe Aufwand 0 0 0 0
Betriebsergebnis 0 0 0 0
Beteiligungsergebnis
Zinsertrage

Zinsaufwand

Finanzergebnis 0 0 0 0
Ergeb. d. gewohnl . Geschéftstatigkeit 0 0 0 0
a.o. Ergebnis

Steuern

Ergebnis nach Steuern 0 0 0 0
Bilanz- / Finanz- / Personalkennzahlen

Beschaftigungsvolumen Y VZE

Liquiditat 2. Grades ? %

Leistungs kennzahlen

Erlauterunge n / MaRhahmen

Die Gesellschaft wird gesteuert durch Kontrakt Geschéftsbesorgungs-/ Leistungsvertrag
[ Tantiemevereinbarung [ Zuwendungsvertrag/-bescheid
[ Gesellschafteranweisung vom

1) Das Beschaftigungsvolumen z&hlt die im Planungszeitraum durchschnittlich Beschaftigten umgerechnet auf Vollzeiteinheiten (VZE). Nicht aktive Beschéftigte (Abwesende) werden nicht
einbezogen. Altersteilzeit in der Freistellungsphase wird als aktiv gezahlt. Das Volumen wird dabei entsprechend dem Anteil an Ausgaben wahrend der Vollbeschéftigung ermittelt (bei
vorheriger Vollbeschaftigung i.d.R. 70 %, d.h. 0,7 VZE).

2) Die Liquiditat 2. Grades ist ein Maf fur die Zahlungsféahigkeit der Gesellschaft und gibt an, wie hoch der Anteil der kurzfr. Forderungen und der flissigen Mittel (Bank, Kasse, Schecks,
Wechsel) am kurzfristigen Fremdkapital (Verbindl. a. L.+L, sonst. Verbindl., Kredite und Darlehen mit einer Laufzeit < 1 Jahr, kurzfr. Ruckstellungen) ist.
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Managementreport

Alle Angaben in T€, sofern nicht anders angegeben

D
Blatt 1

Gesellschaft:

(Name der Beteiligungsgesellschaft)

Berichtszeitraum:

01.01. bis XX.XX.20XX

Berichtsgrofien

Berichtszeitraum

Gesamtjahr

]

[ME

Ist

Plan

Abw.

Prognose

Plan

Abw.

Vorjahr

Gewinn- und Verlustrechnung

Umsatzerlose, davon
aus Geschaftsbesorgung fur die FHB
sonstige Umséatze FHB
Bestandsveranderung
Zuwendungen FHB
sonstige Ertrage, davon
sonstige Ertrage FHB
Gesamtleistung
bezogenes Material
bezogene Leistungen
Personalaufwand
Abschreibungen
sonstiger betrieblicher Aufwand
Summe Aufwand
Betriebsergebnis
Beteiligungsergebnis
Zinsertrage
Zinsaufwand
Finanzergebnis
Ergeb. d. gewdhnl. Geschéftstatigkeit
a.o. Ergebnis
Steuern
Ergebnis nach Steuern

Bilanz- / Finanz- / Personalkennzahlen

Bilanzsumme
Eigenkapital, davon
Kapital- / Gewinnrucklagen / SoPoR
Gewinn- / Verlustvortrag
Ruckstellungen
Beschaftigungsvolumen 2 VZE
Gesamtleistung je VZE
Personalaufwand je VZE
Liquiditat 2. Grades n %
gesicherte zeitl. Liquiditatsreichw. ¥  Mnt.

Leistungskennzahlen

Leistungskennzahl 1 Tsd.
Leistungskennzahl 2 TE

Erlauterungen / Mal3nahmen

Erreichen des geplanten Jahresergebnisses

X

verbessert

nicht gefahrdet / geringe Abw.

gefahrdet

©

1) Erscheint eine Glocke, bitte die pos. bzw. neg. Abweichung der Zeile erlautern. Fir die Liquiditat 2. Gr. ist dies der Fall bei unter 100%. Die Liquiditat 2. Gr. ist ein
MaR fir die Zahlungsféhigkeit der Gesellschaft und gibt an, wie hoch der Anteil der kurzfr. Forderungen und der flissigen Mittel (Bank, Kasse, Schecks, Wechsel)
am kurzfr. Fremdkapital (Verbindl. a. L.+L, sonst. Verbindl., Kredite und Darlehen m. e. Laufzeit < 1 Jahr, kurzfr. Rickstellungen) ist.
2) Das Beschaftigungsvolumen zéhlt die Beschaftigten umgerechnet auf Vollzeiteinheiten (VZE). Nicht aktive Beschéftigte (Abwesende) werden nicht einbezogen.
Altersteilzeit in der Freistellungsphase wird als aktiv gezahlt. Das Volumen wird dabei entsprechend dem Anteil an Ausgaben wahrend der Vollbeschaftigung ermittelt
(bei vorheriger Vollbeschaftigung i.d.R. 70 %, d.h. 0,7 VZE).
3) Aussage der Geschéftsfuhrung, gerechnet ab letztem Tag des Berichtszeitraums.
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E
Blatt 1

Erlauterungen Managementreport

sonstige Umséatze FHB
Auf die Unterscheidung zwischen Land und Stadtgemeinde wird verzichtet.

sonstige Ertrage FHB
Die "davon-Zeile" wird erneut eingefuhrt.

Steuern
Die Zeilen "Steuern von Einkommen und Ertrag”" und "sonstige Steuern" sind
zusammengefasst.

nachrichtlich: indirekte Zuschisse
Die Zeile wurde ersatzlos gestrichen, da sich in der bisherigen Berichtspraxis fur sie kein
Bedarf ergab.

Anlagevermdgen / Umlaufvermdgen und sonstige Aktiva
Die Zeilen wurden ersatzlos gestrichen.

Fremdkapital und sonstige Passiva
Die Zeilen wurden ersatzlos gestrichen. Ihr Wert ergibt sich jedoch aus der Differenz
zwischen der Zeile Bilanzsumme und Eigenkapital.

Kapital-/ Gewinnrucklagen / Sonderposten mit Ricklagenanteil
sowie
Gewinn-/ Verlustvortrag und Ruckstellungen

Die drei Zeilen wurden eingefliigt mit dem Ziel, einen Einblick in die Situation und die
Entwicklungserwartung des Eigenkapitals einschlie3lich der offenen Reserven zu
ermdglichen. Die Bilanzzahlen sollen ausschlief3lich als Gesamtjahreswerte geplant und
prognostiziert werden.

Finanz- und Personalkennzahlen

Die Kennzahlen sollen den Vergleich von Gesellschaften innerhalb einer Branche
ermdglichen, sind aber fir branchentbergreifende Vergleiche z.T. nur eingeschrankt
geeignet. Das Individualitatsprinzip gilt weiterhin. Fir den Fall, dass fur die berichtenden
Gesellschaften keine individuellen Kennzahlen festgelegt wurden, sind jedoch die
folgenden neu eingeflgten Kennzahlen verbindlich zu berichten (Formelhinterlegung):

Betelligungshandbuch 2. A.



Blatt 2

Gesamtleistung in &
Beschéftigungsvolumen in Vollzeiteinheiten

Gesamtleistung je VZE in T€ =

Personalaufwand in €

Personalaufwand je VZE in T€ = — - — .
Beschaftigungsvolumen in Vollzeiteinheiten

Diese Quoten sollen ausschliel3lich als Gesamtjahreswerte geplant und prognostiziert
werden.

Liquiditatskennzahlen
In Erfullung eines Vorschlags der Haushalts- und Finanzausschiisse wurden zwei Zeilen
zur Liquiditatsbetrachtung verbindlich aufgenommen.

1. Liquiditat 2. Grades

Zahlungsmittek kurzfr. Forderungen><
kurzfr.Verbindlichkeiten

100

Liquiditat 2. Grades in % =

Die Liquiditat 2. Grades betrachtet die Zahlungsfahigkeit auf kurze Sicht und gilt als
gegeben, wenn der Wert groBer als 100 % misst. Eine Unterschreitung soll
erlautert werden.

2. Gesicherte Liquiditatsreichweite in Monaten

Mit dieser Zeile sollen die Gesellschaften zur unterjdhrigen Fortschreibung ihrer
Liquiditatsrechnung angehalten und gebeten werden, das Ergebnis als Kennzahl
mitzuteilen, mit dem Ziel, entstehende Zahlungsengpasse friher sichtbar zu machen.
Die Ermittlung der Kennzahl soll folgendes Schema verdeutlichen.

Monate 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12
Bank-/Kassenbestande + + + + + + + + + + +
am Monatsanfang
Einnahmen + o+ + + + + + + + + + +
Ausgaben -
= Bank-/Kassenbestande + + + + + + + + ) +

am Monatsende

Im vorliegenden Beispiel schlagt der Saldo im 10. Monat nach dem Berichtstermin in
einen Fehlbetrag um. Die zu berichtende Kennzahl muss den Wert 9 betragen. Sie
bedeutet, dass zum Berichtszeitpunkt die Liquiditat mindestens fir die néchsten 9
Monate gesichert ist. Die Kennzahl soll nur als IST-Wert berichtet werden; eine
Prognose ist nicht erforderlich. Der Zeitraum der Liquiditatsreichweite braucht zwolf

Beteiligungshandbuch 2. A.



Blatt 3

Monate nicht Uberschreiten.

Smiley
Es wurde ein Grundsatz fur die Bewertungskriterien vereinbart. Demnach werden die
Zeichen mittels Formel wie folgt gesetzt:

@ wenn das Jahresergebnis verbessert gegeniber Plan erwartet wird.
(mindestens 2.000 € positive Abweichung)

@ wenn das geplante Jahresergebnis nicht gefahrdet ist bzw. nur mit geringer Abwei-
chung erwartet wird. (die negative Abweichung ist kleiner als 10% zum Planergebnis)

@ das geplante Jahresergebnis geféhrdet ist.
(die negative Abweichung ist gréRer als 10% zum Planergebnis)

Sofern das Fachressort, ggf. auf Vorschlag der Gesellschaft, davon abweichen will, soll
das Abweichen vom Grundsatz in geeigneter Form auch gegeniber der QEBM des SfF
begrindet. Die Anderung wird durch die Referate des dezentralen
Beteiligungsmanagements der Fachressorts vorgenommen.

Glockenspalte

Es gibt nur noch eine Spalte. Die Glocke erscheint bei Uberschreitung der
Schwellenwerte in  mindestens einer der beiden Abweichungsspalten. Die
Abweichungserlauterungen fir Ist- und Prognoseabweichungen konnen im Textteil
weiterhin zusammengefasst werden.

grau unterlegt Felder

Fur diese Felder wird auf Berichtswerte verzichtet bzw. die Berichtswerte errechnen sich
aus anderen Zellen.

Textfeld Erlauterungen

Nach Doppelklick auf das Textfeld stehen alle Funktionalitdten von MS-Word zur
Verfigung.

Grundsatzlich sind die hell unterlegten Felder auszufillen.

Beteiligungshandbuch 2. A.



Blatt 4

Zuordnung der Positionen des Managementreports zur Bilanz-/ GuV-
Gliederung nach HGB

Gewinn- und Verlustrechnung Position laut Erlauterungen
HGB
8 275 (2)

Umsatzerlése, davon 1.

aus Geschaftsbesorgung fir die Leistungsentgelte fir Geschéftsbesorgung

FHB der FHB

sonstige Umsatze FHB

Bestandsveranderung 2./3.

Zuwendungen FHB institutionelle Forderung; Projektférderung;

sonstige Ertrage, davon 4. u.a. Kostenerstattungen; Auflésung von
Rickstellungen u. Wertberichtigungen und
SOPOR;

sonstige Ertrage FHB sonstige Kostenerstattungen der FHB

Gesamtleistung

bezogenes Material 5.a

bezogene Leistungen 5.b u.a. direkte Fremdpersonalkosten

Personalaufwand 6.

IAbschreibungen 7.

sonstiger betrieblicher Aufwand 8. u.a. Fremdpersonalgemeinkosten

Summe Aufwand

Betriebsergebnis

Beteiligungsergebnis 9./10./12.

Zinsertrage 11.

Zinsaufwand 13.

Finanzergebnis

Ergeb. d. gewdhnl. 14.

Geschaftstatigkeit

a.0. Ergebnis 15. bis 17. a.0. Aufwendungen und Ertrdge gemaf §
277 (4) HGB

Steuern 18./19.

Ergebnis nach Steuern 20. Entspricht § 266 (3) V. HGB
(Jahresuberschuss/Jahresfehlbetrag) bzw.
der Pos. A.llI.(335) der Bilanzstruktur der
FHB

Bilanz HGB

§ 266 (3)

Bilanzsumme

Eigenkapital, davon A./SoPOR SoPoR gemal 88 247, 273 HGB (z.B.

Kapital- / Gewinnriicklagen /  |A.IL/A.lIlIl./SoPoRRUcklage gemafld § 6b EStG oder § 281

SoPoR HGB)

Gewinn- / Verlustvortrag A.IV. IAusweis laut Schlusshilanz des Vorjahres;
unterjahrig keine Saldierung mit dem
prognostizierten Jahresiiberschuss/ -
fehlbetrag des Ifd. Berichtsjahres

Rickstellungen B.

Beteiligungshandbuch 2. A.



Wirtschaftsplan fur Beteiligungsgesellschaften F
Blatt 1

Wirtschaftsplan fur die

(Name der Beteiligungsgesellschaft)

zustandiges Fachressort:

Ansprechpartner:

Inhaltstibersicht

1. Erfolgsplan

2. Vermdgensplan

3. Personalplan

4. Finanzbedarfsplan

5. Planbilanz

Ausblick auf die Gesellschaftsentwicklung:

Anlage 1. Managementplan (Vgl. Fach 2 C)
Anlage 2: Managementreport (Vgl. Fach 2 D)




Wirtschaftsplan fir Beteiligungsgesellschaften

Alle Angaben in T€, sofern nicht anders angegeben

F
Blatt 2

1. Erfolgsplan

Gesellschaft:

(Name der Beteiligungsgesellschaft)

Planungszeitraum:

Jahr 1 bis Jahr 3

Planungssgréen

Ist Vorjahr

Prognose
Ifd. Jahr

Planjahr 1
I. Quartal

Planjahr 1 I.
Halbjahr

Planjahr 1 1.
Il. Quartal

Planjahr 1
gesamt

Planjahr 2

Planjahr 3

Gewinn- und Verlustrechnung

Umsatzerldse, davon
aus Geschaftsbesorgung FHB
sonstige Umsatze FHB
Bestandsveranderung
Rohertrag
Zuwendungen FHB
sonstige Ertrage
Summe Ertrage
bezogenes Material
bezogene Leistungen
Personalaufwand
Léhne und Gehalter
Sozialabgaben
Abschreibungen auf Sachanlagen
Abschreibungen auf Finanzanlagen
sonstiger betrieblicher Aufwand
Summe Aufwand
Betriebsergebnis
Beteiligungsergebnis
Zinsertrage
Zinsaufwand

Finanzergebnis
Ergeb. d. gewdhnl.
Geschéftstatigkeit

a.o. Ertrage

a. 0. Aufwand

a. 0. Ergebnis

Steuern vom Eink. und Ertrag
sonstige Steuern

Ergebnis nach Steuern

Erlauterung Planungspramissen / Planungsansétze:
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Wirtschaftsplan fur Beteiligungsgesellschaften

F
Blatt 3

2. Vermdgensplan

Bezeichnung

Vorjahr

T€

Prognose
Ifd. Jahr
T€

Planjahr 1

T€

Planjahr 2

T€

Planjahr 3

T€

Mittelbedarf fir Investionen in der Planungsperiode
Immaterielle Vermdgensgegenstande
Grundstiicke, Gebaude
Technische Anlagen, Maschinen
Firmenfahrzeuge
Einrichtungen / Blroausstattungen
sonstige Investitionen

Betriebsmittelbedarf in der Planungsperiode

Mittelbedarf:

Gesellschaftermittel (FHB bzw. Beteiligungsgesellschaft):
Gesellschafterdarlehen
Zuschisse
Kreditaufnahmen der Gesellschaft:
Investitionen
Betriebsmittel
Finanzierung aus dem Ifd. Geschéftsbetrieb (Innenfinanzierung)
Abschreibungen
Verkauf von Anlagevermégen
Uberschiisse des Planjahres
Zufuihrung von Ricklagen
sonstige Zuschusse (Drittmittel)

Mittelherkunft:

Erlauterung Planungspramissen / Planungsansétze:




Wirtschaftsplan fur Beteiligungsgesellschaften

F

Blatt 4
3. Personalplan
Personalbestand: Vorjahr T:g.g;;r?re Planjahr 1 Planjahr 2 Planjahr 3
Technisches Personal
Kaufméannisch-verwaltendes Personal
Gewerbliches Personal
Summe (Beschéftigungsvolumen )
davon Beamte
Durchschnittseinkommen: T€ je MA T€ je MA T€ je MA T€ je MA
Technisches Personal
Kaufméannisch-verwaltendes Personal
Gewerbliches Personal
Personalkosten: TE TE TE TE

Technisches Personal
Kaufméannisch-verwaltendes Personal

Gewerbliches Personal

Summe

davon aus der Kernverwaltung

9 jeweils in Vollzeitaquivalenten der durchschnittlich Beschéftigten; Wegfall der Statusgruppen "Arbeiter" und "Angestellte” mit Inkrafttreten des TV6D vom

01.10.2005.

? Das Beschaftigungsvolumen zahlt die im Planungszeitraum durchschnittlich Beschaftigten umgerechnet auf Vollzeiteinheiten (VZE). Nicht aktive Beschéftigte
(Abwesende) werden nicht einbezogen. Altersteilzeit in der Freistellungsphase wird als aktiv gez&hlt. Das Volumen wird dabei entsprechend dem Anteil an Ausgaben

wahrend der Vollbeschéaftigung ermittelt (bei vorheriger Vollbeschéftigung i.d.R. 70 %, d.h. 0,7 VZE)

Erlauterung Planungspramissen / Planungsansatze:




Wirtschaftsplan fir Beteiligungsgesellschaften

F
Blatt 5

4. Finanzbedarfsplan

Beschreibung

Vorjahr

T€

Prognose
Ifd. Jahr
T€

Planjahr 1

T€

Planjahr 2

T€

Planjahr 3

T€

Jahresergebnis nach Steuern
Abschreibungen

Veranderung Riickstellungen
Veranderung Umlaufvermdgen
Veranderung Verbindlichkeiten
Investitionen/Desinvestitionen

Gewinnausschittungen

Veranderung Sonderposten
Veranderung Stammkapital und Riicklagen

Finanzierungssaldo der Periode (=Free CashFlow)

Kapitalflussrechnung

Ifd. Jahr

T€

Planjahr 1

T€

Planjahr 2

T€

Planjahr 3

T€

I. Mittelzu-/-abfluBssaus laufender Geschaftstatigkeit
II. Mittelzu-/-abfluss aus Investitionstatigkeit
Il. Mittelzu-/-abfluss aus Finanzierungstatigkeit

Veranderung der Flussigen Mittel

Erlauterung Planungspramissen / Planungsansétze:




Wirtschaftsplan fir Beteiligungsgesellschaften

F
Blatt 6

5. Planbilanz

Bilanz

Vorjahr

T€

Prognose
Ifd. Jahr

T€

Planjahr 1

T€

Planjahr 2

T€

Planjahr 3

T€

Aktiva
Immaterielles Anlagevermdgen
Sachanlagevermégen
Finanzanlagen
Anlagevermogen
Vorrate
Forderungen

davon gegentiber FHB
Sonstige Vermdgensgegenstande
Flussige Mittel
Umlaufvermdgen

Sonstige Aktiva

Bilanzsumme Aktiva

Passiva
Eigenkapital
Sonderposten
davon Mittel der FHB
Ruckstellungen
davon Verpflichtungen gegeniiber der FHB
davon Pensionsriickstellungen
Verbindlichkeiten
davon gegentiber FHB
davon kurzfristige Verbindlichkeiten
davon gegenuiber Kreditinstituten

Sonstige Passiva

Bilanzsumme Passiva

[Liquiditat 2.-en Grades

#DIV/0!

#DIV/0!

#DIV/0!

#DIV/0!

#DIV/0!

Erlauterung Planungspréamissen / Planungsansatze:




Businessplan fiir die Grindung / den Erwerb einer Beteiligung G
Blatt 1

Businessplan fir die

(Name der Beteiligungsgesellschaft)

zustandiges Fachressort:
Ansprechpartner:

Inhaltstibersicht

1. Executive Summary

2. Die Beteiligungsgesellschaft

3. Geschaftsfeldplan

4. Erfolgsplan

5. Vermdgensplan

6. Finanzbedarfsplan

7. Personalplan

8. Bilanz

9. Wirtschaftlichkeit

10. Liquiditatsplan

Ausblick auf die Gesellschaftsentwicklung:




Businessplan fir die Grindung / den Erwerb einer Beteiligung G
Blatt 2

1. Executive Summary

[An dieser Stelle sind alle wesentlichen Informationen kurz und verstandlich zusammenzufassen.
In der Zusammenfassung sollen alle wichtigen "Argumente" fir den Erfolg der Griindung bzw.
den Erwerb der Gesellschaft "auf den Punkt" gebracht werden. Dabei ist darauf zu achten, dass
die Zusammenfassung keine neuen Aspekte enthalt, sondern tatséchlich die Inhalte wieder-

gibt, die auf den nachfolgenden Seiten ausfihrlicher dargelegt werden.]

Obligatorisch sind Aussagen zu folgenden Bereichen:

[Offentlicher Zweck der Beteiligung]
[Ziele der Griindung / des Erwerbs]

[Finanzierung des Vorhabens]

[Gesamtaussage zur Wirtschaftlichkeit des Vorhabens]

Zusammenfassung wesentlicher Finanzdaten:
Referenz: Planjahr 1 Planjahr 2 Planjahr 3 Planjahr 4 Planjahr 5
T€ TE T€ TE T€
Umsatz vgl. Blatt 5
(davon aus Geschaftsbesorgung fiir die FHB)
Personalkosten vgl. Blatt 5
Jahresergebnis (vor Zuschissen) vgl. Blatt 5
Investitionen vgl. Blatt 7
Bilanzsumme vgl. Blatt 9
Kosten fiir die FHB vgl. Blatt 10
Referenz: Planjahr 1 Planjahr 2 Planjahr 3 Planjahr 4 Planjahr 5
jeweils in Vollzeitaquivalenten
Mitarbeiter vgl. Blatt 8




Businessplan fir die Grindung / den Erwerb einer Beteiligung G
Blatt 3

2. Beteiligungsgesellschaft

In dieser Rubrik sind insbesondere folgende Kernfragen zu beantworten:

[Begriindung der Notwendigkeit der Beteiligung]
Offentlicher Zweck der Beteiligung:
Darlegung des wichtigen Interesses Bremens im Sinne von § 65 LHO

Darstellung ggf. moglicher Alternativen (vgl. § 65 LHO):

[Ziele der Beteiligungsgesellschaft]
Definition der Ziele der Beteiligungsgesellschaft
Einordnung in die Ressortstrategie des zustandigen Fachressorts
Abstimmung mit den Konzernzielen Bremens

[Darstellung der Historie der Gesellschaft]
Handelt es sich bei dem Vorhaben um,
- eine Neugriindung?
- eine Ausgriindung aus der Kernverwaltung?
- eine Auslagerung aus einer Beteiligungsgesellschaft der FHB?
- eine erstmalige Beteiligung der FHB (Erwerb einer Beteiligungsgesellschaft)?
- eine Erhdhung der Beteiligungsquote der FHB (durch Erwerb zusatzlicher Anteile)?

[Rechtsformwahl]
In welcher Rechtsform soll die Gesellschaft gefiihrt werden?
Wurden andere Rechtsformen gepriift?
Griinde fur die Rechtsformwahl?

[Einordnung der Gesellschaft in das Beteiligungsportfolio der FHB]
Gibt es bereits andere Beteiligungsgesellschaften der FHB mit einem gleichen oder
ahnlichem Aufgabenspektrum?
Sind Kooperationen mit anderen Gesellschaften der FHB denkbar, bzw. geplant?
Sind Kooperationen mit privaten Anbietern denkbar, bzw. geplant?




Businessplan fir die Griindung / den Erwerb einer Beteiligung

G
Blatt 4

3. Geschéftsfeldplan

Im Rahmen der Darstellung der Geschaftsfeldplanung ist insbesondere auf folgende Aspekte

naher einzugehen:

[Charakterisierung der geplanten Leistungen der Beteiligung]

[Beschreibung der Zielgruppen fiir die einzelnen Leistungen]

[Darstellung der geplanten Kapazitaten fir die einzelnen Leistungen

sowie ihrer kiinftigen Entwicklung]

[Ableitung einer detaillierte Umsatzplanung fir die einzelnen Leistungen]

(in Anlehnung an die in der Tabelle dargestellten Mustergliederung; vgl. unten)

Planjahr 1

Planjahr 2

i

Planjahr 3 P

lanjahr 4 Pl

anjahr 5

Leistung 1
Menge
Preis

Leistung 2
Menge
Preis

Leistung ...
Menge
Preis

Umsatz Leistung 1

Umsatz Leistung 2

Umsatz Leistung 3

Gesamtumsatz




Alle Angaben in T€, sofern nicht anders angegeben

Businessplan flr die Griindung / den Erwerb einer Beteiligung G
Blatt 5
4. Erfolgsplan
Gesellschaft:
Planungszeitraum: Jahr 1 bis Jahr 5
PlanungssgroRen Planjahr 1 | Planjahr 1 | Planjahr 1 | Planjahr 1 | Planjahr 2 | Planjahr 3 | Planjahr 4 | Planjahr 5
I. Quartal 1. Halbjahr 1.-111. gesamt
Quartal

Gewinn- und Verlustrechnung

Umsatzerldse, davon
aus Geschaftsbesorgung FHB
sonstige Umséatze FHB
Bestandsveranderung
Rohertrag
Zuwendungen FHB
sonstige Ertrage

bezogenes Material
bezogene Leistungen
Personalaufwand
Léhne und Gehalter
Sozialabgaben
Abschreibungen auf Sachanlagen
Abschreibungen auf Finanzanlagen

sonstiger betrieblicher Aufwand

Beteiligungsergebnis
Zinsertrage

Zinsaufwand

a.o. Ertrage
a. 0. Aufwand

Steuern vom Eink. und Ertrag

sonstige Steuern

Erlauterung Planungspramissen / Planungsansatze:
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Businessplan fir die Grindung / den Erwerb einer Beteiligung G

Blatt 6
5. Vermdgensplan
Bezeichnung Planjahr 1 Planjahr 2 Planjahr 3 Planjahr 4 Planjahr 5
T€ T€ T€ T€ T€

Kaufpreisfinanzierung

Eigenkapitalausstattung

Nebenkosten des Erwerbs/der Griindung (Rechts- u. Beratungskosten etc.)

Mittelbedarf fir Investionen in der Planungsperiode
Immaterielle Vermdgensgegenstande
Grundstiicke, Gebaude
Technische Anlagen, Maschinen
Firmenfahrzeuge
Einrichtungen / Blroausstattungen
sonstige Investitionen

Betriebsmittelbedarf in der Planungsperiode

Mittelbedarf:

Gesellschaftermittel (FHB bzw. Beteiligungsgesellschaft):
fur die Kaufpreisfinanzierung

fur die Eigenmittelausstattung
Bareinlagen
Sacheinlagen
stille Einlagen
eigenkapitaldhnliche Zuwendungen
Gesellschafterdarlehen
Zuwendungen
Kreditaufnahmen der Gesellschaft:
Investitionen
Betriebsmittel
Finanzierung aus dem Ifd. Geschéftsbetrieb (Innenfinanzierung)
Abschreibungen
Verkauf von Anlagevermégen
Uberschiisse des Planjahres
Zufuihrung von Ricklagen
sonstige Zuschisse (Drittmittel)

Mittelherkunft:

Erlauterung Planungspramissen / Planungsansétze:
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6. Finanzbedarfsplan

Beschreibung Planjahr 1 Planjahr 2 Planjahr 3 Planjahr 4 Planjahr 5

T€ T€ T€ T€ T€

Jahresergebnis nach Steuern
Abschreibungen

Veranderung Riickstellungen
Veranderung Umlaufvermdgen
Veranderung Verbindlichkeiten
Investitionen/Desinvestitionen

Gewinnausschittungen

Veranderung Sonderposten

Veranderung Stammkapital und Riicklagen

Finanzierungssaldo der Periode (=Free CashFlow)

Kapitalflussrechnung Ifd. Jahr Planjahr 1 Planjahr 2 Planjahr 3

T€ T€ T€ T€

I. Mittelzu-/-abfluBssaus laufender Geschaftstatigkeit
II. Mittelzu-/-abfluss aus Investitionstatigkeit

Il. Mittelzu-/-abfluss aus Finanzierungstatigkeit

Veranderung der Flussigen Mittel

Erlauterung Planungspramissen / Planungsansétze:




Businessplan fir die Grindung / den Erwerb einer Beteiligung

Neben den Angaben in der Mustergliederung zum Personalplan (vgl. Tabelle unten) sind
insbesondere folgende Angaben zu machen:

[Darstellung der geplanten Organisationsstruktur]

[Angaben zur Geschéftsfiihrung]
[ggf. Angaben zur Uberfiihrung von Personal aus der Kernverwaltung]

[ggf. Angaben zur Rekrutierung von Spezial-Know-How]

G
Blatt 8

7. Personalplan

Personalbestand:

Planjahr 1

Planjahr 2

Planjahr 3

Planjahr 4

Planjahr 5

Technisches Personal
Kaufmannisch-verwaltendes Personal

Gewerbliches Personal

Summe (Beschéftigungsvolumen )

davon Beamte

Durchschnittseinkommen:
Technisches Personal
Kaufmannisch-verwaltendes Personal

Gewerbliches Personal

TE je MA

T€ je MA

TE je MA

TE je MA

TE je MA

Personalkosten:
Technisches Personal
Kaufmannisch-verwaltendes Personal

Gewerbliches Personal

T€

TE

T€

TE

TE

Summe

davon aus der Kernverwaltung

1’jeweils in Vollzeitaquivalenten der durchschnittlich Beschéftigten; Wegfall der Statusgruppen “Arbeiter" und "Angestellte” mit Inkrafttreten des TV6D vom

01.10.2005.

2 Das Beschéftigungsvolumen zahlt die im Planungszeitraum durchschnittlich Beschaftigten umgerechnet auf Vollzeiteinheiten (VZE). Nicht aktive Beschaftigte
(Abwesende) werden nicht einbezogen. Altersteilzeit in der Freistellungsphase wird als aktiv gezahlt. Das Volumen wird dabei entsprechend dem Anteil an
Ausgaben wéahrend der Vollbeschéftigung ermittelt (bei vorheriger Vollbeschéftigung i.d.R. 70 %, d.h. 0,7 VZE)

Erlauterung Planungspramissen / Planungsansatze:
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8. Bilanz

Bilanz

Planjahr 1

T€

Planjahr 2

T€

Planjahr 3

T€

Planjahr 4

T€

Planjahr 5

T€

Aktiva
Immaterielles Anlagevermdgen
Sachanlagevermdgen
Finanzanlagen
Anlagevermogen
Vorrate
Forderungen

davon gegentiber FHB
Sonstige Vermdgensgegenstéande
Flussige Mittel
Umlaufvermdgen

Sonstige Aktiva

Bilanzsumme Aktiva

Passiva
Eigenkapital
Sonderposten
davon Mittel der FHB
Ruckstellungen
davon Verpflichtungen gegeniiber der FHB
davon Pensionsriickstellungen
Verbindlichkeiten
davon gegentiber FHB
davon kurzfristige Verbindlichkeiten
davon gegenuiber Kreditinstituten

Sonstige Passiva

Bilanzsumme Passiva

[Liquiditat 2.-en Grades

#DIV/0!

#DIV/0!

#DIV/0!

#DIV/0!

#DIV/0!

Erlauterung Planungspréamissen / Planungsansatze:
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9. Wirtschaftlichkeitsbetrachtung

[Darlegung der Kosten fiir die FHB aus dem laufendem Geschéftsbetrieb der

in Anlehnung an die nachfoldende Mustergliederung:]

Planjahr 1
T€

Planjahr 2
T€

Planjahr 3
T€

Planjahr 4
T€

Rlanjahr 5
T€

Umsatz aus Geschaftsbesorgung

- fur die FHB (Land und Stadtgemeinde)

- fr eine Beteiligungsgesellschaft der FHB
Zuwendungen fir den laufenden Geschéftsbetrieb

- von der FHB (Land und Stadtgemeinde)

- von einer Beteiligungsgesellschaft der FHB
Zuwendungen fir Inverstitionen

- von der FHB (Land und Stadtgemeinde)

- von einer Beteiligungsgesellschaft der FHB
Projektférderungen (soweit nicht Investitionszuschiisse)

- von der FHB (Land und Stadtgemeinde)

- von einer Beteiligungsgesellschaft der FHB

Summe

nachrichtlich:

Zuschuisse von Dritten, davon

Planjahr 1
T€

Planjahr 2
T€

Planjahr 3
T€

Planjahr 4
T€

Rlanjahr 5
T€

- fir den laufenden Geschéftsbetrieb

- fur Investitionen
- fur Projekte

[Kostenvergleich mit Alternativen zu einer Beteiligung]

Die dargestellten Kosten fur die FHB sind den Kosten fir mégliche Alternativen gegeniiberzustellen:

z.B.:

- bei Ausgriindung aus der Kernverwaltung:

(gegeniberzustellen sind die Kosteneinsparungen in der Kernverwaltung)

- bei Auslagerung aus einer Beteiligungsgesellschaften der FHB:
(gegeniberzustellen sind die Kosteneinsparungen bei der Obergesellschaft)

- bei Neugriindung/Erwerb:

(gegeniberzustellen sind die Kosten ggf. moglicher Alternativen im Vergleich zu einer Beteiligung)
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1 Vorbemerkungen

Die Hinweise sollen zu einer Verwaltung der Beteiligungen
Bremens nach einheitlichen Kriterien beitragen, einer ord-
nungsmagigen Wahrnehmung der Interessen der Freien Han-
sestadt Bremen (Land und Stadt) - nachfolgend kurz Bremen ge-
nannt - dienen und die Kontrolle der Beteiligungen erleichtern. Sie
bertcksichtigen wichtige Rechtsvorschriften, Beschlisse des Se-
nats und Empfehlungen und Bemerkungen des Rechnungshofes
sowie Erfahrungen der Verwaltung. Sie entsprechen ganz weitge-
hend den von der Bundesregierung am 24.09.2001 beschlossenen
Hinweisen flr die Verwaltung von Bundesbeteiligungen.

Die Hinweise betreffen alle Unternehmen des Privatrechts, an
deren Kapital Bremen unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, und
Unternehmen in der Rechtsform von juristischen Personen des 6f-
fentlichen Rechts sowie deren Beteiligungen. Sie betreffen auch
Beteiligungen, die treuhanderisch von Dritten fir Bremen gehalten
werden.

Die Hinweise im Abschnitt 2 ,Unternehmen des Privatrechts”
beziehen sich Uberwiegend auf Aktiengesellschaften (AG) und Ge-
sellschaften mit beschrankter Haftung (GmbH). Sie sind auf Unter-
nehmen des Privatrechts, die in anderer Rechtsform betrieben wer-
den, sinngemald anzuwenden.

Soweit in den Hinweisen Beamtinnen oder Beamte Bremens
ausdrucklich erwéahnt sind, gelten diese Regelungen entsprechend
auch fur Senatorinnen und Senatoren, Angestellte im offentlichen
Dienst und Personen, die nicht dem 6ffentlichen Dienst angehéren.

Beteiligungshandbuch Fach 3 Seite 4 1. Auflage



10.

2 Unternehmen des Privatrechts

2.1 Voraussetzungen fur eine Beteiligung Bremens

2.1.1Unmittelbare Beteiligung

Die Voraussetzungen fur das Eingehen einer unmittelbaren
Beteiligung Bremens ergeben sich aus § 65 Abs. 1 LHO und den
hierzu ergangenen VV.

2.1.1.1 Wichtiges Interesse Bremens

Ein wichtiges Interesse Bremens an einer Beteiligung liegt vor,
wenn hierdurch bedeutsame Aufgaben erfillt werden. An dieser
Voraussetzung fehlt es z. B., wenn es sich um ausschlief3liche Auf-
gaben des Bundes handelt, wenn lediglich Einnahmen durch Geld-
anlage erzielt oder ein Informationsbedurfnis der Verwaltung ge-
deckt werden sollen. Bei der Begrindung von Beteiligungen sind
die Ziele, die mit der Beteiligung verfolgt werden sollen, moéglichst
konkret festzulegen. Diese Ziele sollen fur die Geschaftsleitung und
die Aufsichtsratsmitglieder Handlungsleitlinie sein und nicht zu de-
ren Disposition stehen. Sie sollen im internen Regelwerk des Un-
ternehmens, z.B. in der Geschaftsanweisung fiur die Geschéfts-
leitung enthalten sein.

Die weitere Voraussetzung, wonach sich der von Bremen an-
gestrebte Zweck nicht besser und wirtschaftlicher auf andere Weise
erreichen lasst, verlangt eine Prifung, ob nicht ein Tatigwerden
Bremens in weniger bindender Form als einer kapitalméRigen Be-
teiligung ausreichen wiurde. In Betracht kommen neben der Ein-
schaltung von Behorden, Kérperschaften oder Anstalten des o6ffent-
lichen Rechts, insbesondere die Ubernahme von Biirgschaften, Ga-
rantien oder sonstigen Gewahrleistungen, die Gewahrung von Dar-
lehen, Zuwendungen oder Kooperationen in Form von schuldrecht-
lichen Vertragen.

Der in der Satzung oder im Gesellschaftsvertrag festgelegte
Unternehmensgegenstand soll mdglichst klar umrissen sein und
dem mit der Beteiligung verfolgten Zweck Rechnung tragen.

Die Hohe und die Dauer der Beteiligung soll dem damit verfolgten
Zweck entsprechen.

Die Grundsatze des 8§ 65 Abs. 1 Nr. 1 LHO haben unter besonderer
Beachtung von 8§ 7 LHO ferner Bedeutung bei der Prifung der Fra-
ge, ob eine unmittelbare Beteiligung Bremens weiterhin geboten ist,
die Beteiligung verauRRert, das Unternehmen aufgelost oder mit an-
deren Unternehmen verschmolzen werden soll.

Beteiligungshandbuch Fach 3 Seite 5 1. Auflage
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12.

13.

14.

2.1.1.2 Begrenzung der Einzahlungsverpflichtung

Eine Beteiligung Bremens ist grundsatzlich nicht zuldssig als Ge-
sellschafter einer offenen Handelsgesellschaft (OHG), einer Gesell-
schaft des burgerlichen Rechts, als personlich haftender Gesell-
schafter einer Kommanditgesellschaft (KG), einer Kommanditge-
sellschaft auf Aktien (KGaA) oder als Mitglied eines nicht rechtsfa-
higen Vereins, oder vergleichbarer Gesellschaften auslandischen
Rechts (z.B. Europdaische wirtschaftliche Interessenvereinigung -
EWIV). Nach 8§ 65 Abs. 5 LHO soll sich Bremen an einer Erwerbs-
oder Wirtschaftsgenossenschatft nur beteiligen, wenn die Haftpflicht
der Mitglieder fir die Verbindlichkeiten der Genossenschaft dieser
gegeniber im Voraus auf eine bestimmte Summe beschréankt ist.

2.1.1.3 Angemessener Einfluss Bremens

Der Einfluss Bremens ist angemessen, wenn er den mit der
Beteiligung verfolgten Zweck und die H6he und Bedeutung der Be-
teiligung bericksichtigt. Neben einem der Beteiligungsquote ent-
sprechenden Stimmenanteil in der Haupt- oder Gesellschafterver-
sammlung ist insbesondere auch eine angemessene Vertretung im
Aufsichtsrat oder in einem entsprechenden Uberwachungsorgan
geboten (vgl. Tz. 53). Bei Unternehmen, die nicht kraft Gesetzes
einen Aufsichtsrat zu bilden haben, soll in der Satzung oder im Ge-
sellschaftsvertrag ein entsprechendes Uberwachungsorgan vorge-
sehen werden. In diesen Féllen sind die Vorschriften des AktG ent-
sprechend anzuwenden (vgl. insbes. Tz. 54 ff). Voraussetzung flr
die Auslibung des Einflusses ist insbesondere die Festlegung der
zustimmungspflichtigen Geschéfte (vgl. Tz. 117 - 126). Bei einer
GmbH kénnen zusatzlich noch Weisungsrechte der Gesellschafter
gegeniber der Geschaftsleitung verankert werden (8 45 GmbHG).
Wird ausnahmsweise auf ein besonderes Uberwachungsorgan ver-
zichtet, muss die Uberwachung der Geschéftsleitung auf andere
Weise, z. B. durch die Gesellschafter selbst, sichergestellt sein.

Die zustandige senatorische Behdrde soll von den Auskunfts- und
Einsichtsrechten nach § 51 a GmbHG Gebrauch machen, wenn
dies fur die Verwaltung der Anteile und fur die Kontrolle der Ge-
schéftsleitung geboten ist. Es ist darauf zu achten, dass die Sat-
zung, der Gesellschaftsvertrag oder die Geschaftsanweisung fur die
Geschaftsleitung keine Bestimmungen enthalten, die den ange-
messenen Einfluss Bremens beeintrachtigen. Das Interesse Bre-
mens kann es gebieten, dass sich Bremen in der Satzung oder im
Gesellschaftsvertrag einen verstarkten Einfluss einraumen lasst. Es
ist zulassig und u. U. zweckmdaRig, dass Bremen mit anderen Ge-
sellschafterinnen und Gesellschaftern (z. B. Bund, Landern und
Gemeinden) Absprachen tber die Ausiibung des Stimmrechts trifft.

Bei einer Beteiligung Bremens an privatrechtlichen Unternehmen
sollten in der Satzung oder dem Gesellschaftsvertrag neben den
Regelungen, die nach dem Gesellschaftsrecht erforderlich sind,

Beteiligungshandbuch Fach 3 Seite 6 1. Auflage
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16.

17.

18.

19.

20.

21.

auch Regelungen aufgenommen werden, die aus Sicht Bremens
anzustreben sind. Ein Gesellschaftsvertrag fur eine Gesellschaft mit
beschrankter Haftung, an der Bremen mehrheitlich beteiligt ist, liegt
als Mustertext vor (Fach 4 A).

2.1.1.4 Aufstellung und Prifung des Jahresabschlusses

Der Jahresabschluss und der Lagebericht sollen, soweit nicht
weitergehende gesetzliche Vorschriften gelten oder andere gesetz-
liche Vorschriften entgegenstehen (z.B. fur Banken), in ent-
sprechender Anwendung der Vorschrift des Dritten Buchs des Han-
delsgesetzbuchs flur grol3e Kapitalgesellschaften aufgestellt und
gepruft werden (88 264 ff. HGB). Eine entsprechende Regelung soll
deshalb in die Satzung bzw. in den Gesellschaftsvertrag aufge-
nommen werden. Folgende Formulierung kann zugrundegelegt
werden:

,Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind in entsprechender
Anwendung der Vorschriften des Dritten Buchs des Handelsge-
setzbuchs fur grof3e Kapitalgesellschaften aufzustellen und zu pri-
fen.”

Erscheint nach den Verhéaltnissen der Gesellschaft eine Prifung
durch Wirtschaftspriferinnen, Wirtschaftsprifer oder Wirtschafts-
prufungsgesellschaften nicht geboten, so ist diese Regelung durch
folgenden Zusatz zu erganzen:

- Bei einer kleinen Kapitalgesellschaft (8 267 Abs. 1 HGB):

"Die Abschlusspruferinnen bzw. Abschlussprifer brau-
chen nicht den Anforderungen nach 8 319 HGB zu ent-
sprechen.”

- Bei einer mittelgroBen GmbH (8§ 267 Abs. 2 i.V.m. § 319 Abs. 1
HGB):

»<Abschlussprifer im Sinne des § 319 HGB kann auch eine
vereidigte Buchpriferin bzw. ein vereidigter Buchprifer
oder eine Buchpriufungsgesellschaft sein.”

2.1.2Bereitstellen von Haushaltsmitteln

Sind fur das Eingehen einer Beteiligung Haushaltsmittel Bremens
erforderlich, missen sie besonders zur Verfigung gestellt werden.

2.1.3 Mittelbare Beteiligung

Steht einem Unternehmen, an dem Bremen unmittelbar oder
mittelbar mit Mehrheit beteiligt ist, eine Beteiligung an einem ande-
ren Unternehmen zu (mittelbare Beteiligung), so gelten, sofern die
mittelbare Beteiligung 25 v. H. der Anteile Ubersteigt, die Grundsat-
ze des 865 Abs. 1 Nr. 3 LHO (angemessener Einfluss Bremens)

Beteiligungshandbuch Fach 3 Seite 7 1. Auflage
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23.

24.

25.

26.

und 8§ 65 Abs. 1 Nr. 4 LHO (Aufstellung und Prifung des Jahresab-
schlusses sowie des Lageberichts) entsprechend.

Bei den mittelbaren Beteiligungen soll der zustandige Senator
soweit moglich auch auf die Wahrung der Interessen Bremens hin-
wirken. Durch geeignete Regelungen und Kontrolle ist zu verhin-
dern, dass mittelbare Beteiligungen das bremische Interesse und
das Beteiligungsziel Bremens gefahrden sowie seinen Einfluss auf
die Beteiligungsunternehmen unangemessen schmalern. Das zu-
standige Ressort soll darauf hinwirken, die Zustimmungserforder-
nisse fir den Erwerb mittelbarer Beteiligungen entsprechend § 65
Abs. 3 LHO mdglichst in der Satzung bzw. dem Gesellschaftsver-
trag, der Geschaftsanweisung fur den Vorstand oder als Konzern-
richtlinie des Unternehmens, an dem Bremen mit Mehrheit beteiligt
ist, zu verankern.

2.2 Mitwirkung der Bremischen Birgerschaft, des
Haushalts- und Finanzausschusses und des Se-
nators fur Finanzen

2.2.1 Mitwirkung der Verwaltung bei unmittelbaren Beteiligun-
gen

Die Mitwirkungsrechte der Verwaltung bei unmittelbaren Betei-
ligungen ergeben sich aus § 65 Abs. 2 LHO und den hierzu ergan-
genen VV.

2.2.1.1 Zu einwilligungsbedurftigen Geschéaften

2.2.1.1.1 Zur Grindung

Bei der Grundung von Unternehmen und bei Beschlissen Uber
Kapitalerh6hungen ist entsprechend den Grundsatzen der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit (8 7 Abs. 1 LHO) darauf hinzu-
wirken, dass Haushaltsmittel Bremens Uber die gesetzlich vorge-
schriebenen Mindestzahlungen (8 36 Abs. 2 AktG, § 7 Abs. 2
GmbHG) hinaus nicht friher und jeweils nur insoweit angefordert
werden, als sie fur den vorgesehenen Zweck benotigt werden.

Einwilligungsbedirftig sind der Verkauf einer Verkaufsoption und
die Auslibung einer Kaufoption sowie die Bestellung des Siche-
rungseigentums an Unternehmensanteilen.

2.2.1.1.2 Zur Veraul3erung

Bei der VerauRerung von Anteilen sind im Ubrigen die Bestimmun-
gen des 8§ 63 Abs. 2 bis 4 LHO zu beachten. Anteile dtrfen nur zu
ihrem vollen Wert veraul3ert werden. Gemafld VV Nr. 2 zu § 63 LHO
wird der volle Wert insbesondere durch den Preis bestimmt, der im
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28.

29.

30.

31.

32.

gewdhnlichen Geschéftsverkehr bei einer VeraulRerung zu erzielen
ware.

Sollen Anteile unter ihrem vollen Wert veraufRert werden, muss dies
vorher durch den Haushaltsplan zugelassen werden. Ist der Wert
gering oder besteht ein dringendes Interesse Bremens, kann der
Senator fur Finanzen Ausnahmen zulassen (8 63 Abs. 3 und 4
LHO).

VeréaulRert Bremen Unternehmensanteile mit besonderer Bedeutung
und ist deren VerauR3erung im Haushaltsplan nicht vorgesehen, so
durfen sie grundsatzlich nur mit Einwilligung der Birgerschaft ver-
auert werden (vgl. 8 65 Abs. 7 LHO und VV Nr. 4 zu § 65 LHO).

Einwilligungsbediirftig sind der Verkauf einer Kaufoption und die
Ausibung einer Verkaufsoption (vgl. Tz. 25).

2.2.1.1.3 Zur Anderung des Nennkapitals

Fur die Anderung des Nennkapitals ist es ohne Bedeutung, ob sich
der prozentuale Anteil Bremens am Kapital der Gesellschaft &ndert.

2.2.1.1.4 Zur Anderung des Gegenstandes

Die Satzungen der Unternehmen, an denen Bremen schon
unmittelbar beteiligt ist, sind zum Teil so gefasst, dass sie auch Ge-
schéafte zulassen, die Uber den gemal 8 65 Abs. 1 LHO verfolgten
Zweck hinausgehen; in solchen Fallen ist grundsatzlich anzustre-
ben, dass der Gegenstand des Unternehmens eingeengt wird. Das
kann ferner nach dem erstmaligen Erwerb von Anteilen an beste-
henden Unternehmen in Betracht kommen. Wird eine Einengung
des Gegenstandes des Unternehmens jedoch nicht fir zweckmaRig
oder durchsetzbar erachtet, soll der zustadndige Senator die Einwil-
ligung des Senators fur Finanzen einholen, wenn eine Gesellschaft
neue Geschaftszweige aufnehmen will, die zwar nach der Satzung
zulassig sind, jedoch nicht dem geméanR 8§ 65 Abs. 1 LHO verfolgten
Zweck entsprechen und bisher von der Gesellschaft nicht betrieben
werden. In derartigen Fallen von Bedeutung haben die in den Ge-
sellschaftsorganen tétigen Vertreterinnen und Vertreter Bremens
das zustandige Ressort zu unterrichten.

2.2.1.1.5 Zur Anderung des Einflusses Bremens

Eine Anderung des Einflusses Bremens ergibt sich z.B. bei der
Erh6hung des Kapitals einer Gesellschaft, wenn Bremen oder eine
Obergesellschaft, an der Bremen beteiligt ist, keine neuen Anteile
oder solche nicht entsprechend dem bisherigen Beteiligungs-
verhaltnis bernimmt, ferner bei Beschlissen Uber die Ausgabe von
Wandelschuldverschreibungen sowie bei der Anderung von Sat-
zungsbestimmungen, die ein Recht der Entsendung von Aufsichts-
ratsmitgliedern einraumen, das Stimmrecht in der Gesellschafter-
versammlung beeinflussen oder die zustimmungsbedurftigen Ge-
schafte oder Mehrheitserfordernisse andern.
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34.

35.

36.

37.

38.

39.

40.

2.2.1.2 Verfahren

Der fur die Beteiligung zustdndige Senator hat die vorherige
Zustimmung (Einwilligung) des Senators fur Finanzen einzuholen,
bevor er eine fur Bremen bindende Entscheidung tatsachlicher oder
rechtlicher Art Gber eine in 8 65 Abs. 2 LHO (vgl. auch VV Nr. 2.1
zu 8 65 LHO) genannte MalRnahme trifft.

Die Vertreterinnen und Vertreter Bremens in den Gesellschafts-
organen haben die zustandige senatorische Behdrde unverziglich
Zu unterrichten, sobald sie Kenntnis von einer solchen MalRnahme
erhalten.

Die Vertreterinnen und Vertreter Bremens in den Gesellschafts-
organen haben auf die Beachtung von 8§ 65 Abs. 2 LHO hinzuwir-
ken.

In der Veranschlagung von Mitteln in den Haushaltsplanen fur
Unternehmen, an denen Bremen beteiligt ist, kann eine Vorent-
scheidung zugunsten einer einwilligungsbedurftigen Kapital-
zufiihrung liegen. Das zustandige Ressort hat daher schon bei der
Aufstellung der Haushaltsplane die Voraussetzungen des 8 65 LHO
zu prufen.

Die Einwilligung des Senators fir Finanzen erfolgt auf Grund eines
Antrags des zustandigen Senators an den Senator fur Finanzen.
Der Antrag ist zu begrinden. Ihm sind alle fir die Beurteilung der
Maflinahme erforderlichen Unterlagen beizufiigen. Dazu gehdren in
der Regel das Antragsschreiben des Unternehmens, die Satzung
bzw. der Gesellschaftsvertrag und betriebswirtschaftliche Unterla-
gen wie z. B. Jahresabschliisse, Lage- und Prufungsberichte, Be-
wertungs- und Rechtsgutachten, Unternehmensplanung (insbeson-
dere Finanz-, Investitions- und Personalplanung) sowie entspre-
chende Unterlagen bedeutender Beteiligungsunternehmen. Der
Rechnungshof ist Uber alle Mal3nahmen, die der Einwilligung des
Senators fur Finanzen nach § 65 LHO bedurfen, unverzuglich zu
unterrichten.

Der Verzicht auf die Austibung der Befugnisse (8 65 Abs. 4 LHO)
dient der Verfahrensvereinfachung. Der zustdndige Senator kann
nicht auf die Austibung seiner Befugnisse verzichten.

2.2.2Mitwirkung der Verwaltung bei mittelbaren Beteiligungen

Die Mitwirkungsrechte der Verwaltung bei mittelbaren Beteiligungen
ergeben sich aus § 65 Abs. 3 LHO (vgl. auch VV Nr. 2.2 und 2.3 zu
§ 65 LHO).

Die Hinweise in den Tz. 14, 26, 30, 31, 33 bis 38 sind entsprechend
anzuwenden.
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42.

43.
44,

45,
46.

2.3 Grundséatze fur die auf Veranlassung Bremens
gewahlten oder entsandten Mitglieder der Uber-
wachungsorgane und fir die Vertreterinnen und
Vertreter Bremens in den Haupt- oder Gesell-
schafterversammlungen

2.3.1Bremen als Unternehmen

Der Bundesgerichtshof hat anlasslich der Entscheidung eines
Einzelfalles (Eingliederung Gelsenberg AG in VEBA, BGH, Urtell
vom 13. Oktober 1977 - 1l ZR 123/76 (NJW 1978 S. 104 ff.) die Auf-
fassung vertreten, dass ,herrschendes Unternehmen" im Sinne ak-
tienrechtlicher Vorschriften bei Vorliegen entsprechender Voraus-
setzungen auch die Bundesrepublik Deutschland sein kann. Er hat
in dem entschiedenen Einzelfall, in dem es um die Form der Abfin-
dung ausscheidender privater Aktionarinnen oder Aktionare nach §
320 Abs.5 AktG ging, jedenfalls fir den industriellen Beteili-
gungsbereich den Bund als Unternehmen angesehen. Die Ent-
scheidung ist auf die Beteiligungen Bremens ubertragbar.

Zur Vermeidung rechtlicher Nachteile sollte wie folgt verfahren
werden:

- Mitteilungspflichten nach § 20 AktG

Sobald Bremen unmittelbar oder mittelbar (iber von ihm abhangige
Unternehmen) zu mehr als 25 v.H. (8 20 Abs. 1 AktG) oder 50 v.H.
(8 20 Abs. 4 AktG) an einer Aktiengesellschaft beteiligt ist, sollte
dies ,vorsorglich* der Gesellschaft unverzuglich schriftlich mitgeteilt
werden; falls diese Mitteilungen unterbleiben, besteht die Gefahr,
dass Rechte aus den Aktien fur die Zeit, fir die das Unternehmen
die Mitteilung nicht gemacht hat, nicht ausgeibt werden kdnnen
(8 20 Abs. 7 AktG). In entsprechender Form sollte auch ein Sinken
der Beteiligung Bremens unter diese Grenzen mitgeteilt werden
(8 20 Abs. 5 AktG).

- Mitteilungspflichten nach § 21 WpHG

Sobald Bremen durch Erwerb, Verauf3erung oder auf sonstige
Weise 5 v.H., 10 v.H., 25Vv.H., 50 v.H. oder 75 v.H. der Stimm-
rechte an einer bérsennotierten Gesellschaft erreicht, Uberschreitet
oder unterschreitet, muss dies der Gesellschaft sowie dem Bun-
desaufsichtsamt fur den Wertpapierhandel unverziglich, spatestens
innerhalb von sieben Kalendertagen, schriftlich mitgeteilt werden (8
21 Abs. 1 WpHG). In entsprechender Form ist zu melden, wenn
Bremen 5 v.H. oder mehr der Stimmrechte an einer Gesellschaft
mit Sitz im Inland zustehen, deren Aktien erstmalig zum amtlichen
Handel an einer Boérse in einem Mitgliedstaat der Européischen U-
nion oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber
den  Europaischen  Wirtschaftsraum  zugelassen  werden
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49.
50.

51.
52.

53.

54.

55.

(8 21 Abs. 1 a WpHG). Falls diese Mitteilungen unterbleiben, kon-
nen Rechte aus Aktien fur die Zeit, fur welche die Mitteilungs-
pflichten nicht erfiillt werden, nicht geltend gemacht werden (8§ 28
WpHG).

- Schranken des Einflusses

Nach 8§ 311 AktG darf ein herrschendes Unternehmen seinen
Einfluss nicht dazu benutzen, eine abhéngige Aktiengesellschaft
(oder Kommanditgesellschaft auf Aktien) zu veranlassen, ein fur sie
nachteiliges Rechtsgeschaft vorzunehmen oder zu unterlassen, es
sei denn, dass die Nachteile ausgeglichen werden. Zur Haftung fir
Schaden aus VerstdRen vgl. § 317 AktG.

- Abhéangigkeitsbericht gemaf § 312 AktG

Aktiengesellschaften, auf die Bremen gemalR § 17 Abs. 1 AktG
unmittelbar oder mittelbar beherrschenden Einfluss ausiiben kann,
haben einen Abhéangigkeitsbericht gemal § 312 AktG zu erstatten.
Ausnahmen bestehen nur bei Vorliegen eines Beherrschungs-
(8 312 AktG) oder Gewinnabfiihrungsvertrages (§ 316 AktG) oder
bei Eingliederung (8 323 Abs. 1 Satz 3 AktG).

- Angaben im Lagebericht

Die abschlieRende Erklarung des Vorstands im Abh&angigkeitsbe-
richt ist in den Lagebericht aufzunehmen (8 312 Abs. 3 Satz 3
AktG).

Die auf Veranlassung Bremens gewdahlten oder entsandten
Mitglieder der Aufsichtsorgane der Unternehmen haben bei ihrer
Tatigkeit auch die besonderen Interessen Bremens zu bericksichti-
gen (vgl. 8 65 Abs. 6 LHO).

2.3.2Einflussnahme Uber den Aufsichtsrat

2.3.2.1 Besetzung der Aufsichtsrate

Vorschriften Uber die Zusammensetzung des Aufsichtsrats ent-
halten die 88 95 bis 98 AktG, § 52 GmbHG, die 8§88 6,7 MitbestG,
die 88 3,4 Montan-MitbestG, die 8§ 5,6 MitbestErgG und die 88 76
bis 77 a BetrVG 1952.

Die Mitglieder des Aufsichtsrats der AG und der GmbH werden,
soweit nicht die Mitbestimmungsgesetze eine andere Regelung tref-
fen, grundsatzlich von der Haupt- oder Gesellschafterversammlung
gewahlt (8§ 101 Abs. 1 AktG, 8§ 52 GmbHG). Nach § 101 Abs. 2
AktG kann die Satzung jedoch bestimmten Aktionarinnen und Akti-
onéren oder den jeweiligen Inhaberinnen und Inhabern bestimmter
Aktien das Recht einrAumen, Mitglieder in den Aufsichtsrat zu ent-
senden. Regelméfig soll ein Entsendungsrecht Bremens in der
Satzung oder im Gesellschaftsvertrag festgelegt werden.
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57.
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60.

61.

62.

63.

64.

65.

66.

Fir Unternehmen, die keine AG sind und nicht dem 8§ 77 BetrVG
1952 oder den erwédhnten Mitbestimmungsgesetzen unterliegen,
darf zwar im Gesellschaftsvertrag eine von § 95 AktG (Zahl der Auf-
sichtsratsmitglieder) abweichende Regelung vorgesehen werden,
es ist jedoch eine Satzungsbestimmung anzustreben, nach welcher
der Aufsichtsrat aus mindestens drei Mitgliedern besteht.

Die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder ist auf das unbedingt Erfor-
derliche zu beschranken.

Stellvertreterinnen oder Stellvertreter von Aufsichtsratsmitgliedern
konnen nicht bestellt werden (8 101 Abs. 3 Satz 1 AktG).

Es ist darauf hinzuwirken, dass Bremen auch in wichtigen Aus-
schissen des Aufsichtsrats (8 107 Abs. 3 AktG) vertreten ist.

Bei Berufung von Angehérigen des oOffentlichen Dienstes sind in
erster Linie Beamtinnen bzw. Beamte Bremens als Aufsichts-
ratsmitglied vorzusehen, die mit der Verwaltung der Beteiligung
Bremens beauftragt sind. Zur Wahrnehmung der Interessen Bre-
mens kann es zweckmalRig sein, neben den Betei-
ligungsreferentinnen bzw. Beteiligungsreferenten auch andere Be-
amtinnen oder Beamte Bremens als Aufsichtsratsmitglieder zu be-
nennen (vgl. Tz. 72, 157).

Es ist auch Wert darauf zu legen, dass Aufsichtsraten bedeutender
Gesellschaften, an denen Bremen mittelbar beteiligt ist, Beamtin-
nen oder Beamte Bremens angehoren.

Bei der Auswahl der Aufsichtsratsmitglieder sollen keine Personen
far die Berufung in Aufsichtsrate oder sonstige Uberwa-
chungsorgane von Unternehmen oder Anstalten des o6ffentlichen
Rechts vorgesehen werden, bei denen Interessenkollisionen auftre-
ten konnen.

Nach den Beteiligungshinweisen des Bundes (Beschluss der
Bundesregierung vom 24.September 2001) treten Interessenkollisi-
onen insbesondere auf, wenn

a) Personen bereits dem Aufsichtsrat oder einem sonstigen
Uberwachungsorgan eines Unternehmens angehdren, mit dem das
betreffende Unternehmen am Markt konkurriert, Transaktionen an-
bahnt oder abwickelt oder

b) sie an der Auslbung der Rechts- und Fachaufsicht Gber die
betreffende Anstalt des offentlichen Rechts beteiligt sind und tber
diese auf deren Rechts- oder Geschéaftsbeziehungen Einfluss neh-
men kénnen oder

c) sie im Rahmen ihrer Tatigkeit im Offentlichen Dienst fur die
Bewilligung von Zuwendungen an das Unternehmen zustandig
sind, falls nach der Zweckbestimmung des Haushaltsplans eine
Zuwendung nicht nur an Unternehmen mit Bremischer Beteiligung,
sondern auch an andere Stellen aul3erhalb der bremischen Verwal-
tung in Betracht kommt oder
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68.

69.

70.

71.

72.

d) sie im Rahmen ihrer Tatigkeit im o6ffentlichen Dienst im
Hinblick auf das beaufsichtigte Unternehmen insbesondere fir die
Gewahrung von Darlehen, Bereitstellung der Mittel fir eine Erho-
hung des Eigenkapitals, fir die Ubernahme von Biirgschaften, Ga-
rantien oder sonstigen Gewahrleistungen sowie die Zahlung von
Entschadigungen zustandig oder an Verfahren zur Vergabe oder an
der Erteilung offentlicher Auftréage beteiligt sind.

Mogliche Interessenkollisionen sind in jedem Einzelfall im
Einvernehmen mit dem Senator fur Finanzen vor der Berufung zu
prufen. Bei der jeweiligen Auswahlentscheidung ist sowohl das Inte-
resse Bremens an einer effektiven Wahrnehmung der Mandate
durch eine fachnahe Besetzung als auch die insbesondere aus
Rechtsgrinden gebotene Vermeidung von Interessenkollisionen zu
bertcksichtigen.

Falls in den Fallen b) bis d) eine betroffene Person nach grindlicher
Prifung aus sachlichen Erwagungen heraus gleichwohl berufen
werden soll, muss das fur das Unternehmen zustandige Senatsres-
sort sicherstellen, dass die erforderlichen Entscheidungen von an-
deren entscheidungsbefugten Personen getroffen werden. Buch-
stabe b) gilt auch fir die Falle entsprechend, in denen eine Person,
die an der Ausubung der Fach- und Rechtsaufsicht Uber eine An-
stalt des offentlichen Rechts beteiligt ist, in den Aufsichtsrat oder
ein anderes Uberwachungsorgan eines Unternehmens berufen
werden soll, das mit der betreffenden Anstalt des offentlichen
Rechts in Rechts- und Geschéaftsbeziehungen steht.

In diesem Zusammenhang sind auch die AusschlieBungs- und
Befangenheitsregelungen der 8§ 20 und 21 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes in ihrer jeweils geltenden Fassung strikt zu be-
achten, die bei Beteiligung der betroffenen Personen an Verwal-
tungsverfahren im Sinne des § 9 Verwaltungsverfahrensgesetz di-
rekt und ansonsten als Ausdruck eines allgemeinen Rechtsgedan-
kens entsprechend gelten. Danach hat in einem Verwal-
tungsverfahren das Mitglied des Aufsichtsrates einer am Verfahren
beteiligten Gesellschaft schriftiche oder miindliche AuBerungen,
die zur Meinungsbildung der zustandigen Behorden Uber das Ver-
fahren oder Uber die Sachentscheidung beitragen sollen, insbeson-
dere Weisungen oder weisungséhnliche Handlungen zu unterlas-
sen.

Zulassig sind dagegen blof3e Kontaktaufnahmen, Informationen und
Kenntnisnahmen, sofern daraus nicht im Einzelfall entschei-
dungsbezogene Aktivitditen betreffend den Verlauf des Verwal-
tungsverfahrens hervorgehen. Bei Verfahren zur Vergabe offentli-
cher Auftrage ist 8 16 der Vergabeverordnung zu beachten.

Der Aufsichtsrat soll mit Personen besetzt werden, die hinsichtlich
ihrer Kenntnisse und Erfahrungen geeignet und hinsichtlich ihrer
beruflichen Beanspruchung in der Lage sind, die Aufgaben eines
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74.

75.

76.

77.

78.

79.

80.

81.

82.

Aufsichtsratsmitglieds wahrzunehmen. Diese Personen kénnen Be-
amtinnen bzw. Beamte Bremens oder anderer Gebietskérper-
schaften oder sonstige Personen sein, die auf bestimmten Gebieten
besondere Kenntnisse haben und von denen anzunehmen ist, dass
sie die bremischen Interessen angemessen vertreten.

Vor jeder Wiederwahl ist zu prifen, ob die Voraussetzungen in der
Person der Benannten noch vorliegen.

2.3.2.2 Innere Ordnung des Aufsichtsrats

Die Satzung oder der Gesellschaftsvertrag soll folgende
Bestimmungen zur inneren Ordnung des Aufsichtsrats enthalten,
soweit es einer solchen Bestimmung bedarf:

Der Aufsichtsrat hat aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen
Vorsitzenden und mindestens eine Stellvertreterin oder einen Stell-
vertreter zu wahlen (8 107 Abs. 1 AktG, 8§ 27 MitbestG).

Der Aufsichtsrat soll in der Regel einmal im Kalendervierteljahr, er
muss einmal und bei bdrsennotierten Gesellschaften zweimal im
Kalenderhalbjahr zusammentreten (8 110 Abs. 3 AktG).

Die Voraussetzungen fir die Beschlussfahigkeit des Aufsichtsrats
ergeben sich aus § 108 AktG, § 28 MitbestG, § 11 MitbestErgG und
8 10 Montan-MitbestG. In jedem Fall missen mindestens drei Mit-
glieder an der Beschlussfassung teilnehmen (8 108 Abs. 2 Satz 3
AktG).

Ein Mitglied des Aufsichtsrates darf an der Beratung und
Beschlussfassung eines Tagesordnungspunktes nicht teilnehmen,
wenn anzunehmen ist, dass dieses Mitglied durch einen zu fassen-
den Beschluss des Aufsichtsrates einen persoénlichen Vorteil erlan-
gen koénnte.

Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschusse bestellen.
Ausschissen des Aufsichtsrats kann, soweit gesetzlich zuléssig
(8 107 Abs. 3 Satz 2 AktG), die Befugnis Ubertragen werden, an
Stelle des Aufsichtsrats zu entscheiden. Ausschiisse des Aufsichts-
rats sind fur Angelegenheiten, die ihnen zur Beschlussfassung an
Stelle des Aufsichtsrats Uberwiesen worden sind, nur beschlussfa-
hig, wenn an der Beschlussfassung mindestens drei Mitglieder teil-
nehmen.

Aufsichtsratsmitglieder konnen ihre Aufgaben nicht durch andere
wahrnehmen lassen (8§ 111 Abs. 5 AktG).

Abwesende Aufsichtsratsmitglieder kdnnen dadurch an der
Beschlussfassung des Aufsichtsrats und seiner Ausschisse teil-
nehmen, dass sie schriftliche Stimmabgaben Uberreichen lassen
(8 108 Abs. 3 AktG).

Der bzw. dem Aufsichtsratsvorsitzenden kann nicht das Recht
eingerdumt werden, allein an Stelle des Aufsichtsrats zu ent-
scheiden; es kann dagegen bestimmt werden, dass bei Stim-
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84.

85.

86.

87.

mengleichheit die Stimme der oder des Aufsichtsratsvorsitzenden
den Ausschlag gibt. Bei Gesellschaften, fur die das Mitbestim-
mungsgesetz gilt, wird auf Tz. 95 verwiesen.

Schriftiche  oder  fernmindliche  Beschlussfassung  sowie
Beschlussfassung per Telefax und per E-Mail des Aufsichtsrats o-
der eines Ausschusses ist nur zulassig, wenn kein Mitglied diesem
Verfahren widerspricht (8 108 Abs. 4 AktG). Grundsétzlich sollte
eine fernmundliche Beschlussfassung die Ausnahme sein.

Uber die Sitzungen des Aufsichtsrats und dessen Ausschiisse ist
eine Niederschrift anzufertigen, die von der bzw. dem Vorsitzenden
zu unterzeichnen ist (vgl. 8 107 Abs. 2 AktG). Jedem Mitglied des
Aufsichtsrates ist eine Ausfertigung der Niederschrift aus-
zuhandigen. An geeigneter Stelle sollte eine angemessene Frist
daflr festgelegt werden.

2.3.2.3 Aufgaben und Rechte des Aufsichtsrats

Hauptaufgabe des Aufsichtsrats ist die Uberwachung der
Geschaftsleitung. Er hat u.a. den Jahresabschluss, den Lage-
bericht, den Bericht Gber die Beziehungen zu verbundenen Unter-
nehmen und den Vorschlag fur die Verwendung des Bilanzgewinns
zu prifen, bei Mutterunternehmen im Sinne des 8§ 290 HGB auch
den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht (§ 171 Abs. 1
Satz 1 AktG) sowie Uber das Ergebnis der Prifung an die Haupt-
oder Gesellschafterversammlung schriftlich zu berichten (8 171
Abs. 2 Satz 1 AktG). Bei Aktiengesellschaften erteilt er nach 8§ 111
Abs. 2 Satz 3 AktG den Prifungsauftrag fur den Jahres- und Kon-
zernabschluss nach § 290 HGB und wirkt bei der Feststellung des
Jahresabschlusses mit (§ 172 AktG).

Gegenstand der Uberwachung sind die OrdnungsmaéRigkeit, die
Zweckmaligkeit und die Wirtschaftlichkeit der Geschaftsfihrung.
Hierzu gehort, ob sich das Unternehmen im Rahmen seiner sat-
zungsmaligen Aufgaben betatigt und die mafigebenden Bestim-
mungen beachtet hat und ob die Geschafte mit der Sorgfalt eines
ordentlichen und gewissenhaften Geschaftsleiters wirtschaftlich und
sparsam gefuhrt worden sind. Insbesondere haben sich die Kosten
der Verwaltung und Geschéftsleitung satzungsgemal’ und tatséch-
lich in angemessenen Grenzen zu halten. Die Uberwachungs-
pflichten des Aufsichtsrates erstrecken sich auch auf Fragen der
zukunftigen Geschaftspolitik und auf eine entsprechende Beratung
der Geschéftsleitung. Der Aufsichtsrat hat auch die Einrichtung ei-
nes Uberwachungssystems gemal § 91 Abs. 2 AktG durch die Ge-
schéftsleitung zu tberwachen.

Die Grundsatze fur die Prifung von Unternehmen nach 853
Haushaltsgrundsatzegesetz konnen als Anhalt dienen, welche Fra-
gen bei der Uberwachung der Geschéftsleitung zu bertcksichtigen
sind.
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Der Aufsichtsrat einer Obergesellschaft hat auch zu tUberwachen,
dass die Geschaftsleitung die Beteiligungsrechte bei der Unterge-
sellschaft ordnungsgemal wahrnimmt. Dazu zahlt auch, dass in der
Untergesellschaft keine Geschafte ohne Zustimmung des Aufsichts-
rates der Obergesellschaft ausgefuhrt werden, die in der Oberge-
sellschaft an die Zustimmung ihres Aufsichtsrates gebunden sind.

Der Aufsichtsrat hat den Vorteil der Gesellschaft zu wahren und
Schaden von ihr abzuwenden (s.a. Tz. 53).

Welche UberwachungsmaRnahmen notwendig sind und inwieweit
sich diese Malinahmen auf die Einzelheiten der Geschéftsfiihrung
erstrecken mussen, richtet sich nach den Verhéltnissen des einzel-
nen Unternehmens (z. B. der Art und Wirksamkeit seiner internen
Kontrolleinrichtungen). In jedem Falle muss sich der Aufsichtsrat
auf Grund der Berichte und Vorlagen der Geschaftsleitung sowie
des Priufungsberichts nach § 321 HGB uber die Lage und Entwick-
lung des Unternehmens sowie Uber die Fuhrung der Geschafte un-
terrichten. Erkennt er Fehler der Geschaftsleitung, hat er einzu-
schreiten. Hat die Geschaftsleitung gegen ihre Pflichten verstol3en,
ist deren Abberufung, u. U. auch die Geltendmachung von Ersatz-
anspruchen, zu prufen.

Fur die Aufsichtsratsmitglieder gelten die Sorgfaltspflichten eines
ordentlichen und gewissenhaften Mitglieds der Geschaftsleitung
entsprechend (8 116 i.V.m. § 93 Abs. 1 AktG). Jedes Aufsichts-
ratsmitglied ist dafiir verantwortlich, dass der Aufsichtsrat seine U-
berwachungspflicht erfullt. Ist im Verhaltnis zur Gesellschaft streitig,
ob Aufsichtsratsmitglieder ihre Sorgfaltspflichten erfillt haben, trifft
die Mitglieder die Beweislast.

Aufsichtsratsmitglieder borsennotierter Gesellschaften sind Insider
im Sinne des § 13 WpHG und unterliegen dem Verbot von Insider-
geschéaften nach 8§ 14 WpHG.

Besteht bei einer GmbH ausnahmsweise kein Aufsichtsrat, haben
die Gesellschafterinnen und Gesellschafter die zur Uberwachung
der Geschaftsleitung erforderlichen MalRBhahmen zu treffen (vgl.
846 Nr. 6 GmbHG). Durch die Bestellung eines Aufsichtsrats bei
einer GmbH erlischt andererseits nicht das Recht der Gesellschaf-
terinnen und Gesellschafter zur Uberwachung der Geschaftsleitung.

Der Aufsichtsrat und seine Ausschisse entscheiden durch
Beschlisse - in der Regel in Sitzungen (vgl. 8 108 Abs. 2 AktG) -
mit einfacher Mehrheit, soweit die Satzung oder Geschaftsordnung
fur bestimmte Geschafte keine qualifizierte Mehrheit vorschreibt
(vgl. das Muster einer Geschéftsordnung fur den Aufsichtsrat, Fach
4 C).

Soweit das Mitbestimmungsgesetz gilt, bedirfen Beschlisse des
Aufsichtsrats grundsatzlich der Mehrheit der abgegebenen Stim-
men. Bei Stimmengleichheit hat die bzw. der Aufsichts-
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ratsvorsitzende unter bestimmten Voraussetzungen zwei Stimmen
(8 29 MitbestG).

Teilen Vertreterinnen oder Vertreter Bremens im Aufsichtsrat in
wichtigen Angelegenheiten nicht die Auffassung der Mehrheit, ha-
ben sie ihre Ansichten und Stimmabgaben in die Niederschrift auf-
nehmen zu lassen.

Der Aufsichtsrat hat einen Anspruch auf jederzeitige Berichter-
stattung, die Befugnis, die Blucher usw. der Gesellschaft zu prifen,
das Recht auf die Zuziehung von Sachverstandigen und die Befug-
nis, bestimmte Arten von Geschéaften an seine Zustimmung zu bin-
den (8 90 Abs. 3 und 5, 8§ 111 Abs. 2 und 4 AktG, § 52 GmbHG).
Ein wesentliches Hilfsmittel fir die Uberwachung ist ferner der Be-
richt der Abschlusspriiferin bzw. des Abschlussprifers (8 321 HGB,
§ 313 AktG, 8 53 HGrG, VV Il zu § 68 LHO, 8§ 67 LHO).

Der Aufsichtsrat hat auf die rechtzeitige Vorlage der Berichte zu
achten, sie zu prifen und auszuwerten. Er kann verlangen, dass
die Abschlusspriferin, der Abschlussprifer oder andere Sachver-
standige an seinen Verhandlungen Uber diese Vorlagen teilneh-
men. Ergeben sich gegen einen Bericht, etwa auf Grund der dem
Aufsichtsrat bekannten Umstéande, Bedenken, muss der Aufsichts-
rat diesen unverziglich nachgehen, ggf. in dem erforderlichen Um-
fange selbst Prifungen vornehmen oder die Abschlusspriferin bzw.
den Abschlussprufer veranlassen, seinen Bericht zu ergdnzen oder
besondere Sachverstandige zuzuziehen. Der Aufsichtsrat hat die
Beseitigung der Méangel zu Gberwachen.

Auch ein einzelnes Aufsichtsratsmitglied kann einen Bericht der
Geschaftsleitung an den Aufsichtsrat verlangen; lehnt die Ge-
schéftsleitung die Berichterstattung ab, kann der Bericht nur ver-
langt werden, wenn ein anderes Aufsichtsratsmitglied das Verlan-
gen unterstitzt (8 90 Abs. 3 Satz 2 AktG, § 52 GmbHG).

Der Aufsichtsrat erteilt nach 8§ 111 Abs. 2 Satz 3 AktG den
Prifungsauftrag fur den Jahres- und den Konzernabschluss gemaf
8§ 290 HGB. Die Erteilung des Prifungsauftrages hat gemaf
§ 318 Abs. 1 Satz 4 HGB unverzuglich nach der Bestellung der Ab-
schlusspruferin bzw. des Abschlussprifers durch die Haupt- bzw.
Gesellschafterversammlung (8 119 Abs. 1 Nr. 4 AktG) zu erfolgen.
Der Prufungsbericht ist dem Aufsichtsrat vorzulegen und nach §
170 Abs. 3 Satz 2 AktG jedem Mitglied des Aufsichtsrates bzw. zu-
standigen Ausschusses auszuhandigen.

Der Geschaftsleitung ist vorher Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben (8 321 Abs. 5 Satz 2 HGB). Die Abschlusspriferin bzw. der
Abschlussprifer hat an den Verhandlungen des Aufsichtsrats bzw.
des zustandigen Ausschusses teilzunehmen und Uber die wesentli-
chen Ergebnisse ihrer bzw. seiner Prifung zu berichten (8 171 Abs.
1 Satz 2 AktG). Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den La-
gebericht und den Vorschlag fur die Verwendung des Bilanzge-
winns zu prifen, bei Mutterunternehmen im Sinne des § 290 HGB
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auch den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht. Dabei ist
den Risiken der kunftigen Entwicklung (88 289 Abs. 1, 315 Abs. 1
HGB) besondere Beachtung zu schenken.

Der Aufsichtsrat der AG ist nicht befugt, dem Vorstand Weisungen
zu erteilen. Er muss jedoch prifen, welche Folgerungen aus der
Nichtbeachtung wichtiger Ratschlage, insbesondere wenn die Ge-
sellschaft dadurch wesentliche Nachteile erleidet, zu ziehen sind.

Der Gesellschaftsvertrag der GmbH kann dagegen bestimmen,
dass der Aufsichtsrat berechtigt ist, der Geschaftsleitung Wei-
sungen zu erteilen. Eine solche Regelung soll im Interesse einer
klaren Trennung der Verantwortlichkeit nur in Ausnahmefallen ge-
troffen werden. Weisungen durch Gesellschafterbeschluss sind zu-
lassig.

Jedes Aufsichtsratsmitglied kann unter Angabe des Zwecks und der
Grinde verlangen, dass die oder der Aufsichtsratsvorsitzende un-
verzuglich den Aufsichtsrat einberuft. Die Sitzung muss binnen zwei
Wochen nach der Einberufung stattfinden. Wird einem Verlangen,
das von mindestens zwei Aufsichtsratsmitgliedern geaul3ert ist,
nicht entsprochen, so kdnnen die Antragsteller unter Mitteilung des
Sachverhalts selbst den Aufsichtsrat einberufen (8 110 Abs. 1 und
2 AktG, § 52 GmbHG).

Der Aufsichtsrat hat die Haupt- oder Gesellschafterversammlung
einzuberufen, wenn das Wohl der Gesellschaft es fordert
(8 111 Abs. 3 AktG, § 52 GmbHG).

Aufsichtsratsmitglieder, die auf Veranlassung einer Gebietskor-
perschaft in den Aufsichtsrat gewahlt oder entsandt worden sind,
unterliegen hinsichtlich der Berichte, die sie der Gebiets-
korperschaft zu erstatten haben, keiner Verschwiegenheitspflicht.
Fur vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, na-
mentlich Betriebs- oder Geschéaftsgeheimnisse, gilt dies nicht, wenn
ihre Kenntnis fur die Zwecke der Berichte nicht von Bedeutung ist
(8 394 AktG). Auf die Sonderregelung fiir die Verschwiegenheits-
pflicht der mit der Verwaltung von Beteiligungen beauftragten Per-
sonen im innerdienstlichen Verkehr wird hingewiesen (8§ 395 AktG).

Die auf Veranlassung Bremens in den Aufsichtsrat gewahlten oder
entsandten Mitglieder haben dafir Sorge zu tragen, dass die Auf-
sichtsratsvorlagen rechtzeitig vorliegen, damit eine sorgfaltige Vor-
bereitung und eine rechtzeitige Abstimmung mit den Beteiligungsre-
ferentinnen bzw. Beteiligungsreferenten des zustandigen Ressorts
maglich ist.

Die Niederschriften Uber die Sitzung, die innerhalb von zwei
Wochen vorliegen mussen (vgl. 8 8 Abs. Xl des Muster-
Gesellschaftsvertrages (Fach 3 A)), gewdhrleisten die laufende In-
formation des zustandigen Senators. Uberdies haben die Aufsichts-
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ratsmitglieder dem zusténdigen Senator auf Anforderung tber Auf-
sichtsratssitzungen zu berichten.

Im Einzelfall kann es erforderlich sein, vorweg Uber die
wesentlichen Ergebnisse der Aufsichtsratssitzung zu unterrichten
und die zu erwartende Sitzungsniederschrift durch Hintergrundin-
formation zu erganzen.

Folgende Kriterien kénnen fir die Berichte von Bedeutung sein:

- Wichtige Geschéfte und MaRRnahmen der Geschaftsfihrung,
vor allem beim Eingehen grofRerer Risiken;

- wesentliche Veranderungen der Vermdgens-, Finanz- und
Ertragslage des Unternehmens;

- ins Gewicht fallende Entwicklungen des Wirtschaftszweiges, in
dem das Unternehmen tatig ist;

- die Stellung der Gesellschaft in den Marktbereichen, die fur
sie wichtig sind;

- personelle Angelegenheiten;

- die Grunde, die die Vertreterin oder den Vertreter Bremens zu
ihrer oder seiner Auffassung bei der Abstimmung im Uberwa-
chungsorgan bewogen haben.

Der zustandige Senator hat die ihm erstatteten Berichte nach § 69
Nr. 2 LHO dem Rechnungshof zu Ubersenden.

2.3.2.4 Zustimmungsbedurftige Geschafte

Die Satzung, der Gesellschaftsvertrag oder der Aufsichtsrat kdnnen
zur Erleichterung der Uberwachung bestimmen, dass bestimmte
Arten von Geschaften nur mit Zustimmung des Aufsichtsrats vorge-
nommen werden dirfen (8 111 Abs. 4 Satz 2 AktG, § 52 GmbHG).
Die zustimmungsbediirftigen Geschafte sollen in der Satzung oder
dem Gesellschaftsvertrag festgelegt werden. Besteht bei einer
GmbH kein Aufsichtsrat, soll die vorherige Zustimmung (Einwilli-
gung) der Gesellschafter vorgesehen werden.

Werden in der Satzung oder im Gesellschaftsvertrag zustim-
mungsbedirftige Geschafte aufgefuhrt, soll darin auch klargestellt
werden, dass der Aufsichtsrat befugt ist, weitere Arten von Ge-
schéaften an seine Einwilligung zu binden.

Nach dem Aktienrecht konnen nur bestimmte Arten von
Geschaften, nicht aber einzelne Geschéafte an die Einwilligung des
Aufsichtsrats gebunden werden. Merkmale hierfir kdnnen vor allem
der Gegenstand der Geschéafte, deren Umfang oder das mit ihnen
verbundene Risiko sein. Es ist in der Regel zweckmalfiig, durch
Wertgrenzen oder in anderer Weise zu bestimmen, ob die Einwilli-
gung zu beantragen ist.
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Verweigert der Aufsichtsrat seine Zustimmung, kann die
Geschaftsleitung verlangen, dass die Hauptversammlung bzw. die
Gesellschafterversammlung Uber die Zustimmung beschlief3t. Der
Beschluss, durch den die Hauptversammlung zustimmt, bedarf ei-
ner Mehrheit, die mindestens drei Viertel der abgegebenen Stim-
men umfasst (8 111 Abs. 4 Satz 3 und 4 AktG). Zur Frage der Zu-
stimmung bei Bestehen eines Beherrschungsvertrages vgl. § 308
Abs. 3 AktG.

Die Geschaftsleitung muss die Zustimmung stets vor Abschluss des
zustimmungsbedurftigen Geschéfts einholen. Sofern die vorherige
Zustimmung des Aufsichtsrats nicht ohne Nachteil fir die Gesell-
schaft abgewartet werden kann, ist die Zustimmung eines vom Auf-
sichtsrat hierzu erméchtigten Ausschusses einzuholen (vgl. Tz.
126). Besteht kein entsprechender Ausschuss, kann der Vorsitzen-
de des Aufsichtsrates in dringenden Fallen vorlaufige Entscheidun-
gen treffen. Diese bedurfen der Bestatigung des Aufsichtsrates in
dessen néachster Sitzung.

Der Katalog der zustimmungsbedurftigen Geschafte ist vom
jeweiligen Einzelfall abhangig. In Betracht kommen z. B. die in § 6
Abs. VII des Muster-Gesellschaftsvertrages aufgeftihrten Geschafte
(Fach 3 A).

Nicht alle dort erwahnten Geschaftsarten sind bei jedem Unter-
nehmen an die Zustimmung des Aufsichtsrats zu binden. Es kommt
auf die Eigenart und die Verhéltnisse des einzelnen Unternehmens
an. So kénnen auch andere Arten in den Katalog aufgenommen
werden, wie z. B. die Aufnahme neuer Forschungsaufgaben und
der Eintritt in Wirtschaftsverbéande.

Die Zustimmung nach 8 111 Abs. 4 Satz 2 AktG, 8 52 GmbHG
einer Beamtin oder eines Beamten Bremens im Aufsichtsrat zu ei-
nem Geschaft, das der Einwilligung nach 8§ 65 LHO bedarf, kann
die Zustimmung des zustdndigen Senators nicht ersetzen.

Die Satzung oder der Gesellschaftsvertrag soll den Kreis der
zustimmungsbeddirftigen Geschéfte so bestimmen, dass die eigen-
verantwortliche Tatigkeit der Geschaftsleitung gewahrleistet bleibt.

Der Aufsichtsrat kann die Befugnis zur Zustimmung im Rahmen des
8§ 107 Abs. 3 AktG auch einem Ausschuss des Aufsichtsrats tber-
tragen. Das kann sich vor allem fur Eilfélle empfehlen. Wird ein
Ausschuss ermachtigt tber zustimmungspflichtige Geschéafte ab-
schlieBend zu entscheiden, dann sollen diesem Ausschuss die oder
der Aufsichtsratsvorsitzende und eine Vertreterin oder ein Vertreter
Bremens angehoren. Der Aufsichtsrat kann widerruflich die Zu-
stimmung zu einem bestimmten Kreis von Geschéften allgemein
oder fur den Fall, dass das einzelne Geschaft bestimmten Bedin-
gungen genugt, auch im voraus erteilen.
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2.3.2.5 Geschaftsleitung

Geschaftsleitung sind das geschaftsfihrende Organ (z. B. der
Vorstand einer AG) und die gesetzlichen Vertreter von Unter-
nehmen (z. B. die Geschaftsfihrerinnen und Geschéftsfuhrer einer
GmbH). Die Vorstandsmitglieder der AG sind vom Aufsichtsrat auf
hdchstens funf Jahre zu bestellen. Eine wiederholte Bestellung oder
Verlangerung der Amtszeit (frihestens ein Jahr vor Ablauf der
Amtszeit) ist zuldssig. Der Aufsichtsrat kann die Bestellung zum
Vorstandsmitglied widerrufen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.
Ein solcher Grund ist namentlich grobe Pflichtverletzung oder Unfa-
higkeit zur ordnungsmaRigen Geschéftsfiihrung. Vgl. § 84 AktG,
§ 33 MitbestG, 88 12, 13 Montan-MitbestG, 88§ 13, 15 MitbestErgG.

Die Bestellung und Abberufung der Mitglieder der Geschéftsleitung
der GmbH unterliegen der Beschlussfassung der Gesellschafter
(8 46 Nr. 5 GmbHG, vgl. aber Tz. 129). Ihre Amtszeit ist mit Riick-
sicht auf 8 38 Abs. 1 GmbHG unbeschrankt. Diese Rechte kbnnen
im Gesellschaftsvertrag dem Aufsichtsrat Gbertragen werden (88
45, 52 GmbHG); in diesem Fall soll der gesamte Aufsichtsrat be-
schlieBen. Die Bestellung der Mitglieder der Geschéftsleitung ist zu
jeder Zeit widerruflich, unbeschadet etwaiger Anspriiche aus dem
Anstellungsvertrag. Von der Madglichkeit, im Gesellschaftsvertrag
die Zulassigkeit des Widerrufs darauf zu beschranken, dass wichti-
ge Grunde hierftir vorliegen, soll nur in Ausnahmeféllen Gebrauch
gemacht werden (8 38 Abs. 2 GmbHG).

Bei GmbH, auf die die Mitbestimmungsgesetze Anwendung finden,
werden die Mitglieder der zur gesetzlichen Vertretung berufenen
Organe nach Mal3gabe des 8§ 84 AktG und den Vorschriften der
Mitbestimmungsgesetze durch den Aufsichtsrat bestellt und abbe-
rufen (88 30 bis 33 MitbestG, 8§ 12, 13 Montan-MitbestG, 8§ 13,
15 MitbestErgG).

Zur Geschaftsleitung des Unternehmens sind grundsatzlich
mindestens zwei Mitglieder zu bestellen. Das ist in der Satzung o-
der im Gesellschaftsvertrag festzulegen. Ist die Betatigung eines
Unternehmens verhaltnismafiig unbedeutend, ist zu prifen, ob es
ausnahmsweise genigt, dass die Geschaftsleitung nur aus einer
Person besteht. Das Unternehmen soll, wenn die Geschéftslei-
tung aus mindestens zwei Mitgliedern besteht, entweder durch zwei
Mitglieder oder durch ein Mitglied in Gemeinschaft mit einer Proku-
ristin oder einem Prokuristen gesetzlich vertreten werden.

Soll die Geschaftsleitung nur aus einer Person bestehen, ist durch
geeignete interne Regelungen das ,Vier-Augen-Prinzip“ sicherzu-
stellen.

Einzelprokura und Einzelhandlungsvollmacht sollen nicht,
Generalvollmacht nur in Ausnahmefallen erteilt werden.

Die Mitglieder der Geschaftsleitung tragen, auch wenn den
einzelnen Mitgliedern bestimmte Aufgabenbereiche zugewiesen
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sind, gemeinschaftlich die Verantwortung fur die gesamte Ge-
schéaftsfuhrung. Sie haben sich daher gegenseitig Uber wichtige
Vorgange ihrer Geschéftsbereiche zu unterrichten. In der Satzung,
dem Gesellschaftsvertrag oder der Geschéaftsanweisung fur die Ge-
schéftsleitung soll bestimmt werden, dass die Geschaftsleitung in
allen Angelegenheiten grundséatzlicher Art oder von wesentlicher
finanzieller Bedeutung sowie bei Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen mehreren im Einzelfall zustadndigen Mitgliedern der Ge-
schéftsleitung gemeinsam entscheidet. Ferner soll festgelegt wer-
den, ob Entscheidungen einstimmig oder mehrheitlich zu treffen
sind.

Diese Regelungen sollen in einer vom Aufsichtsrat/der Gesell-
schafterversammlung zu erlassenden Geschaftsanweisung fur die
Geschaftsfihrung enthalten sein (vgl. Muster einer Geschéftsan-
weisung fur die Geschaftsfihrung, Fach 3 B).

Bei einer AG kann nicht bestimmt werden, Vorstandsmitglieder mit
dem Recht zu bestellen, bei Meinungsverschiedenheiten im Vor-
stand gegen die Mehrheit seiner Mitglieder zu entscheiden
(8 77 Abs. 1 Satz 2 AktG). Auch bei Gesellschaften in anderer
Rechtsform ist eine hiervon abweichende Regelung nicht vorzuse-
hen.

Die Geschaftsleitung hat dem Aufsichtsrat nach 8 90 AktG min-
destens einmal jahrlich eine langerfristige Unternehmensplanung
vorzulegen, die bei einheitlicher Leitung Uber verbundene Unter-
nehmen auch diese umfasst. Die Regelungen der § 90 (Berichts-
pflicht) und 8 91 Abs. 2 AktG (Risikofriiherkennung) sollen grund-
satzlich auch fur die Geschéftsleitung einer GmbH gelten.

2.3.2.6 Berichte an den Aufsichtsrat

Die in 8 90 Abs. 1 Satz 1 AktG genannten Berichte (vgl. Tz. 136)
sind von dem Vorstand einer AG schriftlich zu erstatten. Bei Gesell-
schaften in anderer Rechtsform ist eine entsprechende Regelung
vorzusehen. Nur bei kleineren Gesellschaften ohne besonderes
wirtschaftliches Gewicht kann eine eingeschrankte Berichterstat-
tung genugen, wobei die Geschéaftsleitung dem Aufsichtsrat regel-
mafig — mindestens vierteljahrlich — schriftlich Gber den Gang der
Geschafte, insbesondere den Umsatz und die Lage des Unterneh-
mens zu berichten hat. Der oder dem Aufsichtsratsvorsitzenden ist
aulRerdem bei wichtigen Anlassen zu berichten. Besteht bei einem
Unternehmen ausnahmsweise kein Aufsichtsrat, ist eine entspre-
chende Berichterstattung an die Gesellschafter vorzusehen.

Fir die Berichte nach 8§ 90 AktG tragt die gesamte Geschéftsleitung
die Verantwortung. Stimmt ein Mitglied dem Inhalt eines von der
Mehrheit beschlossenen Berichts in einem wichtigen Punkt nicht zu,
soll es seine abweichende Meinung dem Aufsichtsrat mitteilen.
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Die Berichte nach 8§ 90 AktG mussen dem Aufsichtsrat einen
ausreichenden Uberblick tber die Entwicklung der Gesellschaft in
dem Berichtszeitraum geben und die Angelegenheiten, die fir die
Beurteilung der Lage des Unternehmens (Vermodgens-, Finanz- und
Ertragslage) wesentlich sind, erschopfend behandeln. Die Berichte
sollen auch Uber die MaBnahmen der Geschéftsleitung zur Friher-
kennung den Fortbestand der Gesellschaft gefahrdender Entwick-
lungen (8 91 Abs. 2 AktG) Auskunft geben. Berichte Gber Geschaf-
te, die fur die Rentabilitat oder Liquiditat der Gesellschaft von er-
heblicher Bedeutung sein kdnnen, sind mdglichst so rechtzeitig zu
erstatten, dass der Aufsichtsrat vor Vornahme der Geschafte Gele-
genheit hat, zu ihnen Stellung zu nehmen.

Dem regelmaRigen Bericht soll ein Zwischenabschluss (Zwi-
schenbilanz, Zwischenerfolgsrechnung) beigefiigt und die wichtigs-
ten Anderungen gegeniber friiheren Zahlen und Darstellungen er-
lautert werden. Ferner kann es zweckmallig sein, dem Bericht er-
ganzende Statistiken und andere Ubersichten (z. B. Liquiditats-
Ubersichten, Kapitalflussrechnungen) anzufigen. Wird die Lage des
Unternehmens durch Verhéltnisse verbundener Unternehmen
malRgebend beeinflusst, so ist dartiber ebenfalls zu berichten.

Es besteht eine unbedingte Pflicht zur Offenheit gegeniber dem
Aufsichtsrat. Die Schutzklausel des § 286 Abs.1HGB, 8§ 160
Abs. 2 AktG, die den Inhalt des Anhangs betrifft, gilt nicht fir die
internen Berichte im Sinne des 8§ 90 AktG.

Werden regelmaRige Berichte nicht rechtzeitig erstattet, haben die
Mitglieder des Aufsichtsrats auf die unverzigliche Vorlage der Be-
richte hinzuwirken. Entspricht der Inhalt eines Berichts nicht den
Anforderungen, die nach den Verhéaltnissen des Unternehmens zu
stellen sind, so ist zu veranlassen, dass er ergadnzt wird und die Be-
richte kunftig vorschriftsmafig abgefasst werden. Erforderlichenfalls
ist auch von den Rechten im Sinne des § 90 Abs. 3, § 111 Abs. 2
AktG, 8§ 52 GmbHG Gebrauch zu machen.

2.3.2.7 Rechnungswesen und innerbetriebliche Prifungen

Das Rechnungswesen muss den Verhaltnissen des einzelnen
Unternehmens angepasst sein und den Grundséatzen ord-
nungsmaliger Buchfliihrung entsprechen. Es muss auch kurzfristig
ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der Ver-
mdogens-, Finanz- und Ertragslage vermitteln, eine Unternehmens-
planung und -durch eine geeignete Kosten- und Leistungs-
rechnung - eine Kontrolle der Wirtschaftlichkeit ermdglichen. Fur
den Aufsichtsrat besteht z. B. Anlass tatig zu werden, wenn Jah-
resabschlisse nicht in der vorgeschriebenen Frist aufgestellt wer-
den, wenn die Abschlusspriferin bzw. der Abschlussprifer Mangel
des Rechnungswesens (z. B. Buchungsrickstande) einschlief3lich
der Abrechnung der Anlageinvestitionen festgestellt hat oder wenn
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das Rechnungswesen keine Aufstellung von Zwischenabschlissen
gestattet.

Bei groBeren Unternehmen, Obergesellschaften und Konzernen ist
darauf hinzuwirken, dass die Geschaftsleitung zu ihrer Unterstit-
zung innerbetriebliche Revisionsstellen (interne Revision) mit Pri-
fungen beauftragt. Die interne Revision soll unmittelbar der Ge-
schéftsleitung oder der Konzernspitze unterstellt sein. Die Auftrage
sollen schriftlich erteilt werden. Die Prifungen sollen sich insbeson-
dere auf das Rechnungs- und Finanzwesen, auf die Beachtung der
fur das Unternehmen bedeutsamen Vorschriften, der Anweisungen
und Richtlinien der Geschaftsleitung sowie auf die Wirtschaftlichkeit
der laufenden Geschafte und Maflinahmen erstrecken. Dabei sind
auch die Berichte der Revisionsstellen der Untergesellschaften so-
wie die Prufungsberichte aller Konzerngesellschaften auszuwerten.

Bestehen Zweifel, ob bei einem Unternehmen die Einrichtung einer
internen Revision geboten ist oder ob die innerbetrieblichen Pru-
fungen den Erfordernissen entsprechen, soll eine Stellungnahme
der Abschlusspruferinnen bzw. Abschlussprufer herbeigefuhrt wer-
den.

2.3.2.8 Jahresabschluss und Lagebericht

Auch Unternehmen, auf welche die Vorschriften des HGB fir gro3e
Kapitalgesellschaften nicht anzuwenden sind und fur die keine
Sondervorschriften bestehen, sollen bei der Aufstellung des Jah-
resabschlusses die handelsrechtlichen Gliederungs- und Bewer-
tungsvorschriften fir grof3e Kapitalgesellschaften sinngemald an-
wenden. Aul3erdem ist anzustreben, dass Unternehmen, die keine
Kapitalgesellschaften sind, Lageberichte entsprechend den han-
delsrechtlichen Vorschriften aufstellen. Hiertiber sollen Bestimmun-
gen in den Gesellschaftsvertrag aufgenommen werden.

Von der Muttergesellschaft eines Konzerns sind in bestimmten
Fallen Konzernabschlisse und Konzernlageberichte vorzulegen
(8 290 HGB, § 337 AktG, 88 11 bis 13 PublizitatsG).

Bei der Entscheidung Uber den Gewinnausweis und die
Gewinnverwendung sollen die Vertreterinnen und Vertreter Bre-
mens in den Uberwachungsorganen auch die Interessen Bremens
bertcksichtigen.

2.3.2.9 Weisungen an Aufsichtsratsmitglieder

Beamtinnen und Beamte Bremens, die auf Verlangen, Vorschlag
oder Veranlassung ihrer Behorde in den Aufsichtsrat eines Unter-
nehmens, an dessen Kapital Bremen unmittelbar oder mittelbar be-
teiligt ist, entsandt oder gewahlt sind, haben den Weisungen ihrer
Behorde grundsatzlich Folge zu leisten. Dies gilt nicht fir Senato-
rinnen und Senatoren und fur Falle, in denen das aufgetragene
Verhalten strafbar ist. Strafbar macht sich ein Aufsichtsratsmitglied
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namentlich, wenn es vorsatzlich zum Nachteil der Gesellschaft han-
delt. Die entsandten oder gewdahlten Beamtinnen und Beamten
Bremens sollen eine Erklarung (vgl. Muster der Erklarung von Mit-
gliedern von Uberwachungsorganen, Fach 3 D) abgeben, durch die
sie sich Bremen gegeniber bereit erklaren, Uber die Sitzungen auf
Anforderung unverzuglich schriftlich zu berichten (vgl. Tz. 107-109).
Fur Personen, die nicht der bremischen Verwaltung angehoren, gilt
Tz. 153.

Die Vertreterinnen und Vertreter der 6ffentlichen Hand sollen sich
vor wichtigen Entscheidungen des Aufsichtsrats tUber eine einheitli-
che Auffassung verstandigen (vgl. auch VV Nr. 3 zu § 65 LHO).

Die Beamtinnen und Beamten Bremens haben ihre Behdrde tber
Angelegenheiten von besonderer Bedeutung friihzeitig zu unterrich-
ten. Das kann z. B. in Betracht kommen bei mehrjdhrigen Unter-
nehmensplanungen, vor grol3eren Investitionen und nach dem Be-
kannt werden von Vorgangen, die wesentliche Verluste oder Liqui-
ditatsschwierigkeiten zur Folge haben kdénnen (vgl. auch Tz. 86,
107, 109 - 115).

Ist eine Unterrichtung ausnahmsweise nicht mdglich, sollen
Beamtinnen oder Beamte Bremens darauf hinwirken, dass die Ent-
scheidung zurtckgestellt wird.

Werden Personen, die nicht in der bremischen Verwaltung tatig
sind, auf Veranlassung Bremens in den Aufsichtsrat eines Unter-
nehmens gewahlt oder entsandt, sollen Abmachungen mit ihnen
getroffen werden, nach denen sie, soweit erforderlich, dem zustan-
digen Senator in den oben genannten Féllen unterrichten und ne-
ben den Gesellschaftsinteressen auch die besonderen Interessen
Bremens angemessen berucksichtigen (vgl. Tz. 149; siehe hierzu
den Mustertext einer Erklarung fir externe Mitglieder von Uberwa-
chungsorganen, Fach 3 D).

2.3.3Einflussnahme Uber Haupt- oder Gesellschafterver-
sammlungen

2.3.3.1 Aufstellung und Feststellung des Jahresabschlusses

Gemal 8 264 Abs. 1 Satz 2 HGB sind der Jahresabschluss und der
Lagebericht von den gesetzlichen Vertreterinnen und Vertretern
einer AG oder GmbH in den ersten drei Monaten des Geschéftsjah-
res fur das vergangene Geschéftsjahr aufzustellen. Dies gilt (ab-
weichend von § 264 Abs. 1 Satz 3 HGB) auch fur andere Unter-
nehmen im Sinne der VV zu 8 65 LHO, wenn eine entsprechende
Regelung gem. Tz. 16 in die Satzung aufgenommen ist.

Auf die Einhaltung der Fristen aus den 88 171, 175 AktG und § 42 a
GmbHG ist zu achten.
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2.3.3.2 Wahrnehmung der Rechte in der Haupt- oder Gesellschaf-
terversammlung

Die Vertretung der bremischen Interessen kann erfordern, auch die
gesetzlichen Minderheitsrechte wahrzunehmen (88 50, 93 Abs. 4, §
117 Abs. 4, 8 120 Abs. 1, 88 122, 142, 147, 258, 265 Abs. 3 AktG,
8§ 50 GmbHG, § 291 Abs. 3 und 8§ 318 HGB), insbesondere das
Recht einer Minderheit, eine Sonderpriifung zu beantragen (88 142,
258 AktG). Das gleiche gilt fir die Rechte nach § 131 AktG.

Beamtinnen und Beamte Bremens, die einem Uberwachungsorgan
eines Unternehmens angehoéren, sollen nicht gleichzeitig auch die
Gesellschafterrechte Bremens in der Haupt- oder Gesellschafter-
versammlung desselben Unternehmens wahrnehmen, wenn die
Gefahr einer Interessenkollision besteht, z. B. bei Fragen der Ent-
lastung. Neben der Vollmacht, Bremen zu vertreten, muss das Auf-
sichtsratsmitglied in Zweifelsfallen eine Weisung seiner bzw. seines
Vorgesetzten erhalten.

Durch die Entlastung billigt die Hauptversammlung der AG nach
8§ 120 Abs. 2 AktG die Verwaltung der Gesellschaft durch die Mit-
glieder des Vorstandes und des Aufsichtsrats. Wahrend die Entlas-
tung nach § 120 Abs. 2 AktG bei einer AG keinen Verzicht auf Er-
satzanspriiche bedeutet, hat eine Entlastung bei der GmbH die
Wirkung eines Verzichts.

Gemald 8§46 Nr. 5 GmbHG erteilt die Gesellschafterversammlung
den Mitgliedern der Geschéftsleitung Entlastung. Fur die Mitglieder
des Aufsichtsrats ist eine entsprechende Regelung im Gesell-
schaftsvertrag vorzusehen.

2.3.3.3 Tagesordnung, Niederschrift

In der Tagesordnung fur die Haupt- oder Gesellschafterver-
sammlung sollen die zu behandelnden Punkte méglichst genau be-
zeichnet werden. Die Gesellschafter missen ausreichend Gele-
genheit erhalten, sich auf die Erdrterung und Abstimmungen vorzu-
bereiten.

Uber die Gesellschafterversammlung soll auch dann eine Nie-
derschrift gefertigt werden, wenn es gesetzlich nicht vorgeschrieben
ist (8 130 AktG, 88 53, 55 GmbHG). Auch Beschliisse der Gesell-
schafter, die nicht in Versammlungen gefasst werden, sind zu pro-
tokollieren. In der Niederschrift soll neben den Beschlissen auch
der wesentliche Verlauf der Verhandlungen wiedergegeben wer-
den; das gilt insbesondere dann, wenn kein Aufsichtsrat vorhanden
ist.
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2.3.4Allgemeine wirtschaftliche Grundséatze

2.3.4.1 Investitionen

Bedeutsame Investitionen sollen erst begonnen werden, wenn dem
Uberwachungsorgan vollstandige und ausfiihrungsreife technische
Plane, moglichst genaue Kostenberechnungen sowie sorgfaltig
aufgestellte Wirtschaftlichkeitsrechnungen und Finanzplane vorge-
legt und die Vorhaben von dem zusténdigen Organ gebilligt worden
sind. Werden Abweichungen von Investitionsplanen und Uber-
schreitungen der gebilligten Kosten, soweit sie nicht unwesentlich
sind, notwendig, muss die Einwilligung des zustandigen Organs
rechtzeitig von der Geschaéftsleitung beantragt werden. Uberschrei-
tungen werden auch dann als wesentlich anzusehen sein, wenn sie
prozentual gering erscheinen, nach den Verhéltnissen des Unter-
nehmens absolut aber hoch sind. Das Uberwachungsorgan des
Unternehmens soll sich regelmafiig tber die Durchfihrung bedeut-
samer Investitionen, Uber die entstandenen und die noch entste-
henden Kosten, uUber die zu erwartenden Kostenlberschreitungen
und Uber die Abrechnung unterrichten lassen.

Werden wesentliche Abweichungen von den vom Uberwa-
chungsorgan gebilligten Pladnen oder erhebliche Kostenluber-
schreitungen festgestellt, wird das Uberwachungsorgan zu prifen
haben, ob Folgerungen aus dem Verhalten der Geschaftsleitung zu
ziehen sind. Gegebenenfalls ist auch zu prifen, ob Mitglieder der
Geschaftsleitung schadenersatzpflichtig sind.

2.3.4.2 Kreditgewahrung

Die Gewahrung grol3erer Kredite soll an die vorherige Zustimmung
des Uberwachungsorgans gebunden werden (vgl. Muster eines
Gesellschaftsvertrages fur eine Gesellschaft mit beschrankter Haf-
tung, Fach 4 A § 6 Abs. VII Nr. 10).

Obergesellschaften sollen Richtlinien fir die Gewahrung von
Krediten durch Gesellschaften der Konzerne aufstellen.

2.3.4.3 Aufwendungen fiur die Geschaftsleitung und die leitenden
Angestellten des Unternehmens

Der Aufsichtsrat hat dafliir zu sorgen, dass die Gesamtbeziige des
einzelnen Vorstandsmitglieds in einem angemessenen Verhaltnis
zu seinen Aufgaben, seiner Verantwortung und zur Lage der Ge-
sellschaft stehen (vgl. 8 87 Abs. 1 Satz 1 AktG); dies gilt sinngeman
fur Ruhegehélter, Hinterbliebenenbeziige und Leistungen verwand-
ter Art. Dabei sind andere Versorgungsbeziige zu berlcksichtigen.
8 87 Abs. 2 AktG sieht unter bestimmten Voraussetzungen eine
Herabsetzung der Bezlige der Vorstandsmitglieder vor. Vgl. auch §
86 AktG (Gewinnbeteiligung). Die Vereinbarungen sind in den An-
stellungsvertragen zweifelsfrei festzulegen. Bei der Festlegung der
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Vergutung sind verdeckte finanzielle Regelungen zu vermeiden.
Sachleistungen und sonstige Nebenleistungen sollen nur aus-
nahmsweise vereinbart werden, wenn und soweit dies branchenib-
lich ist oder im Einzelfall besondere Umstande diese rechtfertigen.

Bei der Beurteilung der Angemessenheit der Bezige der Vor-
standsmitglieder sind - neben Anwartschaften auf Alters- und Hin-
terbliebenenversorgung - Einkinfte aus der Zugehdarigkeit zu Orga-
nen anderer Unternehmen regelmafig zu bericksichtigen, wenn
die Vorstandsmitglieder die Nebentétigkeit im Interesse ihrer Ge-
sellschaft tbernommen haben.

In  die Anstellungsvertrage sind Bestimmungen UUber die
Nebentatigkeit von Vorstandsmitgliedern aufzunehmen. Dabei ist zu
prufen, Regelungen im Sinne des 8 88 Abs. 1 AktG (Wettbe-
werbsverbot) zu treffen und dartber hinaus z. B. die Beteiligung an
Unternehmen des gleichen Geschéaftszweiges (als Gesellschafter
einer GmbH, einer Stillen Gesellschaft, einer KG usw.) an die Ein-
willigung des Aufsichtsrats zu binden. In den Anstellungsvertragen
soll ferner vereinbart werden, dass der Eintritt in den Vorstand oder
das Uberwachungsorgan eines anderen Unternehmens der Einwil-
ligung des Aufsichtsrats bedarf. Dabei ist auch zu regeln, ob und
ggf. in welchem Umfang die Vorstandsmitglieder Einkiinfte aul3er-
halb ihrer Gesellschaft an diese abfiihren missen und ob sie beim
Ausscheiden aus ihrer Gesellschaft die in deren Interesse Uber-
nommenen Nebendmter aufzugeben haben.

In den Anstellungsvertragen sollen aul3erdem Vereinbarungen tber
die Benutzung firmeneigener Kraftfahrzeuge fir private Zwecke und
von privateigenen Kraftfahrzeugen fur geschaftliche Zwecke getrof-
fen werden, ferner dariber, welche Reise- und Umzugskostenver-
gUtungen sowie welches Trennungsgeld den Vorstandsmitgliedern
zu zahlen sind. Sollte eine Vereinbarung uber die angemessene
Gewaéhrung von Rechtsschutz in Strafsachen notwendig erschei-
nen, empfiehlt sich dabei eine Orientierung an der Regelung Uber
den Rechtsschutz in Strafsachen fur Bundesbedienstete (GMBI.
1999, S. 814). Erhélt ein Unternehmen von der Freien Hansestadt
Bremen auch Zuwendungen, finden die haushaltsrechtlichen Re-
gelungen Anwendung (z.B. ,Besserstellungsverbot®). Gege-
benenfalls sollen Regelungen Uber Erfindervergitungen fir Vor-
standsmitglieder getroffen werden.

Vergutungen fir Mehrarbeit und entgangenen Urlaub sowie
Weihnachtsgeld sollen an Vorstandsmitglieder nicht gezahlt wer-
den. Vorstandsmitglieder sollen keine verlorenen Baukosten-
zuschusse erhalten. Darlehen durfen nur in begriindeten Ausnah-
mefallen (z. B. beim Erwerb eines Eigenheimes am Dienstort) ge-
wahrt werden, es sei denn, die Kreditgewahrung gehort zum Ge-
genstand des Unternehmens. Derartige Darlehen durfen nur in ver-
tretbarer HOhe und mit angemessener Verzinsung eingeraumt wer-
den.
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Die Grundséatze in Tz. 166 —170 sollen auch bei Gesellschaften, fur
die das Aktienrecht nicht gilt, Anwendung finden. Sie sollen auch
bei Vereinbarungen mit leitenden Angestellten bertucksichtigt wer-
den.

2.3.4.4 Aufwendungen fur den Aufsichtsrat und Kredite an Auf-
sichtsratsmitglieder

Es ist darauf hinzuwirken, dass bei der Beschlussfassung tber Ver-
gutungen fir die Téatigkeit der Aufsichtsratsmitglieder 8 113 AktG
beachtet wird. Entsprechende Regelungen sind fir Unternehmen
anzustreben, fir die eine vergleichbare gesetzliche Vorschrift nicht
besteht.

Ist an dem Kapital eines Unternehmens unmittelbar oder mittelbar
nur die offentliche Hand beteiligt und werden die Aufwendungen
des Unternehmens ganz oder zu einem wesentlichen Teil von der
offentlichen Hand getragen, sollen neben dem Ersatz von Auslagen
keine Vergutungen bewilligt werden.

Es ist darauf zu achten, dass sonstige Aufwendungen jeder Art flr
den Aufsichtsrat nur insoweit geleistet werden, als sie nach den
Grundsatzen einer sparsamen Wirtschaftsfihrung als angemessen
anzusehen sind. Das gleiche gilt fir Vergutungen fir die Ausfih-
rung bestimmter Aufgaben, die einem Aufsichtsratsmitglied oder
vom Aufsichtsrat zugezogenen besonderen Sachverstandigen
Ubertragen werden. Aufsichtsratsmitglieder sollen grundséatzlich
keine Kredite erhalten, es sei denn, die Kreditgewahrung gehort
zum Gegenstand des Unternehmens. Sofern ausnahmsweise Kre-
dite und sonstige Vergutungen an Aufsichtsratsmitglieder gewéhrt
werden, soll die Einwilligung des Aufsichtsrats auch dann eingeholt
werden, wenn das gesetzlich (8 115 AktG, § 15 KWG) nicht vor-
geschrieben ist. Sofern die Kreditgewahrung zum Gegenstand des
Unternehmens gehdrt, durfen Kredite nur zu Zinssatzen gewéhrt
werden, wie sie jedem Dritten bei vergleichbaren Geschéaften von
dem Kreditinstitut eingeraumt werden, es sei denn, es handelt sich
um Kredite an Arbeitnehmervertreterinnen und Arbeitnehmervertre-
ter, die dem Unternehmen angehoren.

2.3.4.5 Sonstige Aufwendungen

Sonstige Aufwendungen der Unternehmen, insbesondere fur
Beratungen, Reprasentation, Studienreisen, Aufmerksamkeiten so-
wie fur Veranstaltungen aus besonderem Anlass, zu denen Dritte
eingeladen werden (z. B. bei Geschéftsjubilden, nach der Fertigstel-
lung wichtiger Anlagen oder einer bestimmten Anzahl von Erzeug-
nissen), sollen unter dem Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit ver-
tretbar sein.
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2.3.5 Leistungen Bremens

Erhélt ein Unternehmen von Bremen Leistungen (z. B. Burgschaf-
ten, Garantien, sonstige Gewahrleistungen, Kreditzusagen, Zu-
wendungen, Kapitalzufihrungen, Darlehen), finden die haushalts-
rechtlichen Regelungen Anwendung.

Liegen bei einem Beschluss des Uberwachungsorgans des Unter-
nehmens Uber eine MalRnahme mit haushaltsméaRigen Auswirkun-
gen auf Bremen die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen nicht
vor, sollen die auf Veranlassung Bremens gewahlten oder entsand-
ten Mitglieder in dem Uberwachungsorgan darauf hinweisen und
einen Vorbehalt geltend machen.

2.4 Priufung der Unternehmen

Bei Unternehmen, deren Anteile mehrheitlich der 6ffentlichen Hand
gehdoren, sind die Rechte gegeniber privatrechtlichen Unternehmen
aus 8 53 HGrG wahrzunehmen. Das zustdndige Ressort hat au-
Berdem darauf hinzuwirken, dass dem Rechnungshof in der Sat-
zung oder dem Gesellschaftsvertrag das Recht auf unmittelbare
Unterrichtung nach 8§ 54 HGrG eingerdumt wird (8 66 LHO).

Besteht keine Mehrheitsbeteiligung im Sinne des 8§ 53 HGrG, so
soll der zustandige Senator darauf hinwirken, dass in der Satzung
oder im Gesellschaftsvertrag die Rechte aus den 88 53, 54 HGrG
eingerdumt werden - aul3er bei Aktiengesellschaften, Kommandit-
gesellschaften auf Aktien oder Genossenschaften (867
Satz 1 LHO).

Bei Beteiligungen von Unternehmen, deren Anteile mittelbar der
offentlichen Hand gehéren, gilt dies nur, wenn diese Beteiligung
den vierten Teil der Anteile Ubersteigt (8 67 Satz 2 LHO). Wenn
diese Gesellschaft ihren Sitz im Ausland hat soll eine entsprechen-
de Anwendung der 88 53, 54 HGrG vereinbart werden, sofern dem
nicht Rechtsvorschriften des betreffenden Staates ausdriicklich ent-
gegen stehen.

Die Zustandigkeit zur Rechtsausubung, die Prufung durch den
zustandigen Senator und die Unterrichtung Rechnungshofes regeln
die 88 66 bis 69 LHO sowie die hierzu ergangenen VV.

Der zustandige Senator soll darauf hinwirken, dass bei der
Abschlusspriifung die Grundsatze fur die Prifung von Unternehmen
nach 8 53 HGrG und der darauf basierende jeweils aktuelle Fra-
genkatalog des Berufsstandes beachtet wird, insbesondere nach-
vollziehbare und jeweils mit abschlieRenden Stellungnahmen ver-
sehene Prufungsberichte vorgelegt werden. Es soll darauf achten,
dass im Rahmen der Prifung des Einzelabschlusses der Oberge-
sellschaft nach § 53 HGrG bzw. des Konzernabschlusses auch
Aussagen zur Entwicklung des Konzerns sowie zur Ordnungsma-
RBigkeit der Konzernleitung gemacht werden. Bei nicht ordnungsge-
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maler Berichterstattung soll ein Wechsel der Abschlusspriferin
bzw. des Abschlussprifers gepruft werden.

Bei Mehrheitsbeteiligungen Bremens umfasst die Prifung nach
§ 53 HGrG auch einen Bericht tber die Beziige des Aufsichtsrates,
der Geschéftsleitung und der leitenden Angestellten .

In dem Bericht an den Rechnungshof nach 8§ 69 LHO ist darauf
hinzuweisen, wenn der Bericht nach § 53 HGrG nicht den Erforder-
nissen der VV Nr. 1 zu § 68 LHO (vgl. Fach 5 B) entspricht.

8 69 LHO begrundet eine unmittelbare Verantwortlichkeit des fir
die Beteiligung zustandigen Senators fir eine sachgerechte Pri-
fung, und zwar unabhangig davon, ob die Verwaltung einer Beteili-
gung auch einer nachgeordneten Behotrde Ubertragen worden ist.
Das zustandige Ressort kann andere Stellen jedoch zur Mitwirkung
bei der Prifung heranziehen.

Die mit der Prifung beauftragten Beamtinnen und Beamten
Bremens sind daftir verantwortlich, dass ihre unmittelbaren Vorge-
setzten von allen bei der Prufung festgestellten wesentlichen Man-
geln Kenntnis erhélt. Die Vorgesetzten haben erforderlichenfalls die
Leitung der Ressorts zu unterrichten.

Beamtinnen und Beamte Bremens, die einem Organ der
Gesellschaft angehéren oder die Bremen in der Haupt- oder Ge-
sellschafterversammlung vertreten, haben sich jeder Einflussnahme
auf das Ergebnis der Prufung zu enthalten. Sie dirfen keine Schrei-
ben unterzeichnen, in denen der zustandige Senator den Rech-
nungshof tUber das Ergebnis seiner Prifung unterrichtet; an ihrer
Stelle sollen Vorgesetzte unterzeichnen. Gehoren Vorgesetzte dem
Organ einer Gesellschaft an, so soll das Schreiben von héheren
Vorgesetzten oder durch die Vertretung unterzeichnet werden. Be-
amtinnen und Beamten Bremens, die dem Aufsichtsrat eines Un-
ternehmens angehoren, soll vor Absendung der Unterrichtung
Rechnungshofes Gelegenheit zur Kenntnis- und Stellungnahme
gegeben werden; eine Mitzeichnung kommt jedoch nicht in Be-
tracht.

Bei den Jahrespriufungen nach 8 69 LHO sollen zunéchst die
Unterlagen derjenigen Unternehmen gepruft werden, an deren Pri-
fung ein besonderes Interesse besteht, z.B. weil die Ge-
schéaftsfuhrung oder die wirtschaftliche Lage eines Unternehmens,
etwa nach den Berichten im Sinne des § 90 AktG oder dem Pri-
fungsbericht, zu Bedenken Anlass gibt, weil ein Unternehmen von
Bremen Leistungen (vgl. Tz. 176) erhalt oder weil Anlass zu der
Annahme besteht, dass der ausgeschuttete Gewinn nicht der wirt-
schaftlichen Lage des Unternehmens entspricht.

Zu den nach 8 69 LHO dem Rechnungshof zu Ubersendenden
Unterlagen gehoren insbesondere:

a) Bericht der Abschlusspriferin bzw. des Abschlussprifers
(einschliel3lich der Feststellungen nach 8 53 HGrG sowie der Be-
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richte Uber Zwischen- und Erganzungsprifungen), und die etwaige
Stellungnahme der Geschéftsleitung des Unternehmens und des
Aufsichtsrats,

b) Vorlagen an den Aufsichtsrat und seine Ausschiisse sowie
Sitzungsniederschriften, die den Gang der Verhandlungen und die
Abstimmungsergebnisse wiedergeben sollen,

c) Berichte der Mitglieder der Uberwachungsorgane,

d) Niederschriften nebst Anlagen Uber ordentliche und auler-
ordentliche Haupt- oder Gesellschafterversammlungen in dem ge-
pruften Geschaftsjahr,

e) Gesellschaftsvertrag sowie die Geschaftsanweisung fir die
Geschaéftsfuhrung, den Aufsichtsrat und seine Ausschisse, sofern
diese Unterlagen nicht bereits in der fur das betreffende Geschafts-
jahr geltenden Fassung Ubersandt worden sind,

f) Mitteilungen an den Aufsichtsrat oder die Aufsichtsratsvorsit-
zende oder den Aufsichtsratsvorsitzenden Uber die Prufung be-
stimmter Gebiete (z. B. Organisation, Investitionen, Kasse, Bezlige
der Mitglieder der Gesellschaftsorgane),

g) Berichte Gber Zwischen- und Sonderprifungen,
h) Lageberichte,
i)  Berichte im Sinne von § 90 AktG.

Der Rechnungshof soll durch die Unterlagen in die Lage versetzt
werden, die Betatigung Bremens bei den Unternehmen zu beurtei-
len.

Der Rechnungshof ist unverziglich zu unterrichten, wenn
unmittelbare Beteiligungen Bremens oder mittelbare Beteiligungen
im Sinne des § 65 Abs. 3 LHO an Unternehmen begriindet, wesent-
lich ge&ndert oder aufgegeben werden (8 102 Abs. 1 Nr. 3 LHO).
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3 Unternehmen in der Rechtsform von juristischen
Personen des offentlichen Rechts

3.1 Entsprechende Anwendung der Abschnitte 1 und 2

Fur Unternehmen in der Rechtsform einer landesunmittelbaren
juristischen Personen des offentlichen Rechts regelt § 112 Abs. 2
LHO, welche Vorschriften der LHO entsprechend bzw. unmittelbar
anzuwenden sind.

Tz. 1 bis 199 sollen unter Bertcksichtigung der sich aus § 112 Abs.
2 LHO ergebenden Besonderheiten sinngemald angewendet wer-
den. Dabei ist zu beachten, dass der zustandige Senator gegen-
Uber den Unternehmen in der Rechtsform einer landesunmittelba-
ren juristischen Person des 6ffentlichen Rechts Staatsaufsicht aus-
ubt.

Die Hinweise sind auch von Beamtinnen und Beamten Bremens
anzuwenden, die in Uberwachungsorganen landesunmittelbarer
juristischer Personen des 6ffentlichen Rechts tatig sind.

3.2 Prufungsrecht und Prifungsverfahren

Das Prufungsrecht und Prifungsverfahren bei Unternehmen in der
Rechtsform einer juristischen Person des 6ffentlichen Rechts richtet
sich nach 8 55 Abs. 2 HGrG und § 111 LHO.

Erhalt eine unter § 55 Abs. 1 HGrG fallende juristische Person des
offentlichen Rechts von Bremen, dem Bund oder einem anderen
Land Zuschusse, die dem Grunde oder der Hohe nach gesetzlich
begrindet sind, oder ist eine Garantieverpflichtung Bremens, des
Bundes oder eines Landes gesetzlich begriindet, so unterliegt ihre
Haushalts- und Wirtschaftsfiuhrung auch dann der Prifung durch
den Rechnungshof wenn fur sie Ausnahmen von § 111 Abs. 1 LHO
zugelassen sind (vgl. 8 48 Abs. 2 HGrG, § 111 Abs. 2 LHO).
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Fach 4

Mustertexte Recht



A. GESELLSCHAFTSVERTRAG FUR EINE GESELLSCHAFT MIT
BESCHRANKTER HAFTUNG, AN DER BREMEN MEHRHEITLICH BETEILIGT

B. GESCHAFTSANWEISUNG FUR DIE GESCHAFTSFUHRUNG EINER
GESELLSCHAFT, AN DER BREMEN MEHRHEITLICH BETEILIGT IST.............. 19

C. GESCHAFTSORDNUNG FUR DEN AUFSICHTSRAT EINER GESELLSCHAFT,
AN DER BREMEN MEHRHEITLICH BETEILIGT IST.......coccnsimmnnmnnnensnnnnenns 32

D. ERKLARUNG FUR MITGLIEDER VON UBERWACHUNGSORGANEN, DIE
KEINE MITGLIEDER DES BREMISCHEN SENATS ODER BEDIENSTETE DER

FREIEN HANSESTADT BREMEN SIND........cooiireerr e 41
E. GESCHAFTSFUHRERANSTELLUNGSVERTRAG (HAUPTTATIGKEIT)............. 43
F. GESCHAFTSFUHRERANSTELLUNGSVERTRAG (NEBENTATIGKEIT)............. 51
G. TANTIEMEREGELUNG.........oiieitrrerr s 55

In den Vertragen A bis C wird in der Regel die mannliche Form verwendet;
diese steht zugleich fur die entsprechende weibliche Bezeichnung.
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A.Gesellschaftsvertrag fir eine Gesellschaft mit
beschrankter Haftung, an der Bremen mehrheitlich
beteiligt ist

§1

Firma, Sitz und Geschéftsjahr

Die Firma der Gesellschaft lautet:

[¢] GmbH
Sitz der Gesellschaft ist Bremen [oder anderer Ort].

Das Geschaftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr.

§2

Gegenstand des Unternehmens

Gegenstand der Gesellschatft ist [e].

Die Gesellschaft ist zu allen Geschéaften und Mal3hahmen berechtigt, die
geeignet sind, dem Gegenstand des Unternehmens zu dienen, insbesondere
auch andere Unternehmen zu erwerben, sich an anderen Unternehmen zu

beteiligen und Zweigniederlassungen zu errichten.

§3

Stammkapital/Stammeinlagen

Das Stammkapital der Gesellschaft betragt Euro [e] (i.W. Euro [e]).
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Il. An diesem Stammkapital ist die Freie Hansestadt Bremen allein beteiligt.1 2

[l. Mehrere Geschaftsanteile eines Gesellschafters kbnnen durch Gesellschafter-
beschluss zu einem Geschaftsanteil zusammengelegt werden (Bareinlagen).

§4

Ubertragung und Belastung von Geschéftsanteilen

Ubertragungen und Belastungen von Geschaftsanteilen oder Teilen derselben -
gleichgultig aus welchem Rechtsgrund - sowie die EinrAumung von Unterbeteiligungen
an Geschaftsanteilen oder die Begrindung von Rechtsverhéltnissen, durch die ein
Gesellschafter hinsichtlich seines Geschaftsanteils, bzw. seiner Geschéftsanteile eine
treuhanderische Stellung oder die Verpflichtung eingeht, die Ausubung seiner
Gesellschafterrechte an die Zustimmung eines Dritten zu binden, bedurfen der
schriftlichen vorherigen Zustimmung der Gesellschafter. Die Bestimmung von § 17
GmbHG bleibt hiervon unberihrt.

§5

Organe der Gesellschaft

Organe der Gesellschatft sind:

1. die Geschaftsfiihrung,

! Wenn die FHB nicht die einzige Gesellschafterin ist:

Il. An diesem Stammkapital ist die
Freie Hansestadt Bremen mit einem Geschéaftsanteil im Nennwert von Euro [e] (i.W. Euro [e]),
[+ Mitgesellschafter] mit einem Geschéftsanteil im Nennwert von Euro [e] (i.W. Euro [e])
beteiligt.

Z Bei Neugriindung:

M. Die Freie Hansestadt Bremen leistet auf den von ihr tbernommenen Geschéftsanteil
eine Einlage in Hohe von Euro [e] in bar, [¢ Mitgesellschafter] leistet auf den von ihm tGbernom-
menen Geschéaftsanteil eine Einlage in Hohe von Euro [e] in bar.
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VI.

2. die Gesellschafterversammlung,

3. der Aufsichtsrat, wenn dies durch Gesellschafterbeschluss bestimmt wird.

§6

Geschaéftsfuhrung und Vertretung

Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschéaftsfuhrer3.

Ist nur ein Geschaftsfuhrer bestellt, so vertritt er die Gesellschaft allein. Sind
mehrere Geschaftsfuhrer bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Ge-
schéftsfuhrer gemeinschaftlich oder durch einen Geschaftsfihrer in Gemein-
schaft mit einem Prokuristen vertreten. Mehrere Geschéftsfihrer haben einen
Organisations- und Geschaftsverteilungsplan fir die Geschaftsfihrung aufzu-

stellen, der eines zustimmenden Aufsichtsratsbeschlusses bedarf.

Geschaftsfuhrer konnen aufgrund entsprechenden Gesellschafterbeschlusses
von den Beschrankungen des § 181 BGB und/oder vom gesetzlichen Wettbe-

werbsverbot befreit werden.

Die Geschaftsfuhrer werden durch die Gesellschafterversammlung bestellt und

abberufen.

Die Geschaftsfuihrer haben die Geschéafte der Gesellschaft mit der Sorgfalt
eines ordentlichen Kaufmanns unter Beachtung der Gesetze, dieses Gesell-
schaftsvertrages, ihres Anstellungsvertrages und der Beschlisse der Gesell-

schafterversammlung und des Aufsichtsrats zu fuhren.

Die Gesellschafterversammlung beschlie3t tiber den Erlass oder die Anderung

einer Geschaftsanweisung fur die Geschaftsfihrung.

3 RegelmalBig sind mindestens zwei Geschaftsfiihrer zu bestellen. Der Gesellschaftsvertrag ist
an dieser Stelle aber flexibel gehalten, damit nicht unmittelbar ein Satzungsverstol3 besteht,
falls ausnahmsweise/voriibergehend nur ein Geschaftsfiihrer bestellt ist.
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VII.

Die Geschaftsfiuhrungsbefugnis der Geschaftsfiuhrer erstreckt sich auf alle
Handlungen, die der gewdhnliche Betrieb des Unternehmens der Gesellschaft
mit sich bringt. Fir Geschaftsfuhrungshandlungen, die dartiber hinausgehen,
bedarf es eines vorherigen zustimmenden Aufsichtsratsbeschlusses. Das gilt

insbesondere fiur folgendes:

1. Erwerb, VeraduRerung und Beendigung von unmittelbaren Beteiligungen o-
der von Beteiligungen einer Tochtergesellschaft an anderen Unternehmen
einschliel3lich des Erwerbs und der VerédufRerung von Aktien oder Ge-

schaftsanteilen an anderen Unternehmen;
2. die Ubernahme der Stellung eines personlich haftenden Gesellschafters;
3. Errichtung und Auflésung von Zweigniederlassungen und Betriebsstatten;

4. Aufnahme neuer Geschaftszweige im Rahmen des Gesellschaftsvertrages

oder Aufgabe vorhandener Tatigkeitsgebiete;

5. Erwerb, Verauf3erung und Belastung von Grundstticken, grundsticksglei-
chen Rechten oder Baulichkeiten sowie die Vermietung und Verpachtung
von Grundsticken und grundstticksgleichen Rechten fur eine Dauer von

mehr als einem Jahr;

6. Zusage von Anspriichen, die eine Beteiligung an Umsatz und Gewinn be-

grinden,;
7. Zusage von Pensions- oder Versorgungsansprichen;

8. Abschluss von Spekulations- oder Borsengeschaften einschlief3lich derivati-
ven Finanzgeschaften und das Anlegen von Barmitteln in anderer Form als

in Fest- oder Termingeldern;

9. Auftragserteilung fur bauliche und sonstige investive Malinahmen, die im

Einzelfall Euro [e] zuziglich Umsatzsteuer Uberschreiten;
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

Erteilung von Prokuren und Handlungsvollmachten;

Aufnahme und Gewahrung von Darlehen oder sonstigen Krediten, sofern im

Einzelfall der Betrag von Euro [e] Uberschritten wird;

Einraumung von Sicherheiten fiir Dritte sowie Ubernahme von Biirgschaften
und Garantien, Abgabe von Schuldversprechen sowie Ubernahme von Haf-

tungen;
Eingehung von Wechselverbindlichkeiten;

Einleitung von Rechtsstreitigkeiten von grundséatzlicher Bedeutung oder mit
einem Gegenstandswert von mehr als Euro [e], Abschluss von Vergleichen
wenn der Wert des Nachgebens mehr als Euro [e] betragt, Verzicht auf For-

derungen mit einem Nominalwert von mehr als Euro [e];

Abschluss von Rechtsgeschéften? - auRerhalb des Anstellungsverhaltnisses
- mit einem Prokuristen, Handlungsbevollmachtigten oder sonstigen leiten-
den Angestellten; fir die Gewéahrung von Krediten an Prokuristen und
Handlungsbevollmachtigte gelten die Bestimmungen der 88 89 und 115 des
Aktiengesetzes sinngemal3; die Gewéahrung von Krediten an Mitglieder der
Geschaftsfiuhrung und des Aufsichtsrates sowie ihre Angehorigen ist unzu-

lassig;

Abschluss von Rechtsgeschaften mit den Geschaftsfihrungsmitgliedern
sowie ihnen nahestehenden Personen oder ihnen personlich nahestehen-

den Unternehmen sowie in allen Fallen der Mehrfachvertretung;

Rechtsgeschafte, an denen Aufsichtsratsmitglieder personlich oder als Ver-
treter einer Handelsgesellschaft bzw. einer juristischen Person des 6ffentli-

chen Rechts beteiligt sind;

4 Bei nicht 100%iger Gesellschafterstellung Bremens auch: Rechtsgeschéfte mit Gesellschaf-
tern.
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18. Abschluss oder Anderung von Vertragen mit Mitarbeitern, in denen Brutto-
jahresbezlige von mehr als Euro [e] und/oder andere als die gesetzlichen
Kiindigungsfristen vereinbart werden. Das gilt nicht, falls es zu einer Uber-
schreitung dieses Betrages nur aufgrund einer gesamtbetrieblichen Erho-

hung der Bezuige kommt;

19. Abschluss von Beratervertragen, die eine Auftragssumme von Euro [e] U-

berschreiten.

VIII. Der Aufsichtsrat kann andere als die in Absatz VII festgelegten Betragsgrenzen
festlegen. Er kann weitere Geschéfte von seiner Zustimmung abhangig ma-
chen. Geschéfte, die aufgrund einer Beauftragung durch die Freie Hansestadt
Bremen vorgenommen werden, sind von der Geschaftsfihrung dem Aufsichts-

rat zur Kenntnis zu geben und sind im Ubrigen zustimmungsfrei.

IX. Verweigert der Aufsichtsrat seine Zustimmung zu einer Geschaftsfiihrungs-
handlung, kann die Zustimmung durch einen Gesellschafterbeschluss, der mit
einfacher Mehrheit zu fassen ist, ersetzt werden. Dies gilt auch fur die Féalle des
§ 9 Abs. 1 Nr. 4.

X. Fur folgende Geschéftsfiuhrungshandlungen ist die Zustimmung der

Gesellschafterversammlung erforderlich:
1. Festlegung der Grundsatze der Geschaftspolitik der Gesellschaft
2. Geschaftsfuhrungshandlungen gem. Absatz VII Ziffern 1, 2 und 4

3. die Austibung des Stimmrechts in den Gesellschafterversammlungen von
Gesellschaften, an denen die Gesellschaft mit mehr als 25 % beteiligt ist,
wenn diese zum Gegenstand haben

a) Beschlussgegenstande, fur die durch das Gesetz die Drei-Viertel-
Stimmenmehrheit vorgesehen ist oder die von ahnlich gewichtiger Be-

deutung sind,
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b) die Bestellung und Abberufung von Geschéftsfihrern,

c) die Bestellung und Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern,

d) die Wahl des Abschlusspriifers,

e) die Feststellung des Jahresabschlusses und die Ergebnisverwendung,

f) der Erlass und die Anderung einer Geschaftsanweisung fir die Ge-

schaftsfuhrung,
g) die Entlastung von Geschéftsfihrung und Aufsichtsrat.

XI. Die Geschaftsfuhrer haben vor Beginn eines jeden Geschaftsjahres einen
Wirtschaftsplan der Gesellschatt fir das kommende Geschaftsjahr, bestehend
mindestens aus einem Erfolgs-, Vermdgens-, Personal- und Finanzbe-
darfsplan® und einer Planbilanz®, aufzustellen, der der Zustimmung des Auf-

sichtsrats und des zustandigen Senatsressorts (Fachressort) bedarf.

XIl. Fir die Berichtspflicht der Geschaftsflihrer gegeniber dem Aufsichtsrat gilt § 90
AktG entsprechend. Naheres kann in der Geschaftsanweisung fur die Ge-

schaftsfihrung geregelt werden.

XII. Die Geschaftsfuhrung stellt in der Gesellschaft die Gleichstellung von Mann und
Frau entsprechend den vom Senat beschlossenen ,Regelungen des Senats zur
Gleichstellung von Frau und Mann in Mehrheitsbeteiligungen des Landes und

der Stadtgemeinde Bremen*® sicher.

5 Finanzbedarfsplan ist optional.
6 optional
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§7

Gesellschafterversammlung

Der Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung unterliegen alle ihr nach

diesem Vertrag und/oder vom Gesetz zugewiesenen Entscheidungen.

Gesellschafterversammlungen sind von der Geschaftsfihrung der Gesellschaft
einzuberufen. Die Gesellschafter sind zu den Gesellschafterversammlungen am
Sitz der Gesellschaft mittels eingeschriebener Briefe unter Bekanntgabe der
Tagesordnung einzuladen. Die Ladungsfrist betragt 14 Tage. Die Ladungsfrist
kann bis auf drei Werktage abgekuirzt werden, wenn dringende Beschlussfas-
sungsgegenstande es nach Auffassung der Geschéaftsfihrung erfordern.

Die jahrliche ordentliche Gesellschafterversammlung hat innerhalb der ersten
acht Monate eines Geschaftsjahres stattzufinden. Diese beschliel3t tiber folgen-

de Beschlussgegenstande:

1. die Feststellung des Jahresabschlusses;

2. die Ergebnisverwendung;

3. die Wahl des Abschlusspriifers;

4. die Entlastung der Geschaftsfuhrer und der Mitglieder des Aufsichtsrates.

Aul3erordentliche Gesellschafterversammlungen sind einzuberufen, falls das
Wohl der Gesellschaft die Einberufung einer Gesellschafterversammlung erfor-
dert oder nach dem Gesetz oder diesen Vertrag eine Beschlussfassung erfor-
derlich ist und mit der Beschlussfassung nicht ohne Nachteile bis zur nachsten
ordentlichen Gesellschafterversammlung gewartet werden kann oder wenn ein

Gesellschafter die Einberufung verlangt.
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VI.

VII.

VIIIL.

XI.

Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung fuhrt der Vorsitzende des
Aufsichtsrates. Bei dessen Abwesenheit oder wenn die Gesellschaft keinen

Aufsichtsrat hat, wahlt die Gesellschafterversammlung den Vorsitzenden.

Uber die Gesellschafterversammlung ist ein Protokoll zu fiihren, das vom
Vorsitzenden der Versammlung und einem Protokollfihrer zu unterzeichnen
und den Gesellschaftern unverzuglich zuzustellen ist. In dem Protokoll sind ge-
fasste Beschlisse im Wortlaut wiederzugeben.

Gesellschafterbeschliusse kénnen - soweit gesetzlich zulassig - auch ohne
Abhaltung einer Gesellschafterversammlung auf schriftichem Weg, telegra-
fisch, per Telefax oder E-Mail, gefasst werden, wenn kein Gesellschafter dieser
Art der Abstimmung widerspricht. Beschlussfassungen gem. Satz 1 bedurfen -
unbeschadet anderweitiger gesetzlicher oder vertraglicher Mehrheitserforder-
nisse - der Zustimmung von mehr als 50 v. H. des stimmberechtigten Stamm-

kapitals der Gesellschaft.

Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfahig, wenn mindestens 3/4 des
Stammkapitals vertreten ist. Erweist sich eine Gesellschafterversammlung als
nicht beschlussféahig, so ist innerhalb von vier Wochen mit der gleichen Tages-
ordnung eine neue Versammlung einzuberufen; diese Versammlung ist ohne
Rucksicht auf das vertretene Stammkapital beschlussfahig; hierauf ist in den

Einladungen hinzuweisen.

Gesellschafterbeschlisse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen
Stimmen gefasst, soweit nicht die Satzung oder das Gesetz zwingend eine an-

dere Mehrheit vorschreibit.

Abgestimmt wird nach Geschaftsanteilen. Je Euro 100 eines Geschaftsanteils

gewahren eine Stimme.

Beschlisse der Gesellschafterversammlung kénnen nur binnen eines Monats

nach Beschlussfassung durch Klage angefochten werden.
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§8

Aufsichtsrat

Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat, wenn dies durch Gesellschafterbe-
schluss bestimmt wird. Solange die Gesellschaft keinen Aufsichtsrat hat, wer-
den die dem Aufsichtsrat nach dieser Satzung zugewiesenen Aufgaben und

Befugnisse von der Gesellschafterversammlung wahrgenommen.

Der Aufsichtsrat besteht aus [e] bis [¢] Mitgliedern. Die genaue Anzahl wird

durch Gesellschafterbeschluss bestimmt.

Die Aufsichtsratsmitglieder werden entsandt. Die Entsendung der von den
Anteilseignern bestimmten Aufsichtsratsmitglieder erfolgt auf unbestimmte Zeit

und kann jederzeit widerrufen werden’.

Ein Mitglied des Aufsichtsrats muss Arbeithnehmer der Gesellschaft sein, wenn
diese funf bis 20 Arbeitnehmer hat. Wenn die Gesellschaft 21 bis 150 Arbeit-
nehmer hat, missen 1/3 der Mitglieder des Aufsichtsrats Arbeithehmervertreter
sein. Durch Gesellschafterbeschluss darf eine Unterschreitung der Drittelparitat
festgelegt werden, wenn die Gesamtzahl der Aufsichtsratsmandate nicht durch
drei teilbar ist. Wenn die Gesellschaft mehr als einhundertundfiinfzig Arbeit-
nehmer hat, sollen die Halfte der Mitglieder des Aufsichtsrates Arbeithnehmer-

vertreter sein.

Die Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat der Gesellschaft werden der Freien
Hansestadt Bremen vom Betriebsrat benannt. Die Freie Hansestadt Bremen ist
verpflichtet, die vom Betriebsrat benannten Mitglieder des Aufsichtsrates in den
Aufsichtsrat zu entsenden. Die Entsendung der Arbeitnehmervertreter in den
Aufsichtsrat der Gesellschaft erfolgt fur die Zeit bis zur Beendigung der Gesell-

schafterversammlung, die Uber die Entlastung der Geschaftsfihrung fur das

7 Wenn es mehrere Gesellschafter gibt:
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VI.

VIl

VIII.

vierte Geschaftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschliel3t. Das Geschafts-
jahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Scheidet ein Mitglied
des Aufsichtsrates vor Ablauf seiner Amtszeit aus dem Aufsichtsrat aus, be-
schrankt sich die Amtszeit des Amtsnachfolgers auf die restliche Amtszeit des

ausgeschiedenen Mitglieds.

Wird die Anzahl der Aufsichtsratsmitglieder durch Gesellschafterbeschluss
verringert, berufen die Anteilseigner die von ihnen gemal Absatz Ill Satz 2 ent-
sandten, dann Uberzahligen Aufsichtsratsmitglieder ab. Sie berufen — nach ent-
sprechender Benennung durch den Betriebsrat - auch die gemal} Absatz V Satz
2 entsandten, dann Uberzahligen Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat ab. Un-
terlasst der Betriebsrat die Benennung der abzuberufenden Arbeithehmerver-
treter im Aufsichtsrat, werden die gemaR Ziffer V Satz 2 entsandten, dann tber-
zahligen Arbeitnehmervertreter von der Gesellschafterversammlung entspre-
chend 8§ 103 Abs. 2 Satz 2 AktG abberufen.

Der Aufsichtsrat wéahlt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen

stellvertretenden Vorsitzenden.

Der Aufsichtsrat beschliel3t vorbehaltlich anderweitiger Regelungen mit
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des Vorsitzenden (Stichentscheid). Dieses Entscheidungs-
recht steht dem stellvertretendem Vorsitzenden nicht zu. Schriftliche Stimmab-
gabe abwesender Mitglieder ist zulassig; allerdings nicht fir den Stichentscheid

des Vorsitzenden.

Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte seiner
Mitglieder, darunter der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende, an-
wesend ist. In jedem Fall missen mindestens drei Mitglieder an der Beschluss-

fassung teilnehmen.

Bis zu [Anzahl] Mitglieder werden von der Freien Hansestadt Bremen, bis zu [Anzahl] Mitglieder
von [Mitgesellschafter] entsandt. Die jeweils genaue Anzahl wird durch Gesellschafterbeschluss
bestimmt.
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XI.

XII.

XIII.

XIV.

XV.

XVI.

Beschlisse des Aufsichtsrates konnen auch ohne Einberufung einer Sitzung
auf schriftichem Wege, telegrafisch, per Telefax oder per E-Mail gefasst wer-
den, wenn kein Mitglied dieser Art der Abstimmung innerhalb von 3 Werktagen
nach Zugang des Beschlussantrags widerspricht. Bei der Beschlussfassung
gemal Satz 1 beschliel3t der Aufsichtsrat - unbeschadet anderweitiger Mehr-
heitserfordernisse - mit der Mehrheit seiner Mitglieder und es entfallt der Stich-

entscheid des Vorsitzenden.

In dringenden Féllen kann der Vorsitzende des Aufsichtsrates vorlaufige
Entscheidungen treffen; derartige Entscheidungen bedirfen der Bestatigung

des Aufsichtsrates in dessen nachster Sitzung.

Uber den Verhandlungsverlauf und die Beschlusse des Aufsichtsrates ist
innerhalb von 14 Tagen eine Niederschrift zu fertigen.

Der Aufsichtsrat soll in der Regel einmal im Kalendervierteljahr, er muss
mindestens einmal im Kalenderhalbjahr zusammentreten. Die Ladungsfrist be-
tragt 14 Tage. Der Aufsichtsrat wird durch seinen Vorsitzenden oder bei dessen
Verhinderung durch seinen stellvertretenden Vorsitzenden einberufen. Bei der

Einberufung soll die Tagesordnung mitgeteilt werden.

Je ein Vertreter des zustandigen Senatsressorts (Fachressort) und der
Querschnittseinheit Beteiligungsmanagement beim Senator fur Finanzen sind
berechtigt, als Gast an den Aufsichtsratssitzungen teilzunehmen.

Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschéftsordnung. Der Beschluss bedarf der

Zustimmung der Gesellschafterversammliung.

Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten keine Vergitung. Sie erhalten jedoch ihre
Auslagen erstattet. Die Gesellschafterversammlung kann beschliel3en, dass
statt der Auslagen ein pauschales Sitzungsgeld fur den Aufsichtsratsvorsitzen-
den und fur die weiteren Aufsichtsratsmitglieder ggf. jeweils zuzlglich Umsatz-

steuer geleistet wird.
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XVII.

XVIII.

Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschiisse bestellen. § 107 Abs. 3 Satz
2 AktG findet entsprechende Anwendung. Der Aufsichtsrat bestimmt Aufgaben-
bereich, Mitgliedschaft und Verfahren fur die Ausschisse, soweit 8 107 Abs. 3

Satz 2 AktG hierzu keine speziellen Regelungen enthalt.

8 52 GmbH-Gesetz findet auf den Aufsichtsrat Anwendung, soweit dieser
Vertrag nicht anderes bestimmt. 88§ 394, 395 AktG finden entsprechende An-

wendung.

§9

Aufgaben und Befugnisse des Aufsichtsrates/ des Vorsitzenden des Auf-
sichtsrates

Der Aufsichtsrat hat die im Gesetz bestimmten und ihm nach diesem Vertrag
Ubertragenen Befugnisse. Der Aufsichtsrat hat unter anderem folgende Aufga-

ben und Befugnisse:
1. Uberwachung der Geschaftsfiihrung;

2. Entgegennahme des Jahresabschlusses und des Lageberichtes sowie des
Berichtes des Abschlussprifers und Weiterleitung dieser Unterlagen an die

Gesellschafter;

3. Beschlussfassung Uber gem. 8 6 Absatz Il Satz 3, VII, VIII und Xl dieses

Vertrages zustimmungsbedurftige Geschaftsfuhrungshandlungen;

4. Beschlussfassung zu Geschéftsfihrungshandlungen bei Tochtergesell-
schaften, die bei entsprechender Anwendung der in Ziff. 3 genannten Rege-
lungen auf Ebene der Tochtergesellschaft der Zustimmung des Aufsichtsra-

tes bedurften, wenn die Tochtergesellschaft keinen Aufsichtsrat hat.®

8 Alternativ Regelung auf Gesellschafterebene.
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Der Vorsitzende des Aufsichtsrates schliel3t die Anstellungsvertrage mit den
Geschaftsfiihrern der Gesellschaft ab; er ist auch fir deren Anderung, Aufhe-
bung und Beendigung zustandig. Es bedarf der vorherigen Mitzeichnung des
ausgehandelten abschliel3enden Vertragstextes durch die Querschnittseinheit
Beteiligungsmanagement beim Senator fir Finanzen der Freien Hansestadt
Bremen. Dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates obliegt es ferner, den Ab-
schlussprifer nach dessen Wahl durch die Gesellschafterversammlung fir das
laufende Geschaftsjahr zu beauftragen. Er vertritt auch die Gesellschaft bei der
Geltendmachung von Ersatzanspriichen und der Fihrung von Prozessen ge-

gen Geschaftsfuhrer der Gesellschatft.

§10

Jahresabschluss/Lagebericht/Prufungsrechte/Berichtspflicht

Die Jahresbilanz, die Gewinn- und Verlustrechnung und der Anhang
(Jahresabschluss) sowie der Lagebericht sind von den Geschéftsfihrern inner-
halb der gesetzlichen Fristen (§ 264 HGB) nach handelsrechtlichen Vorschriften

aufzustellen und dem Abschlussprifer vorzulegen.

Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind nach den Vorschriften des
Dritten Buches des Handelsgesetzbuches fir grof3e Kapitalgesellschaften auf-
zustellen und zu prifen. Die Vergutungen der Geschéftsfiihrer sind im Anhang
entsprechend der Regelung fur bérsennotierte Aktiengesellschaften in § 285 Nr.

9 a HGB individualisiert anzugeben.

Der Freien Hansestadt Bremen stehen die Befugnisse aus 8 53 des Gesetzes
Uber die Grundsatze des Haushaltsrechts des Bundes und der Lander (Haus-

haltsgrundsatzegesetz - HGrG -) zu.

Der Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen hat die Rechte aus § 54
HGrG.
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VI.

VII.

Der Freien Hansestadt Bremen stehen die Rechte gemald § 65 Absatz 3 der

Haushaltsordnung der Freien Hansestadt Bremen zu.

Die Gesellschaft wendet den Public Corporate Governance Kodex des Landes
und der Stadtgemeinde Bremen in der jeweils geltenden Fassung an. Die Ge-
schaftsfuhrung und der Aufsichtsrat erklaren jahrlich, dass den Empfehlungen
des Public Corporate Governance Kodex entsprochen wurde und wird oder
welche Empfehlungen nicht angewendet wurden oder werden. Der Bericht ist

zu veroffentlichen.

Die Geschaftsfihrung ist gegentber der Gesellschafterin Freie Hansestadt
Bremen berichtspflichtig. Naheres kann in der Geschaftsanweisung fur die Ge-

schaftsfuhrung geregelt werden.

§11

Bekanntmachungen

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen ausschlief3lich im elektronischen

Bundesanzeiger.

§12

Grindungskosten9

Die durch die Grindung der Gesellschaft entstehenden Kosten tragt die Gesellschaft

bis zur H6he von maximal Euro [e].

9 Nur bei Neugriindungen.
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§13

Schlussbestimmungen

Sollten sich einzelne Bestimmungen dieses Vertrags als unwirksam erweisen,
so bleibt der Vertrag im Ubrigen wirksam. Statt der unwirksamen Bestimmung
soll im Wege der Auslegung die Regelung gelten, die dem wirtschaftlichen
Zweck der unwirksamen Bestimmung so weit wie mdglich entspricht. Sofern die
Regelung aus Rechtsgriinden ausscheidet, verpflichten sich die Gesellschafter,

dementsprechende ergdnzende Vereinbarungen zu treffen.

Absatz | Satze 2 und 3 gelten auch, wenn bei der Durchfiihrung des
Gesellschaftsvertrags eine ergdnzungsbediirftige Vertragsliicke offenbar wird.
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B. Geschéaftsanweisung fir die Geschaftsfihrung
einer Gesellschaft, an der Bremen mehrheitlich
beteiligt ist

(beschlossen in der Gesellschafterversammlung am [Datum])

Aufgabenkreis

§1

Die Geschaftsfiihrer" fiihren die Geschéafte der Gesellschaft verantwortlich nach den
Gesetzen, dem Gesellschaftsvertrag, dieser Geschaftsanweisung sowie den
Beschliissen der Gesellschafter und des Aufsichtsrates?. Sie haben dabei die Sorgfalt

eines ordentlichen Kaufmannes anzuwenden.

Organisation und Geschéaftsverteilung

§2

Die Geschaftsfiihrer sind gleichberechtigt® und tragen fiir die gesamte Geschaftsfiih-
rung gemeinschatftlich die Verantwortung, auch wenn einzelnen Mitgliedern bestimmte

Aufgabenbereiche zugewiesen sind.

Aufgabengebiet und Geschaftsbereich der einzelnen Geschéftsfiihrer und ihre
Vertretung untereinander sowie Organisation und Geschaftsverteilung innerhalb der
Gesellschaft ergeben sich aus dem von der Geschéftsfihrung zu erstellenden
Organisations- und Geschaftsverteilungsplan, der der vorherigen Zustimmung des

Aufsichtsrates bedarf; das gilt auch fiir wesentliche Anderungen dieses Planes.

! Die ,die Geschéftsfuhrer* betreffenden Regelungen dieser Geschaftsanweisung gelten ent-
sprechend, wenn die Gesellschaft nur einen Geschaftsfihrer hat.

% Solange die Gesellschaft keinen Aufsichtsrat hat, werden die dem Aufsichtsrat nach dieser
Geschaftsanweisung zugewiesenen Aufgaben und Befugnisse durch die Gesellschafterver-
sammlung wahrgenommen.

3 Alternativregelungen mdglich (z.B. Benennung einer Sprecherin/eines Sprechers oder eines/
einer Vorsitzenden der Geschéftsfihrung)



§3

Die Geschaftsfuhrer unterrichten sich gegenseitig tber wichtige Vorgange
innerhalb ihrer Geschaftsbereiche. Angelegenheiten grundsatzlicher Art oder
von wesentlicher finanzieller Bedeutung sowie Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen mehreren im Einzelfall zustadndigen Geschéaftsfihrern sind von Fall zu

Fall gemeinsam zu entscheiden.
Die Geschaftsfihrer beschlie3en einstimmig tber Angelegenheiten

1. die nach dem Gesellschaftsvertrag oder dieser Geschaftsanweisung dem

Aufsichtsrat zur Beschlussfassung oder Stellungnahme vorzulegen sind,
2. die die Geschaftsbereiche von zwei oder mehr Geschaftsfihrern betreffen,

3. flr die ein Geschaftsfuhrer eine gemeinschaftliche Beschlussfassung

wilnscht.

Kommt eine einstimmige Beschlussfassung nicht zustande, kann jeder

Geschaftsfuhrer den Vorsitzenden des Aufsichtsrates um Vermittlung anrufen.

Die Beschlisse sind in einer Niederschrift festzuhalten. Abweichende Voten

sind in der Niederschrift zu dokumentieren.

§4
Bei allen Entscheidungen, soweit sie nicht nur unwesentliche Bedeutung haben,

ist innerhalb der Gesellschaft das Vier-Augen-Prinzip zu wahren.

Zur Umsetzung des Vier-Augen-Prinzips stellt die Geschaftsfihrung im
Innenverhaltnis eine verbindliche Unterschriftenrichtlinie auf, die fir rechtser-

hebliche Schriftstiicke im Verkehr mit Dritten eine Zeichnung durch zwei Zeich-
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nungsberechtigte vorzusehen hat®. Schriftstiicke sind in diesem Sinne rechts-
erheblich, wenn fur die Gesellschaft Verbindlichkeiten eingegangen, anerkannt
oder geandert werden oder Rechte begrindet, geandert oder aufgegeben wer-
den. Soll eine rechtserhebliche Erklarung per E-Mail abgegeben werden, ist
intern die Mitzeichnung durch einen zweiten Zeichnungsberechtigten erforder-
lich. Die Geschaftsfihrung kann als Ausnahme Einzelunterschriften zulassen,
wenn die Angelegenheit eilbedirftig ist und eine zweite Unterschrift nicht zu
erlangen ist oder wesentliche Belange der Gesellschaft nicht berthrt werden.
Wenn in einem Eilfall die zweite Unterschrift nicht zu erlangen war, hat der
Handelnde unverziglich einen zweiten Unterschriftsberechtigten nachtraglich
uber das Geschéft zu informieren. Ist dieser mit dem Geschatft nicht einverstan-
den, hat er den Aufsichtsratsvorsitzenden zu informieren. Die Wertgrenze, ab
der wesentliche Belange berthrt sind, betragt Euro 500, es sei denn es wird
eine andere Wertgrenze durch Aufsichtsratsbeschluss im Einvernehmen mit
dem Gesellschafter festgelegt.

Die Unterschriftenrichtlinie ist dem Aufsichtsrat zur Zustimmung vorzulegen.

Einzelprokura und Einzelhandlungsvollmacht diirfen nicht®>, Generalvollmacht
nur in Einzelfallen erteilt werden. Eine Bankvollmacht darf nicht als Einzelvoll-

macht erteilt werden. Absatze | und Il bleiben unberihrt.

Zusammenarbeit mit dem Aufsichtsrat

§5

Die Geschaftsfuhrer bereiten fir die Sitzungen des Aufsichtsrates und seiner
Ausschisse die zu behandelnden Sachverhalte und Gegenstande vor. Sie sind

verpflichtet, im Auftrag des Aufsichtsratsvorsitzenden entscheidungsnotwendige

* Nicht betroffen sind organschaftliche Vertretungshandlungen, fur die gesetzlich eine Allein-
zeichnung des Geschaftsfiihrers vorgesehen ist (z.B. Zeichnung Jahresabschluss, Prokuraertei-
lung, Zeichnung Steuererklarung)

® Wenn die Gesellschaft nur einen Geschaftsfihrer hat: gilt an dieser Stelle die Formulierung
»Sollen nicht* statt ,dirfen nicht®.
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Unterlagen den Mitgliedern des Aufsichtsrates mit der Einladung 14 Tage vor
der Sitzung zuzuleiten. Gleichzeitig Ubermitteln sie im Auftrag des Aufsichts-
ratsvorsitzenden die Unterlagen dem zustandigen Senatsressort (Fachressort)
und der Querschnittseinheit Beteiligungsmanagement beim Senator fur Finan-

zen

Die Geschaftsfuhrer nehmen an den Sitzungen des Aufsichtsrates und seiner
Ausschisse teil, sofern der Aufsichtsrat oder der Ausschuss im Einzelfall keine

abweichende Regelung trifft.

Finanz- und Unternehmensplanung

§6

Die Geschaftsfihrung hat fur jedes Geschaftsjahr einen Wirtschaftsplan
(bestehend aus Plan-GuV, Vermdgensplan, Personalplan, Finanzbedarfsplan®
und Planbilanz’) aufzustellen und dem Aufsichtsrat und dem zustandigen Se-
natsressort (Fachressort) so rechtzeitig vorzulegen, dass er vor Beginn des Ge-
schaftsjahres genehmigt werden kann. Dem zustandigen Senatsressort (Fach-
ressort) sind dartiber hinaus Auszige des Wirtschaftsplanes zuziglich unter-
nehmensspezifischer Plan-Leistungskennzahlen in standardisierter Form als
Datei zu Verfugung zu stellen (Management-Plan). Die Geschaftsfihrung ver-
einbart mit dem zustandigen Senatsressort (Fachressort) unternehmensspezifi-
sche Leistungskennzahlen, die Bestandteil des Managementplans sind. Kommt
eine Vereinbarung nicht zustande, kann das zustandige Senatsressort (Fach-
ressort) diese Leistungskennzahlen festlegen. Uber die Entwicklung der Leis-
tungskennzahlen berichtet die Geschaftsfiihrung dem zustandigen Senatsres-

sort (Fachressort) in den Berichten nach § 10 Abs. 1.

6 optional
7 optional
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Il. Vorhaben, zu deren Finanzierung im Finanzplan Haushaltsmittel von
Gesellschaftern vorgesehen sind, dirfen erst begonnen werden, wenn diese
Mittel eingegangen sind oder der rechtzeitige Eingang gegenuber der Gesell-
schaft sichergestellt ist. Dies gilt sinngemal auch fur Vorhaben, deren Finanzie-

rung mit einer Burgschaft von Gesellschaftern gesichert werden soll.

[l. Ergibt sich im Laufe des Geschéftsjahres, dass der Wirtschaftsplan voraussicht-
lich nicht eingehalten werden kann, sind der Aufsichtsrat und das zustandige
Senatsressort (Fachressort) Uber wesentliche Abweichungen sowie Abwei-
chungen ab Euro [e] zu informieren. Mehraufwendungen, die das Erreichen des
Jahresergebnisses gemal dem beschlossenen Wirtschaftsplan wesentlich ge-
fahrden (Abweichung von [e] % und/oder von mehr als Euro [e¢] von dem Plan-
Jahresergebnis) sowie Mehrausgaben fir Einzelvorhaben, die den im Vermo-
gensplan festgesetzten Schwellenwert Gberschreiten, bedirfen der Zustimmung
des Aufsichtsrates und des zustandigen Senatsressorts (Fachressorts). Dieses
Zustimmungserfordernis gilt entsprechend fur neue Mal3nahmen, die aul3erhalb

des beschlossenen Wirtschaftsplans verwirklicht werden sollen.

V. Zusammen mit dem Wirtschaftsplan reicht die Geschaftsfuhrung dem
Aufsichtsrat ein Konzept zum Personalplan zur Kenntnis, wonach eine Ausbil-
dungsquote von 7,5 % fur die Gesellschaft erreicht werden kann und setzt die-
ses anschlieBend um oder sie legt zusammen mit Wirtschaftsplan dem Auf-
sichtsrat schriftlich dar, aus welchen Griinden diese Quote nicht erreicht werden

kann.

§7

Zusammen mit dem Wirtschaftsplan ist dem Aufsichtsrat eine langerfristige Planung
(Plan-GuV, Vermogensplan, Personalplan, Finanzbedarfsplan® und Planbilanz®)
vorzulegen, die das Planjahr und mindestens zwei darauffolgende Geschaftsjahre

8 optional
9 optional
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umfasst. Die dem Zahlenwerk zugrunde liegenden Annahmen und die wesentlichen

Planungsdaten sind zu erlautern.

§8

Die Geschaftsfuhrung hat ein an die Bedurfnisse der Gesellschaft angepasstes
geschlossenes Uberwachungssystem einzurichten, damit den Fortbestand der
Gesellschaft gefahrdende Entwicklungen frih erkannt werden.

Unterrichtung des Aufsichtsrates

§9
l. Die Geschaftsfuhrung hat dem Aufsichtsrat gem. 8 90 AktG zu berichten uber
1. die beabsichtigte Geschéftspolitik und andere grundsatzliche Fragen der
Unternehmensplanung (insbesondere die Finanz-, Investitions- und Perso-

nalplanung), wobei auf Abweichungen der tatsachlichen Entwicklung von
friher berichteten Zielen unter Angabe von Griinden einzugehen ist;

2. die Rentabilitdt der Gesellschaft, insbesondere die Rentabilitat des Eigen-

kapitals;

3. den Gang der Geschéfte, insbesondere den Umsatz, und die Lage der Ge-
sellschatft;

4. Geschafte, die fur die Rentabilitat oder Liquiditat der Gesellschaft von er-

heblicher Bedeutung sein kénnen.

Ist die Gesellschaft Mutterunternehmen (8 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetz-
buchs), so hat der Bericht auch auf Tochterunternehmen und auf Gemein-

schaftsunternehmen (8 310 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs) einzugehen.

Il. Die Berichte nach Absatz | Satz 1 Nr. 1 bis 4 sind wie folgt zu erstatten:

Beteiligungshandbuch Fach 4 Seite 24 2. Auflage 1. NL



VI.

1. die Berichte nach Nr. 1 mindestens einmal jahrlich, wenn nicht Anderungen

der Lage oder neue Fragen eine unverzugliche Berichterstattung gebieten;

2. die Berichte nach Nr. 2 in der Sitzung des Aufsichtsrats, in der tber den

Jahresabschluss verhandelt wird;
3. die Berichte nach Nr. 3 regelmafiig, mindestens vierteljahrlich;

4. die Berichte nach Nr. 4 moglichst so rechtzeitig, dass der Aufsichtsrat vor

Vornahme der Geschafte Gelegenheit hat, zu ihnen Stellung zu nehmen.

AulRerdem ist dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates aus sonstigen wichtigen
Anlassen zu berichten, insbesondere bei drohenden, erheblichen negativen
Planabweichungen und akuten Risiken fur die Unternehmensentwicklung (,Ad-
hoc Risikoberichte®); als wichtiger Anlass ist auch ein der Geschéaftsfuhrung
bekannt gewordener geschéftlicher Vorgang bei einem verbundenen Unter-
nehmen anzusehen, der auf die Lage der Gesellschaft von erheblichem Ein-
fluss sein kann. Als wichtiger Anlass gilt ferner der Erhalt eines sogenannten

"Management-Letter" entsprechend IDW Prifungsstandard 450, Rdnr. 17.

Die Geschaftsfiihrung hat dem Aufsichtsrat tiber das Uberwachungssystem

gem. § 8 zu berichten.

Der Aufsichtsrat kann von der Geschaftsfiihrung jederzeit einen Bericht
verlangen Uber Angelegenheiten der Gesellschaft, Uber ihre rechtlichen und
geschaftlichen Beziehungen zu verbundenen Unternehmen sowie lber ge-
schaftliche Vorgange bei diesen Unternehmen, die auf die Lage der Gesell-
schaft von erheblichem Einfluss sein kdnnen. Auch ein einzelnes Mitglied kann

einen Bericht, jedoch nur an den Aufsichtsrat, verlangen.

Die Berichte haben den Grundsatzen einer gewissenhaften und getreuen
Rechenschaft zu entsprechen. Sie sind mdglichst rechtzeitig und in der Regel in

Textform zu erstatten.
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VII.

VIIIL.

In dem Bericht nach Absatz | Nr. 1 ist Gber nicht zustimmungspflichtige
freihandig vergebene Auftrage ab einem Auftragsvolumen von Euro [e] zu be-

richten.

Die Berichte nach Absatz | Nr. 3 missen inhaltlich mindestens die Anforderun-
gen an die Berichte nach 8§ 10 Absatz | erfullen. Der Aufsichtsrat kann weitere
Anforderungen an die Berichte festlegen. Die Berichte sind spatestens 40 Tage

nach Quartalsschluss dem Aufsichtsrat zu Gbermitteln.

Unterrichtung des zustandigen Senatsressorts (Fachressort) und der
Querschnittseinheit
Beteiligungsmanagement beim Senator fir Finanzen

§10

Das zustandige Senatsressort (Fachressort) kann von der Geschéaftsfihrung die
Vorlage regelméanRiger Berichte Uber die geschaftliche Entwicklung und das Er-
reichen der unternehmensspezifischen Leistungskennzahlen verlangen. Einzel-
heiten zum Inhalt, der Form, den Berichtsperioden und den zu beachtenden
Vorlagefristen gibt das zustéandige Senatsressort (Fachressort) der Geschafts-
fuhrung im Rahmen der Regelungen vor, die in dem Kapitel ,Berichtspflichten
der Beteiligungsgesellschaften“ im Fach 1 sowie dem Muster-Management-
Report nebst Erlauterungen im Fach 2 des Handbuchs Beteiligungsmanage-

ment in der jeweils gultigen Fassung enthalten sind.

Die ,Ad-hoc-Risikoberichte* nach Absatz § 9 Il sind ebenfalls unverziglich dem
zustandigen Senatsressort (Fachressort) und der Querschnittseinheit Beteili-

gungsmanagement beim Senator fur Finanzen zu Ubermitteln.

Die Freie Hansestadt Bremen (zustandiges Senatsressort (Fachressort) und
Querschnittseinheit Beteiligungsmanagement beim Senator fur Finanzen) kann

von der Geschéftsfihrung weitere Berichte verlangen.
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Zur Abschlussbesprechung mit dem Abschlussprifer sowie zur Sitzung des
Aufsichtsrates, in der Uber die Empfehlung zur Feststellung des Jahresab-
schlusses beraten wird, sind Vertreter des Dezentralen Beteiligungsmanage-
ments des zustandigen Senatsressorts (Fachressorts) und der Querschnittsein-
heit Beteiligungsmanagement beim Senator flr Finanzen einzuladen. Zu der

Aufsichtsratssitzung gemal Satz 1 ist auch der Abschlusspriifer einzuladen.

Nebentatigkeiten und Interessenkonflikte

§11

Die Geschaftsfuhrer/innen unterliegen wahrend ihrer Tatigkeit fur die
Gesellschaft einem umfassenden Wettbewerbsverbot.

Geschaftsfuhrer/innen durfen im Zusammenhang mit ihrer Tatigkeit weder fur
sich noch fur andere Personen von Dritten Zuwendungen oder sonstige Vorteile

fordern oder annehmen oder Dritten ungerechtfertigte Vorteile gewéhren.

Die Geschaftsfuhrer/innen sind dem Unternehmensinteresse verpflichtet. Kein
Mitglied der Geschéaftsfihrung darf bei seinen Entscheidungen personliche Inte-
ressen verfolgen und Geschaftschancen, die dem Unternehmen zustehen, fur

sich nutzen.

Jedes Geschaftsfihrungsmitglied muss Interessenkonflikte dem Aufsichtsrat
gegenuber unverziglich offen legen und die anderen Geschaftsfiihrungsmit-
glieder hiertiber informieren. Alle Geschafte zwischen dem Unternehmen einer-
seits und den Geschaftsfiihrungsmitgliedern sowie ihnen nahestehenden Per-
sonen oder ihnen persodnlich nahestehenden Unternehmungen andererseits
haben branchentblichen Standards zu entsprechen und unterliegen der Zu-

stimmung des Aufsichtsrates gem. Gesellschaftsvertrag.

Die Ubernahme von Nebentatigkeiten durch Geschéftsfiihrungsmitglieder,

insbesondere der Eintritt in Organe oder Beirdte anderer Unternehmen, bedarf
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VI.

VI.

der Einwilligung des/der Aufsichtsratsvorsitzenden. Dieser unterrichtet den Auf-
sichtsrat einmal jahrlich Gber die Nebentatigkeiten der Geschaftsfiuhrungsmit-

glieder.

Die Mitglieder der Geschaftsfihrung und des Aufsichtsrates sowie ihre

Angehdrigen dirfen keine Kredite von der Gesellschaft erhalten.

Mitwirkung bei der Gesellschafterversammlung

§12

Die Geschaftsfuhrer haben spatestens zwei Wochen vor der Gesellschafterver-
sammlung samtliche Unterlagen, die zur Erledigung der Tagesordnung erfor-
derlich sind, den Gesellschaftern zu Gbersenden.

Die Geschaftsfihrer nehmen an den Sitzungen der Gesellschafterversammlung
teil, sofern die Gesellschafterversammlung im Einzelfall keine abweichende

Regelung trifft bzw. das schriftliche Abstimmungsverfahren wahlt.

Die Geschaéftsfuhrer haben die Beschlisse der Versammlung vorzubereiten und
im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und des Gesellschaftsvertrages aus-

zufUhren.

Die Geschaftsfuhrer fihren das Protokoll in der Gesellschafterversammlung,
wenn der Vorsitzende der Gesellschafterversammlung keinen abweichenden

Protokollfiihrer bestimmt.

Die Geschaftsfiihrer Uberstellen das vom Vorsitzenden der Gesellschafterver-
sammlung gegengezeichnete Protokoll an die Gesellschafter. Gleiches gilt flr

Umlaufbeschlisse.

Dem Gesellschafter Freie Hansestadt Bremen (zustandiges Senatsressort

(Fachressort) und Querschnittseinheit Beteiligungsmanagement beim Senator
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fur Finanzen) sind die Unterlagen gem. Abs. | und das Protokoll gem. Abs. V in

zweifacher Ausfertigung zu Ubersenden.

Abwesenheit der Geschéaftsfuhrer

§13

Die Geschaftsfuhrer stimmen Dienstreisen und Urlaub kollegial miteinander ab.
Sie teilen dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates Dienstreisen und Urlaub von

mehr als 14 Tagen rechtzeitig mit.

Dienstreisen in das Ausland von mehr als 5 Tagen bedtrfen der vorherigen

Zustimmung des Vorsitzenden des Aufsichtsrates.

Ist ein Geschaftsfuhrer aus anderen Grinden an der ordnungsgemaéaien
Wahrnehmung der Geschéfte nicht nur vortibergehend gehindert, ist dies dem

Vorsitzenden des Aufsichtsrates unverziglich mitzuteilen.

Verschwiegenheit

§14

Die Geschaftsfihrung hat gegenuber Dritten, vorbehaltlich gesetzlicher

Bestimmungen und der Abwicklung des laufenden Geschéftsverkehrs, die Ver-
schwiegenheit Uber die Geschéfte der Gesellschaft und die sonstigen Belange
der Gesellschaft zu wahren. Satz 1 gilt nicht fir Auskinfte gegeniiber den Ge-

sellschaftern.

Die Mitglieder der Geschéftsfuhrung stellen sicher, dass die von ihnen
eingeschalteten Mitarbeiter die Verschwiegenheitspflicht in gleicher Weise ein-

halten.
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Spenden

§15

Spenden, Schenkungen oder Zuwendungen dirfen grundsatzlich nicht erfolgen. In
begrindeten Einzelfallen, z. B. bei Bestehen einer sittlich moralischen Verpflichtung,
darf mit Einwilligung des Aufsichtsratsvorsitzenden eine Spende, Schenkung oder

Zuwendung gewahrt werden.

Verbindlichkeit der Verwaltungsvorschrift zur Vermeidung und Bek&mp-
fung von Korruption

§16

Die Geschaftsfuhrung ist an die vom Senat beschlossene ,Vorschrift zur Vermeidung
und Bekampfung von Korruption in bremischen Mehrheitsbeteiligungen® in der

jeweiligen Fassung unmittelbar gebunden.

Schwerbehinderte

§ 17

l. In Betrieben mit mindestens 20 Beschéftigten ist in jeder Stellenausschreibung
grundsatzlich darauf hinzuweisen, dass schwerbehinderte Menschen bei im
Wesentlichen gleicher fachlicher und persénlicher Eignung bevorzugt einzustel-

len sind.

Il. In Betrieben, in denen wenigstens funf schwerbehinderte Menschen nicht nur
voribergehend beschaftigt sind und in denen ein Betriebsrat vorhanden ist,
schliel3t die Geschaftsfiihrung eine Integrationsvereinbarung im Sinne des § 83

Sozialgesetzbuch - Neuntes Buch - ab.
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Il Im Ubrigen gelten die Bestimmungen des Sozialgesetzbuches - Neuntes Buch -
Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen (SGB IX) in der jeweils gel-
tenden Fassung.

Verbindlichkeit des Handbuches Beteiligungsmanagement

§18

Soweit eine Materie nicht in der Satzung der Gesellschaft oder in dieser Geschaftsan-
weisung geregelt ist, ist das Handbuch Beteiligungsmanagement der Freien Hansestadt

Bremen in seiner jeweiligen Fassung verbindlich fur die Geschaftsfihrung.
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C.Geschaftsordnung fur den Aufsichtsrat einer
Gesellschaft, an der Bremen mehrheitlich beteiligt

Der Aufsichtsrat der [¢] GmbH (im Folgenden: "Gesellschaft") gibt sich auf der
Grundlage des Gesellschaftsvertrages folgende Geschaftsordnung:

Praambel

Der Aufsichtsrat Gberwacht und unterstitzt die Geschaftsfihrung. Aufsichtsrat und

Geschaftsfihrung arbeiten bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben vertrauensvoll

zusammen.

Die Aufgaben, Befugnisse und Rechte des Aufsichtsrats ergeben sich aus dem Gesetz,

dem Gesellschaftsvertrag und dieser Geschéaftsordnung.

l. Innere Ordnung des Aufsichtsrats

§1

Vorsitzender und Stellvertreter

In seiner konstituierenden Sitzung, zu der es einer besonderen Einladung nicht
bedarf, wahlt der Aufsichtsrat fur die Dauer seiner Amtszeit aus seiner Mitte
einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. Ist keine bestimmte Amtszeit
festgelegt, bestimmt der Aufsichtsrat bei der Wahl die Dauer der Amtszeit des

Aufsichtsratsvorsitzenden.

Ist der Vorsitzende an der Auslibung seines Amtes verhindert, so hat sein
Stellvertreter in allen Fallen, in denen er bei dessen Verhinderung in Stellvertre-
tung des Vorsitzenden handelt, die gleichen Rechte wie der Vorsitzende; der
Stichentscheid gem. 8§ 8 Abs. VIII des Gesellschaftsvertrages steht ihm jedoch
nicht zu. Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vor Ablauf seiner
Amtszeit aus dem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat unverziglich fir die restliche

Amtszeit eine Neuwahl durchzufiihren.



VI.

VII.

VIII.

Der Vorsitzende koordiniert die Arbeit im Aufsichtsrat und dessen Sitzungen.

Der Vorsitzende halt mit der Geschaftsfihrung, insbesondere mit dem
Vorsitzenden, bzw. dem Sprecher der Geschéftsfihrung regelméiig Kontakt
und berat mit ihr Gber die Strategie, die Geschaftsentwicklung und das Risiko-

management des Unternehmens.

Der Vorsitzende des Aufsichtsrates erteilt dem Abschlussprifer den Auftrag
nach Wahl durch die Gesellschafterversammlung. Hierbei sind besondere
Schwerpunkte der Prifung in Abstimmung mit dem zusténdigen Senatsressort
(Fachressort) festzusetzen. Diese sind der Querschnittseinheit Beteiligungsma-
nagement beim Senator flr Finanzen mitzuteilen. Der Abschlussprifer soll mit
der Beauftragung verpflichtet werden, den Vorsitzenden des Aufsichtsrats und
den Gesellschafter Freie Hansestadt Bremen (Zustandiges Senatsressort
(Fachressort) und Leiter Querschnittseinheit Beteiligungsmanagement beim
Senator fur Finanzen) wéahrend der laufenden Prifung Uber auRergewdhnliche
Feststellungen und Prufungsauffalligkeiten unmittelbar und unverziglich zu un-

terrichten.
Der Vorsitzende vertritt die Gesellschaft gegentber den Geschaftsfuhrern.

Der Vorsitzende vertritt den Aufsichtsrat gegenuber Dritten, insbesondere
gegeniber Gerichten und Behdrden sowie gegeniber der Gesellschafterver-
sammlung und der Geschaftsfihrung.

Der Vorsitzende ist ermachtigt, im Namen des Aufsichtsrats die zur Durchfiih-
rung der Beschlisse des Aufsichtsrats und seiner Ausschisse erforderlichen

Willenserklarungen abzugeben sowie Erklarungen fir den Aufsichtsrat entge-
genzunehmen. Urkunden und Bekanntmachungen des Aufsichtsrats sind vom

Vorsitzenden zu unterzeichnen.
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§2

Einberufung von Sitzungen

Der Aufsichtsrat wird von dem Vorsitzenden, oder in dessen Auftrag von der
Geschaftsleitung, zur Sitzung einberufen, so oft eine geschéftliche Veranlas-
sung dazu vorliegt. Jedes Aufsichtsratsmitglied oder die Geschaftsfiihrung kann
unter Angabe des Zwecks und der Grinde verlangen, dass der Vorsitzende des
Aufsichtsrats unverziglich den Aufsichtsrat einberuft. Wird einem Verlangen,
das von mindestens zwei Aufsichtsratsmitgliedern oder von der Geschaftsfuh-
rung geauldert ist, nicht entsprochen, so kbnnen die Antragsteller unter Mittei-
lung des Sachverhalts selber den Aufsichtsrat einberufen.

Die Einberufung ergeht schriftlich, telegrafisch, per Fax oder E-Mail mit einer
Frist von 14 Tagen vor der Sitzung. Bei der Berechnung der Frist werden der
Tag der Absendung der Einberufung und der Tag der Sitzung nicht mitgerech-
net. In dringenden Féllen kann der Vorsitzende die Frist abkirzen und den Auf-
sichtsrat auch mundlich oder fernmiindlich einberufen. Gleichzeitig Gbermittelt
die Geschaftsfuhrung im Auftrag des Aufsichtsratsvorsitzenden die Einberufung
nebst Unterlagen dem zustandigen Senatsressort (Fachressort) und der Quer-

schnittseinheit Beteiligungsmanagement beim Senator fur Finanzen.

Die Sitzungen finden am Sitz der Gesellschaft oder an einem anderen in der

Einberufung bekannt zu gebenden Ort statt.

Mit der Einberufung sind Ort und Zeit der Sitzung sowie Gegenstande der
Tagesordnung mitzuteilen und etwaige Beschlussvorschlage zu Gbermitteln.
Die Tagesordnung ist zu erganzen, wenn ein Aufsichtsratsmitglied oder die Ge-
schéaftsfuhrung dies unter Angabe des Zwecks und der Grinde verlangt. Be-
schlussvorschlage zu Gegenstanden der Tagesordnung sollen so rechtzeitig
vor der Sitzung mitgeteilt werden, dass eine schriftliche Stimmabgabe durch
abwesende Mitglieder des Aufsichtsrats moglich ist, mindestens eine Woche

vorher.
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VI.

§3

Vorbereitung und Ablauf der Sitzungen

Die Vorbereitung der Sitzungen erfolgt in der Verantwortung des Vorsitzenden.

Er wird dabei von der Geschaftsleitung unterstitzt.

Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden, in seiner Abwesenheit vom
stellvertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsrats, geleitet. Der Vorsitzende be-
stimmt die Reihenfolge, in der die Gegensténde der Tagesordnung verhandelt
werden, sowie die Art und Reihenfolge der Abstimmungen. Er kann eine von
ihm einberufene Sitzung oder die Beratung und Beschlussfassung tber einzel-
ne oder sdmtliche Gegenstande der Tagesordnung auf Antrag der Geschéfts-

fuhrung oder sonst aus erheblichem Grund unterbrechen oder vertagen.

Gegenstande, die nicht mindestens eine Woche vor der Sitzung vom
Vorsitzenden schriftlich angekiindigt worden sind, dirfen mit der Zustimmung
von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder verhandelt werden, wenn kein an-
wesendes Mitglied der Behandlung widerspricht. Ein abwesendes Mitglied kann
binnen einer Woche, gerechnet vom Zugang der Niederschrift iber die Sitzung,
Widerspruch gegen die Behandlung eines solchen Gegenstandes erheben; ein
Beschluss zu diesem Gegenstand gilt dann als nicht zustande gekommen und
der Gegenstand ist auf einer neu einzuberufenden Sitzung erneut zu verhan-
deln. Wird ein Widerspruch nicht erhoben, gilt die Behandlung samtlicher Ge-

genstande als genehmigt.
Der Vorsitzende benennt den Protokollfthrer.

Der Vorsitzende entscheidet tUber die Zuziehung von Sachverstandigen und
Auskunftspersonen zur Beratung Uber einzelne Gegenstande der Tagesord-

nung.

Die Geschaftsfuhrer nehmen an den Sitzungen des Aufsichtsrats teil, sofern der

Vorsitzende nicht anderes bestimmt.
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VII.

Der Vorsitzende kann eine einberufene Sitzung aus erheblichen Grinden

aufheben oder verlegen.

§4

Beschlussfassung

Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte der Mitglieder,
aus denen er nach Gesetz oder Gesellschaftsvertrag zu bestehen hat, darunter
der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende, an der Beschlussfassung
teilnimmt. In jedem Fall missen mindestens drei Mitglieder an der Beschluss-

fassung teilnehmen. 8§ 108 Abs. 2 Satz 4 AktG ist entsprechend anzuwenden.

Die Beschlussfassung erfolgt in der Regel in Sitzungen. Ein nicht anwesendes
Mitglied kann durch ein anderes Mitglied als Stimmboten seine Stimme schrift-
lich abgeben. Schriftliche oder telegrafische Beschlussfassungen sowie Be-
schlussfassungen per E-Mail oder Telefax sind zuléssig, wenn kein Mitglied
diesem Verfahren innerhalb von 3 Werktagen nach Zugang des Beschlussan-
trags widerspricht. Diese Beschliisse sind schriftlich festzuhalten und der Nie-
derschrift Gber die nachste Aufsichtsratssitzung als Anlage beizufiigen. Im Falle
des Satz 2 entscheidet der Aufsichtsrat - unbeschadet anderweitiger Mehr-
heitserfordernisse - mit der Mehrheit seiner Mitglieder und es entfallt der Stich-

entscheid des Vorsitzenden.

Soweit das Gesetz, der Gesellschaftsvertrag oder diese Geschaftsordnung
nichts anderes bestimmen, werden Beschliisse mit der Mehrheit der abgegebe-
nen Stimmen gefasst. Ergibt eine Abstimmung Stimmengleichheit, so steht dem
Vorsitzenden bei einer erneuten Abstimmung tUber denselben Gegenstand,

wenn auch sie Stimmengleichheit ergibt, ein Stichentscheid zu.

Ein Mitglied des Aufsichtsrates soll an der Beratung und Beschlussfassung

eines Tagesordnungspunktes nicht teilnehmen, wenn anzunehmen ist, dass
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dieses Mitglied durch einen zu fassenden Beschluss des Aufsichtsrates einen

personlichen Vorteil erlangen kénnte.

§5

Niederschriften Uber Sitzungen und Beschliisse

Uber die Sitzungen des Aufsichtsrates ist innerhalb von 14 Tagen eine
Niederschrift anzufertigen, die vom Protokollfiihrer und dem Vorsitzenden un-
terzeichnet wird. In der Niederschrift sind Ort und Tag der Sitzung, die Teilneh-
mer, die Gegenstande der Tagesordnung, der wesentliche Verhandlungsverlauf
und die Beschlisse wiederzugeben. Beschllisse, die nicht in der Sitzung ge-
fasst worden sind, werden vom Vorsitzenden in einer Niederschrift festgestellt.
Der Aufsichtsratsvorsitzende ist verpflichtet, die Niederschrift nach Satz 1 und 2
jedem Mitglied des Aufsichtsrats und dem Gesellschafter (zustandiges Senats-
ressort (Fachressort) und Querschnittseinheit Beteiligungsmanagement beim

Senator fur Finanzen) unverzuglich zuzuleiten.

Die Niederschrift Uber eine Sitzung bedarf der Genehmigung in der folgenden

Sitzung des Aufsichtsrates.

Beschlisse des Aufsichtsrats kdnnen in der Sitzung im Wortlaut protokolliert
und sogleich vom Vorsitzenden als Teil der Niederschrift unterzeichnet werden.
Soweit Beschlisse in dieser Form protokolliert werden, ist ein Widerspruch ge-

gen die Niederschrift nur in der Sitzung mdglich.

§6

Pflichten der Mitglieder

Jedes Mitglied des Aufsichtsrats ist verpflichtet, Stillschweigen Uber alle
vertraulichen Angelegenheiten und Geschaftsgeheimnisse der Gesellschaft und
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VI.

ihrer unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligungsunternehmen zu bewahren, die
es in seiner Eigenschatft als Mitglied erfahrt. Dies gilt auch nach Beendigung
des Amtes. Dies gilt nicht fur Berichte gegentber Bremen (vgl. 88 394, 395
AktG). Die Mitglieder des Aufsichtsrates stellen sicher, dass die von ihnen ein-
geschalteten Mitarbeiter die Verschwiegenheitspflicht in gleicher Weise einhal-

ten.

Der Vorsitzende hat Sachverstandige und Auskunftspersonen, die zu den
Sitzungen hinzugezogen werden, vor Sitzungsbeginn auf Stillschweigen Uber
die vertraulichen Angelegenheiten und Geschaftsgeheimnisse der Gesellschaft

zu verpflichten.

Jedes Aufsichtsratsmitglied ist dem Unternehmensinteresse verpflichtet.
Gleichzeitig beriicksichtigen die Vertreter Bremens im Aufsichtsrat die besonde-
ren Interessen des Landes/der Stadtgemeinde Bremen, insbesondere die Be-

schliisse der Bremischen Burgerschaft und des Senates.

Teilen Vertreter Bremens im Aufsichtsrat in wichtigen Angelegenheiten nicht die
Auffassung der Mehrheit, haben sie ihre Ansichten und Stimmabgaben in der

Niederschrift aufnehmen zu lassen.

Jedes Aufsichtsratsmitglied soll Interessenkonflikte, insbesondere solche, die
auf Grund einer Beratung oder Organfunktion bei Kunden, Lieferanten, Kredit-
gebern oder sonstigen Geschaftspartnern entstehen kdnnen, dem Aufsichtsrat

gegenuber offen legen.

Der Aufsichtsrat tUberpriift regelmaRig die Effizienz seiner Tatigkeit. Uber die
Ergebnisse und Handlungsempfehlungen zur Verbesserung der Téatigkeit des
Aufsichtsrates erfolgen regelmaflige Leistungsberichte an die Gesellschafter-
versammlung. Falls ein Mitglied des Aufsichtsrates in einem Geschéftsjahr an
weniger als der Halfte der Sitzungen teilgenommen hat, ist dies im Bericht des

Aufsichtsrates an die Gesellschafterversammlung zu vermerken.
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[I. Zusammenarbeit von Aufsichtsrat und Geschéftsfiihrung

§7

Information und Aufsicht

Der Aufsichtsrat kann jederzeit durch seinen Vorsitzenden von der Geschafts-

fuhrung Berichte entsprechend § 90 AktG anfordern.

Der Vorsitzende tragt Sorge fir die unverzigliche Weiterleitung samtlicher

Berichte der Geschaftsfiihrung an die Mitglieder des Aufsichtsrats.

Der Aufsichtsrat hat auf die rechtzeitige Vorlage der Berichte zu achten, sie zu
prufen und auszuwerten. Er kann verlangen, dass der Abschlussprifer oder
andere Sachverstandige an seinen Verhandlungen tber diese Vorlagen teil-
nehmen. Ergeben sich gegen einen Bericht, etwa auf Grund der dem Aufsichts-
rat bekannten Umstande, Bedenken, muss der Aufsichtsrat diesen unverzuglich
nachgehen, ggf. in dem erforderlichen Umfange selbst Prifungen vornehmen
oder den Abschlussprufer veranlassen, seinen Bericht zu erganzen oder be-
sondere Sachverstandige zuzuziehen. Der Aufsichtsrat hat die Beseitigung der

Mangel zu Uberwachen.

Der Aufsichtsrat kann in entsprechender Anwendung von 8 111 Abs. 2 AktG
Prufungen veranlassen. Er kann damit auch einzelne Mitglieder des Aufsichts-

rats oder fir bestimmte Aufgaben besondere Sachverstandige beauftragen.

§8

Beratung und Unterstitzung

Der Aufsichtsrat hat die Geschéftstatigkeit der Geschaftsfihrung zu

Uberwachen und durch Beratung und durch andere geeignete Formen der Mit-
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wirkung zu unterstitzen. Er ist in Entscheidungen von grundlegender Bedeu-

tung fur das Unternehmen einzubinden.

Der Aufsichtsrat berat die Geschéftsfuhrung insbesondere in allen Grundfragen

der Téatigkeit und Organisation der Gesellschaft.

Der Aufsichtsrat ist nicht befugt, der Geschaftsfliihrung Weisungen zu erteilen.
Kommt die Geschéftsfilhrung einem Rat des Aufsichtsrates nicht nach und dro-
hen der Gesellschaft aus der Nichtbeachtung wesentliche Nachteile, informiert
der Aufsichtsratsvorsitzende umgehend die Gesellschafter.

§9

Zustimmungsbedurftige Geschafte

Der Aufsichtsrat ist befugt, die Wertgrenzen neu festzulegen, bei deren
Uberschreitung Geschéfte und MaRnahmen seiner Zustimmung bediirfen sowie
weitere Geschafte und MalRnahmen bestimmen, die gemal 8 6 Abs. VIl des
Gesellschaftsvertrags seiner Zustimmung bedurfen (vgl. 8 6 Abs. VIII des Ge-

sellschaftsvertrags).
Uber die Zustimmung entscheidet der Aufsichtsrat durch Beschluss.

Der Aufsichtsrat kann jederzeit Art, Umfang und Voraussetzungen der
Geschafte bestimmen, fiir die er nach dem Gesellschaftsvertrag seine Zustim-

mung im Voraus erteilt.

Der Aufsichtsrat Uberprift in regelmafigen Abstanden die Wertgrenzen fur die
unter einem Zustimmungsvorbehalt stehenden Arten von Geschaften und

Rechtshandlungen auf ihre ZweckmaRigkeit und Praktikabilitét.
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D. Erklarung fur Mitglieder von Uberwachungsorga-
nen, die keine Mitglieder des bremischen Senats
oder Bedienstete der Freien Hansestadt Bremen
sind

Der Senat der Freien Hansestadt Bremen hat beschlossen, mich zur Bestellung
als Mitglied des Aufsichtsrats der [Name des Unternehmens/der Institution] vor-
zuschlagen.

Mit Wirkung vom [Datum] wurde ich als Mitglied des [Name des Uberwa-
chungsorgans] der/des [Name des Unternehmens/der Institution] bestellt. Ich
nehme das Mandat an.

Bei Gesellschaften, bei denen der Aufsichtsratvorsitzende Mitglied
des bremischen Senats oder Bediensteter der Freien Hansestadt
Bremen ist:

Aufgrund gesetzlicher Bestimmung ist Bremen als Gesellschafterin der
vorbezeichneten Gesellschaft gehalten, einen angemessenen Einfluss
bei dieser Gesellschaft durchzusetzen (8 65 Abs. 1 Landeshaushaltsord-
nung).

Hiervon ausgehend erklare ich folgendes:

Dem Votum des Aufsichtsratsvorsitzenden bei Abstimmungen im Auf-
sichtsrat der Gesellschaft werde ich folgen, es sei denn, dass dieser das
Abstimmungsverhalten freistellt. Andernfalls werde ich vor meiner
Stimmabgabe dem Aufsichtsratsvorsitzenden auf meine abweichende
Auffassung hinweisen, damit dieser Uber eine Vertagung der Abstim-
mung auf eine spatere Aufsichtsratssitzung entscheiden kann. Rechtzei-
tig vor dieser spateren Sitzung werde ich mein Mandat niederlegen.

Bei Gesellschaften, denen keine Aufsichtsratsmitglieder angehd-
ren, die Mitglieder des bremischen Senats oder Bedienstete der
Freien Hansestadt Bremen sind:

Unter Bezugnahme auf die Textziffern 106 ff der ,Neufassung der Hin-
weise fur die Verwaltung von Bremischen Beteiligungen* vom ... erklare
ich mich bereit, das zustandige Ressort (Fachressort) der Freien Hanse-
stadt Bremen friihzeitig Gber die Sitzungen des [Name des Uberwa-
chungsorgans] der/des [Name des Unternehmens/der Institution] zu un-
terrichten und eine Beratung des Stimmverhaltens mit dem zustandigen
Ressort (Fachressort) durchzufihren. Vom Beteiligungsreferat des Sena-
tors fur Finanzen in Abstimmung mit dem Fachressort angeforderten Be-
richtspflichten habe ich Folge zu leisten.

Ausfertigungen dieser Erklarung erhalten der Vorsitzende des Aufsichtsrates
der Gesellschaft, die Freie Hansestadt Bremen als Gesellschafterin, vertreten
durch den Senator fur Finanzen, und Frau/ Herr



Bremen, den

(Unterschrift)
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E. Geschaftsfihreranstellungsvertrag
(Haupttatigkeit)

Geschaftsfihrer-Anstellungsvertrag

zwischen
der [¢]- Bremen GmbH,

(im folgenden ,Gesellschaft* genannt),
vertreten durch die alleinige Gesellschafterin,
die Freie Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) oder (Land),
diese wiederum vertreten durch den / die Vorsitzende/n des Aufsichtsrates

Herrn / Frau [e]

und

Herrn/Frau [e],
geboren am [e], wohnhaft in [e]

wird folgender Anstellungsvertrag geschlossen:

§1

Funktion und Tatigkeitsfeld

l. Herr/Frau [e] wird durch Beschluss der Gesellschafterin mit Wirkung vom [e]
zum Geschéftsfuhrer bestellt. Die Gesellschaft hat zur Zeit einen weiteren Ge-
schéftsfuhrer, der die [Art der Geschéftsleitung, z.B. kaufméannisch, technisch]

Leitung innehat.

Il. Herr/Frau [e] gehort der Geschaftsfihrung als ordentliches Mitglied an.
Herrn/Frau [e] wird die [Art der Geschaftsleitung, z.B. kaufmannisch, technisch]

Leitung der Gesellschaft Ubertragen.



§2

Aufgabenwahrnehmung und Pflichten

Herr/Frau [e] verpflichtet sich zur gewissenhaften Erfullung seiner/ihrer
Dienstpflicht nach Mal3gabe des Gesetzes, des jeweils gultigen Gesellschafts-
vertrages, der Geschéaftsanweisung fur die Geschaftsfiihrung und der Be-
schlusse der Gesellschafterversammlung und des Aufsichtsrates. MalRgebend
fur die Fuhrung der Geschétfte ist insbesondere § 2 der Geschaftsanweisung.

Herr/Frau [e] verpflichtet sich, bis zum [Datum] den Mittelpunkt seiner/ihrer

Lebensfuhrung in das Bundesland Bremen zu verlegen.

Herr/Frau [e] hat der Gesellschaft seine/ihre volle Arbeitskraft zur Verfiigung zu
stellen. Die Arbeitszeit richtet sich nach den Erfordernissen der Gesellschatft.
Nebentatigkeiten bedurfen der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Vorsit-
zenden des Aufsichtsrates der Gesellschaft. Das gilt auch fur den Eintritt in den
Vorstand, Aufsichtsrat oder ein anderes Organ oder Gremium einer Gesell-

schaft oder eines sonstigen Unternehmens.

Herr/Frau [e] darf im Geschéaftszweig der Gesellschaft weder fur eigene noch fur
fremde Rechnung Geschafte tatigen. Er/Sie wird sich fir die Dauer des Anstel-
lungsvertrages nicht an einem Unternehmen beteiligen, das mit der Gesell-
schaft oder einem verbundenen Unternehmen in Wettbewerb steht oder in we-
sentlichem Umfang Geschaftsbeziehungen mit ihr unterhalt. Anteilsbesitz, der
keinen Einfluss auf die Organe des entsprechenden Unternehmens ermdglicht,
gilt nicht als Beteiligung. Ausnahmen bilden insoweit auch Publikumsgesell-

schaften.

Herr/Frau [e] ist verpflichtet, Gber alle ihm im Rahmen seiner/ihrer Tatigkeit zur
Kenntnis gelangenden geschatftlichen Angelegenheiten, insbesondere Ge-
schafts- und Betriebsgeheimnisse, auch nach Ablauf dieses Anstellungsvertra-

ges Stillschweigen gegenulber jedermann zu bewahren. Den Mitgliedern des
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VI.

VII.

Aufsichtsrates und dem Gesellschafter/ den Gesellschaftern sind alle ge-

wuinschten Auskinfte im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen zu erteilen.

Herr / Frau Name hat alle Schriftstiicke, Abschriften, Kopien, Datentrager etc.,
die sich mittelbar oder unmittelbar auf seine Téatigkeit fir die Gesellschaft be-
ziehen, wahrend der Dauer des Dienstverhaltnisses sorgfaltig aufzubewahren,
vor jeder unbefugten Einsichtnahme zu schiitzen und jederzeit auf Anforderung

der Gesellschaft vollstandig herauszugeben.

Fur Erfindungen, die der / die Geschaftsfihrer/-in wahrend der Dauer des
Anstellungsvertrages macht, gelten die Vorschriften des Gesetzes fur Arbeit-
nehmererfindungen in der jeweiligen Fassung entsprechend. Die Verwendung
von technischen oder organisatorischen Verbesserungsvorschlagen des / der
Geschaftsfuhrers / -in steht ohne gesonderte Vergitung stets der Gesellschaft

ZU.

§3

Vergutung

Herr/Frau [e] erhalt ein Bruttojahresgehalt in HOhe von [Betrag] €, zahlbar in
zwolf monatlichen Teilbetragen jeweils zum Ende eines Monats. Mit dem ver-
einbarten Einkommen sind Leistungen, wie eventuelle Mehrarbeit, abgegolten.
Weitere Zahlungen, wie z.B. Weihnachts- oder Urlaubsgeld, erfolgen nicht.

Zusatzlich erhalt der Geschaftsfuihrer eine erfolgsabhangige Jahrespramie von
bis zu [Betrag] €. Die Voraussetzungen fir die Gewahrung der jeweiligen Jah-
respramie sowie Regelungen zu Verfahren und Falligkeit werden in gesonder-

ten jahrlich im Voraus abzuschlielenden Tantiemeregelungen festgelegt.

Das Jahresgesamtgehalt beinhaltet eine Abgeltung fir den Verzicht auf eine

betriebliche Altersversorgung.
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VI.

VII.

Uber die Anderung der Hohe des Jahresgesamtgehaltes entscheidet der
Vorsitzende des Aufsichtsrates unter Beachtung der Empfehlungen des Senats
der Freien Hansestadt Bremen fur die Organe der bremischen Beteiligungsge-

sellschaften, erstmals jedoch mit Wirkung zum [Datum].

Der / die Geschéftsfuhrer/ -in stimmt zu, dass die Verglitung im Anhang des
Jahresabschlusses aufgeteilt nach Fixum und erfolgsbezogenen Komponenten
ausgewiesen wird. Er stimmt zu, dass die Tantiemevereinbarung den mit der
Beteiligungssteuerung befassten Dienststellen, dem bremischen Senat sowie

der Bremischen Birgerschaft zur Verfliigung gestellt wird.

Der / die Geschéftsfuhrer/ -in stimmt zu, dass die Verglutung im Beteiligungsbe-
richt der Freien Hansestadt Bremen aufgeteilt nach Fixum, erfolgsbezogenen
Komponenten, betrieblicher Altersversorgung und Sachbeziigen ausgewiesen

wird.

Im Falle langerer Arbeitsunfahigkeit infolge Erkrankung stehen Herrn/Frau [e]
fur die Dauer von drei Monaten, langstens aber bis zum Ende des Anstellungs-
vertrages, die Bezuige nach Abs. | zu, beginnend mit dem auf den Eintritt der
Arbeitsunféahigkeit folgenden Monat. Danach kann das Gehalt aufgrund eines
gesonderten Beschlusses des Aufsichtsrates bis zur Feststellung des Eintritts
des Versorgungsfalles gezahlt werden, hochstens jedoch fir 6 weitere Monate,

langstens aber bis zum Ende des Anstellungsvertrages.

§ 4

Dienstwagen

Die Gesellschaft stellt Herrn/Frau [e] flir die Dauer dieses Vertrages einen
Dienstwagen mit einem Brutto-Listenpreis bis max. [Betrag] € zur Verfugung,

der auch zu Privatfahrten genutzt werden kann.

Steuern fur diesen geldwerten Vorteil sind von Herrn/Frau [e] zu tragen.
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Im Falle der Freistellung nach 8 9 Absatz 5 ist der Dienstwagen zum
Freistellungszeitpunkt am Sitz der Gesellschaft an die Gesellschaft zurtickzu-
geben. Ein Anspruch auf Ersatz fur eine entgangene Privatnutzung steht Herrn

/Frau [e] nicht zu. Ein Zuriickbehaltungsrecht am Dienstwagen kann Herr / Frau

[¢] nicht geltend machen.

§5

Geld oder Sachbeziuge von Dritten

Herr/Frau [e] darf in Zusammenhang mit seiner Tatigkeit weder fir sich noch fir
andere Personen von Dritten Zuwendungen oder sonstige Vorteile fordern oder

annehmen oder Dritten ungerechtfertigte Vorteile gewahren.

Erhalt Herr/Frau [e] auf Grund seines Dienstverhéaltnisses personengebundene
Rabatte oder Vergunstigungen, die einkommenssteuerlich als Arbeitslohn von
Dritten zu behandeln waren, ist Herrn/Frau [e] verpflichtet, das Geld oder die
Sachbeziige der Gesellschaft zur Verfliigung zu stellen. Dies gilt auch fur Auf-
sichtsratsvergutungen durch Gesellschaften, an denen die Gesellschaft unmit-

telbar oder mittelbar beteiligt ist.

§6

Reisekosten

Herrn/Frau [e] werden die Kosten seines/ihres Umzugs nach Bremen aus
Anlass dieses Anstellungsvertrages im Rahmen des geltenden Umzugskosten-

rechts des bremischen 6ffentlichen Dienstes erstattet.
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Fur Geschaéftsreisen erhalt Herr/Frau [¢] Reisekosten, Tage- und Ubernach-
tungsgelder nach den fur den bremischen 6ffentlichen Dienst geltenden Be-

stimmungen.

Geschaftsreisen bedurfen der Zustimmung des Aufsichtsratsvorsitzenden. Fir
Geschaftsreisen, welche die Dauer von drei Tagen nicht Uberschreiten, wird die

Zustimmung des Vorsitzenden des Aufsichtsrates hiermit generell erteilt.

§7

Urlaub

Herr/Frau [e] hat Anspruch auf einen jahrlichen Urlaub von dreil3ig Arbeitstagen.

Samstage und Sonntage gelten dabei nicht als Arbeitstage. Der Urlaubstermin ist unter

Berucksichtigung der Erfordernisse der geschéftlichen Belange mit dem Vorsitzenden

des Aufsichtsrates und dem weiteren Geschéaftsfuhrer abzustimmen.

§8

Versicherungsleistungen

Herr/Frau [e] hat monatlich laufend die jeweiligen Hochstbetrage an die
gesetzliche Rentenversicherung oder Beitrage in gleicher Hohe zu einer befrei-
enden Lebensversicherung zu entrichten. Die Arbeitgeber-Anteile dieser Beitra-

ge tragt die Gesellschatft.

Beitrage zur Kranken- und Pflegepflichtversicherung in gesetzlicher Héhe sowie
zur Arbeitslosenversicherung werden halftig von der Gesellschaft getragen.

Die Gesellschaft wird fir Herrn/Frau [e] flir die Dauer des Dienstverhaltnisses
eine Unfallversicherung mit einer Versicherungssumme von [Betrag] € im Falle

von Tod oder Invaliditat abschlief3en.
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VI.

§9

Vertragsdauer und Kindigung

Dieser Vertrag wird mit Wirkung zum [Datum] fur die Dauer von drei Jahren
abgeschlossen. Er verlangert sich jeweils um funf Jahre, wenn der/die Auf-
sichtsratsvorsitzende spatestens sechs Monate vor Ablauf des Vertrages
Herrn/Frau [e] schriftlich mitteilt, dass eine Verlangerung des Vertrages beab-

sichtigt ist und Herr/Frau [e] binnen Monatsfrist schriftlich zustimmit.

Die ersten sechs Monate des Anstellungsverhaltnisses gelten als Probezeit.
Wahrend der Probezeit kann das Anstellungsverhaltnis beiderseits mit einer
Frist von einem Monat zum Monatsende ohne Angabe von Griinden gekindigt

werden.

Unabhé&ngig von den Regelungen nach Absatz | endet der Vertrag bei
Erreichen der Altersgrenze von 65 Jahren mit Ablauf des Monats, in dem das

65. Lebensjahr vollendet wird.

Unabhangig von den Regelungen nach Absatz | und Absatz 11l endet der
Vertrag drei Monate nach dem Ende des Monats, in dem die dauernde Arbeits-
unfahigkeit festgestellt worden ist. Der Begriff ,dauernde Arbeitsunfahigkeit* ist
analog beamtenrechtlicher Regelungen auszulegen. Die dauernde Arbeitsunfa-
higkeit wird vom Amtsarztlichen Dienst der Freien Hansestadt Bremen festge-
stellt. Falls eins zwolfmonatige ununterbrochene Arbeitsunfahigkeit eingetreten
ist, gilt die dauernde Arbeitsunfahigkeit als unwiderlegbar festgestellt.

Eine Vertragsbeendigung im beiderseitigem Einvernehmen oder durch
Kundigung aus wichtigem Grund (8§ 626 BGB) bleibt unberihrt.

Die Gesellschaft ist jederzeit berechtigt, Herrn / Frau [e] als Geschéaftsfuhrer
abzuberufen und von seiner Verpflichtung zur Dienstleistung freizustellen. Die
sonstigen gegenseitigen Anspriche aus dem Dienstverhaltnis bleiben davon

unberthrt, soweit in diesem Vertrag keine anderweitige Regelung getroffen ist.
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§10

Beendigung des Vertrags

Herr/Frau [e] ist nach Beendigung dieses Vertrags verpflichtet, im Interesse der

Gesellschaft ibernommene aufRerbetriebliche Amter und Funktionen niederzulegen. Er

hat der Gesellschaft den zur privaten Nutzung tberlassenen Dienstwagen sowie das

gesamte geschaftliche Material unverziglich zu tbergeben. 8 4 Abs. Ill Satz 1 und 3

gelten entsprechend.

§11

Schlussbestimmungen

Anderungen, Erganzungen und Nebenabreden zu diesem Vertrag bedirfen der
Schriftform. Dieses Formerfordernis kann nicht durch mindliche Vereinbarung

aul3er Kraft gesetzt werden.

Dieser Vertrag wird dreifach ausgefertigt. Jeder Vertragspartner, sowie der
Senator fur Finanzen als fir Geschaftsfiihreranstellungsvertrage zustandige

Stelle, erhalten je eine Ausfertigung dieses Vertrages.

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder ihre
Rechtswirksamkeit spater verlieren, so wird die Wirksamkeit der tbrigen Be-
stimmungen hiervon nicht berthrt. Die Parteien sind verpflichtet, die unwirksa-
me Bestimmung durch eine wirksame Bestimmung zu ersetzen, die den mit der
unwirksamen Bestimmung angestrebten wirtschaftlichen Erfolg soweit wie mog-

lich erreicht.

Bremen, den [Datum]
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F. Geschaftsfihreranstellungsvertrag
(Nebentatigkeit)

Geschaftsfuhreranstellungsvertrag
zwischen

der [Name] - Bremen GmbH,

(im folgenden ,,Gesellschaft“ genannt),
vertreten durch die alleinige Gesellschafterin,
die Freie Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) oder (Land),

diese wiederum vertreten durch den / die Vorsitzende/n des Aufsichtsrates,
Frau / Herrn [Name],

und
Herrn/Frau [Name],

geboren am [Datum], wohnhatt in [Wohnsitz]

§1

Funktion und Tatigkeitsfeld

l. Herr / Frau [Name] wurde durch Beschluss der Gesellschafterversammlung mit

Wirkung vom [Datum] zum Geschéftsfuhrer/ -in der Gesellschaft bestellt.

Il. Herr / Frau [Name] ist berechtigt und verpflichtet, die Gesellschaft nach den
gesetzlichen Vorschriften, den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages, der
Geschaftsanweisung fur die Geschaftsfihrung und den Beschliissen des Auf-

sichtsrates der Gesellschaft zu fuhren.

Il Die Gesellschaft hat zur Zeit [Anzahl] weitere Geschaftsfuhrer. Herr / Frau
[Name] ist verpflichtet, sein / ihr Aufgabengebiet einvernehmlich mit den weite-
ren Geschaftsfuhrern unter Beachtung des § [Paragraf] Abs. [Absatz] des Ge-
sellschaftsvertrages der Gesellschaft in einem Geschéftsverteilungsplan fur die

Geschaftsfihrung zu regeln.



§2

Vergitung und Nebenpflichten

Herr / Frau [Name] ist zur Zeit im Hauptamt als (Tatigkeit beschreiben) tatig. Die
Tatigkeit bei der [Name der Gesellschaft] ist mit dem Entgelt/der Besoldung als
[Haupttatigkeit benennen] der [Gesellschaft bzw. jPOR] abgegolten. Es wird

kein gesondertes Entgelt gezahlt.

Alternativ

Herr / Frau [Name] ist zur Zeit im Hauptamt als (Tatigkeit beschreiben) tatig. Fur
ihre Tatigkeit als Geschaftsfuhrer/in erhalt Frau / Herr ab dem [Datum] ein mo-
natliches Entgelt in Hohe von [Betrag] €. Vorgesehen ist eine Pauschalversteu-
erung dieser Betrdge nach § 40 a Abs. 2 Einkommensteuergesetz, soweit dies
rechtlich zul&ssig ist. Die pauschalierten Steuerbetrage werden durch die Ge-
sellschaft tibernommen. Beziiglich der Sozialversicherung gelten die gesetzli-

chen Regelungen.

Der / die Geschaftsfiihrer/ -in stimmt zu, dass die Vergutung im Anhang des
Jahresabschlusses ausgewiesen wird. Der / die Geschaftsfuhrer/ -in stimmt zu,
dass die Vergutung im Beteiligungsbericht der Freien Hansestadt Bremen aus-

gewiesen wird.

Herr / Frau [Name] darf im Geschéaftszweig der Gesellschaft weder fur eigene
noch fir fremde Rechnung Geschéfte tatigen. Er / Sie wird sich wahrend der
Dauer des Anstellungsvertrages nicht an einem Unternehmen beteiligen, das
mit der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen in Wettbewerb
steht oder in wesentlichem Umfang Geschéaftsbeziehungen mit ihr unterhalt.
Anteilsbesitz, der keinen Einfluss auf die Organe des entsprechenden Unter-
nehmens ermdoglicht, gilt nicht als Beteiligung. Ausnahmen bilden insoweit auch

Publikumsgesellschaften.
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V. Herr / Frau [Name] ist verpflichtet, tiber alle ihm / ihr im Rahmen seiner / ihrer
Tatigkeit zur Kenntnis gelangenden geschéftlichen Angelegenheiten, insbeson-
dere Geschéfts- und Betriebsgeheimnisse, auch nach Ablauf dieses Anstel-

lungsvertrages, Stillschweigen gegeniber jedermann zu wahren.

V. Fur Erfindungen, die der / die Geschaftsfuhrer/-in wahrend der Dauer des
Anstellungsvertrages macht, gelten die Vorschriften des Gesetzes fur Arbeit-
nehmererfindungen in der jeweiligen Fassung entsprechend. Die Verwendung
von technischen oder organisatorischen Verbesserungsvorschlagen des / der
Geschaftsfuhrers / -in steht ohne gesonderte Vergitung stets der Gesellschaft

ZU.

§3

Reisekosten

Fur Geschaftsreisen erhalt Herr / Frau [Name] Reisekosten, Tage- und Ubernachtungs-

gelder nach den fiir den bremischen 6ffentlichen Dienst geltenden Bestimmungen.

§4

Urlaub

Herr / Frau [Name] hat Anspruch auf einen jahrlichen Urlaub von dreil3ig Arbeitstagen.
Samstage gelten dabei nicht als Arbeitstage. Der Urlaubstermin ist unter Berticksich-
tigung der Erfordernisse der geschaftlichen Belange den weiteren Geschéftsfihrern
abzustimmen. Es wird erwartet, dass der Urlaub zeitgleich mit dem Urlaub aus dem

Hauptamt genommen wird.
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§5

Vertragsdauer und Kindigung

Dieser Vertrag wird bis zum [Datum]* abgeschlossen und kann mit einer Frist
von sechs Wochen zum jeweiligen Quartalsende von beiden Seiten gekundigt

werden.

Eine Vertragsbeendigung im beiderseitigem Einvernehmen oder durch
Kundigung aus wichtigem Grund (8§ 626 BGB) bleibt unberihrt.

§6

Schlussbestimmungen

Anderungen, Erganzungen und Nebenabreden zu diesem Vertrag bedirfen der
Schriftform. Dieses Formerfordernis kann nicht durch mindliche Vereinbarung
aul3er Kraft gesetzt werden.

Dieser Vertrag wird dreifach ausgefertigt. Jeder Vertragspartner, sowie der Se-
nator fur Finanzen als fur Geschéaftsfihreranstellungsvertrage zustandige Stelle,

erhalten je eine Ausfertigung dieses Vertrages.

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder ihre
Rechtswirksamkeit spater verlieren, so wird die Wirksamkeit der Ubrigen Be-
stimmungen hiervon nicht berthrt. Die Parteien sind verpflichtet, die unwirksa-
me Bestimmung durch eine wirksame Bestimmung zu ersetzen, die den mit der
unwirksamen Bestimmung angestrebten wirtschaftlichen Erfolg soweit wie még-

lich erreicht.

Bremen, den [Datum]

1 an das Hauptamt koppeln, langstens 5 Jahre, erste GF-Bestellung 3 Jahre
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G.Tantiemeregelung

Nachtrag zum Geschéftsfuhreranstellungsvertrag

zwischen der [Name] GmbH, vertreten durch den Vorsitzenden des Aufsichtsra-
tes,

und
Herrn/Frau [Name]

Tantiemeregelung fur das Geschéftsjahr [Jahr]

Unter Hinweis auf 8 3 Abs. Il des Anstellungsvertrages zwischen der [Name der

Gesellschaft] und Herrn/Frau [Name] vom [Datum] wird fur das Geschaftsjahr
[Jahr] die nachfolgende Tantiemeregelung vereinbart:

§1

Tantiemezusage und Voraussetzungen

Herr/Frau [Name] erhélt fir das Geschaftsjahr [Jahr] eine Tantieme von bis zu

[Betrag] Euro. Die Hohe Tantieme hangt von folgenden Voraussetzungen ab
[Voraussetzung 1]* (§ 2)
[Voraussetzung 2] (83)

[Voraussetzung 3] (84)

1 Voraussetzungen kénnen z.B. sein: Verminderung der Zuschiisse, Akquisition von Drittauftra-
gen; die Ziele sollen nach Mdglichkeit mit denen der Zielsteuerung zwischen Fachressort und
Gesellschaft korrespondieren



§2

[Voraussetzung 1]

§3

[Voraussetzung 2]

§4

[Voraussetzung 3]

§5

Festsetzung der Hohe der erreichten Tantieme

Der Aufsichtsratsvorsitzende setzt die Hohe der erreichten Tantieme nach vorheriger
Beratung des Aufsichtsrates in der Sitzung, in der er Uber den Jahresabschluss des

vorausgehenden Wirtschaftsjahres berét, fest.

§6

Falligkeit
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Die gem. 8 5 festgesetzte Tantieme ist zum Letzten desjenigen Monats fallig, in dem
der Jahresabschluss der [Name GmbH] fiir das Geschaftsjahr [Jahr] durch die

Gesellschafterversammlung festgestellt wird.

§7

Schlussbestimmungen

Die Vertragsparteien werden sich bis 30. November [Jahr] Gber eine Tantiemeregelung

fur das Geschéftsjahr [Folgejahr] verstandigen.

Bremen, den [Datum]
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Fach 5

Rechts- und
Verwaltungsvorschriften

A. Zusammenstellung wichtiger Gesetze, Verordnungen und

Verwaltungsvorschriften S.2

B. Anlage zur VV Nr. 1 zu 8§ 68 LHO S.5



A. Zusammenstellung wichtiger Gesetze, Verordnungen und

Verwaltungsvorschriften

1. Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen
Vom 21.10.1947 (Brem.GBI. S. 251) in der jeweils geltenden Fassung

2. Gesetz Uber die Grundsatze des Haushaltsrechts des Bundes und der
Lander (HGrG) vom 19. August 1969 (BGBI. | S. 1273) in der jeweils geltenden
Fassung.

3. Haushaltsordnung der freien Hansestadt Bremen (Landeshaushaltsordnung
- LHO) vom 25. Mai 1971 und die dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften
(VV-LHO) vom 4. Oktober 1976 in der jeweils geltenden Fassung.

4. Verwaltungsverfahrensgesetz (VwV{G) vom 25. Mai 1976 (BGBI. | S. 1253)
und das
Bremische Verwaltungsverfahrensgesetz (BremVwV{G) vom 15. November
1976 in der jeweils geltenden Fassung.

5. Verordnung Uber die Vergabe offentlicher Auftrage (VgV) vom 9. Januar 2001
(BGBI. 1 S. 110) in der jeweils geltenden Fassung.

6. Vergabegesetz fir das Land Bremen vom 17.12.2002 (Brem.GBI. S. 594 )
7. Handelsrecht einschlieRRlich Gesellschaftsrecht, insbesondere

7.1. Handelsgesetzbuch (HGB) vom 10. Mai 1897 (RGBI. S. 219, BGBI. 1l
4100-1) in der jeweils geltenden Fassung.

7.2. Aktiengesetz (AktG) vom 6. September 1965 (BGBI. | S. 1089) in der
jeweils geltenden Fassung.

7.3. Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschréankter Haftung
(GmbHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 (RGBI. S.
846, BGBI. 11l 4123-1) in der jeweils geltenden Fassung.
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7.4. Gesetz Uber die Rechnungslegung von bestimmten Unternehmen und
Konzernen (PublizitatsG) vom 15. August 1969 (BGBI. | S. 1189, berichtigt
1970 S. 1113) in der jeweils geltenden Fassung.

7.5. Gesetz betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften
(GenG) vom 1. Mai 1889 in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Mai
1898 (BGBI. S. 369, 810; BGBI. 111 S. 4125-1) in der jeweils geltenden
Fassung.

7.6. Verordnung (EWG) Nr. 2137/85 des Rates vom 25. Juli 1985 uber die
Schaffung einer Europaischen Wirtschaftlichen Interessenvereinigung
(EWIV; Abl. Nr. L 199/1 vom 31. Juli 1985).

7.7. Gesetz Uber den Wertpapierhandel (Wertpapierhandelsgesetz —
WpHG) vom 26. Juli 1994 (BGBI. | S. 1749) in der jeweils geltenden Fassung.

. Betriebsverfassung und Mitbestimmungsrecht

8.1. Drittelbeteiligungsgesetz vom 18. Mai 2004 in der jeweils geltenden
Fassung.

8.2. Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) vom 15. Januar 1972 (BGBI. | S.
13) in der jeweils geltenden Fassung. Verordnungen zur Durchfihrung des
Betriebsverfassungsgesetzes in den jeweils geltenden Fassungen.

8.3. Gesetz Uber die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den
Aufsichtsraten und Vorstanden der Unternehmen des Bergbaus und der
Eisen und Stahl erzeugenden Industrie (MontanMitbestG) vom 21. Mai
1951 (BGBI. 1 S. 347) in der jeweils geltenden Fassung.

8.4. Gesetz zur Erganzung des Gesetzes Uber die Mitbestimmung der
Arbeitnehmer in den Aufsichtsraten und Vorstanden der Unternehmen
des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie
(MitBestErgG) vom 7. August 1956 (BGBI. | S. 707) in der jeweils geltenden
Fassung.
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8.5. Gesetz Uber die Mitbestimmung der Arbeitnehmer (MitbestG) vom 4.
Mai 1976 (BGBI. | S. 1153) in der jeweils geltenden Fassung.

9. Gesetz Uber das Kreditwesen (KWG) vom 10. Juli 1961 (BGBI. | S. 881) in der
jeweils geltenden Fassung.
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B.

Anlage zur VV Nr. 1 zu § 68 LHO

Grundsatze fur die Prdfung von  Unternehmen nach 8§ 53

Haushaltsgrundsatzegesetz

Allgemeines

Die Prifung von Unternehmen, an denen der Bund oder die Lander mit Mehrheit
beteiligt sind, ist durch das »Gesetz Uber die Grundsatze des Haushaltsrechts des
Bundes und der Lander (Haushaltsgrundsatzegesetz - HGrG)« vom 19. August
1969 (BGBI. | S. 1273) geregelt. 8 53 HGrG raumt den Gebietskorperschaften
unter bestimmten Voraussetzungen Rechte ein, die Uber diejenigen
hinausgehen, die den Gesellschaftern nach den Vorschriften des Handelsgesetz-
buches zustehen. GemanR § 49 HGrG gilt § 53 HGrG fir den Bund und die
Lander einheitlich und unmittelbar. Die dem Bund und den Landern danach
zustehenden Befugnisse sollen geméal § 67 BHO/LHO unter den dort genannten
Voraussetzungen im Ubrigen auch fir die Unternehmen vereinbart werden, an

denen der Bund bzw. die Lander nicht mit Mehrheit beteiligt sind.
§ 53 HGrG lautet:

»Rechte gegenlber privatrechtlichen Unternehmen

(1) Gehort einer Gebietskorperschaft die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in
einer Rechtsform des privaten Rechts oder gehért ihr mindestens der vierte Teil der
Anteile und steht ihr zusammen mit anderen Gebietskdrperschaften die Mehrheit der

Anteile zu, so kann sie verlangen, dass das Unternehmen

1. im Rahmen der Abschlussprifung auch die OrdnungsmaRigkeit der

Geschéftsfuhrung prifen lasst;

2. die Abschlusspriifer beauftragt, in ihrem Bericht auch darzustellen

a) die Entwicklung der Vermoégens- und Ertragslage sowie die Liquiditat und
Rentabilitat der Gesellschaft,
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b) verlustbringende Geschafte und die Ursachen der Verluste, wenn diese Geschafte

und die Ursachen fur die Vermdgens- und Ertragslage von Bedeutung waren,

c) die Ursachen eines in der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesenen

Jahresfehlbetrages;

3. ihr den Priifungsbericht der Abschlussprifer und, wenn das Unternehmen einen
Konzernabschluss aufzustellen hat, auch den Prifungsbericht der

Konzernabschlusspriifer unverziiglich nach Eingang Uibersendet.

(2) Fir die Anwendung des Absatzes 1 rechnen als Anteile der Gebietskorperschaft
auch Anteile, die einem Sondervermogen der Gebietskorperschaft gehdren. Als Anteile
der Gebietskorperschaft gelten ferner Anteile, die Unternehmen gehéren, bei denen die

Rechte aus Absatz 1 der Gebietskorperschaft zustehen.«

Die Gebietskorperschaften missen sich demnach mit ihrem Verlangen
grundsatzlich Gber die Geschéftsleitung an das Unternehmensorgan wenden,
das die Abschlusspriferin bzw. den Abschlussprifer beauftragt. Dieses ist
seinerseits verpflichtet, der Abschlusspruferin bzw. dem Abschlussprifer einen

entsprechenden Priufungsauftrag zu erteilen.

Mit der erweiterten Aufgabenstellung nach 8 53 HGrG (erweiterte Prifung und
Berichterstattung) ist keine Erweiterung der Funktion der Priferin bzw. des
Prufers verbunden. Der Priferin bzw. dem Prifer werden dadurch insbesondere
keine Aufsichtsfunktionen eingeraumt, diese obliegen den dafir zustandigen
Institutionen (z. B. dem Aufsichtsrat). Aufgabe der Priferin bzw. des Prfers ist
es, die Prufung und Berichterstattung in dem in 8 53 HGrG gezogenen Rahmen
SO auszugestalten, dass der Aufsichtsrat, das zustandige Ministerium und der
Rechnungshof sich auf Grund des Berichts ein eigenes Urteil bilden und ggf. die

erforderlichen MalRBnhahmen ergreifen kbnnen.

Soweit zu dem zu prifenden Sachverhalt eine abschliel3ende Stellungnahme
nicht maglich ist, sollte die Pruferin bzw. der Prifer hierauf hinweisen und sich

auf die Darstellung des Tatbestandes im Prufungsbericht beschranken.

Die Berichterstattung tber die Beziige des Aufsichtsrats, des Vorstands und der

leitenden Angestellten gehort nicht ohne weiteres zur Berichtspflicht gemaf
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8§ 53 HGrG. Das Bundesministerium der Finanzen hat jedoch die Unternehmen,
an denen der Bund mit Mehrheit beteiligt ist, darum gebeten, den Bericht auch
auf diese Frage zu erstrecken; es kann davon ausgegangen werden, dass der
Aufsichtsrat bzw. die Geschaftsfliihrung einer solchen Gesellschaft einen

entsprechenden Auftrag erteilen wird.

Prifung und Berichterstattung nach 8 53 Abs. 1 Nr. 1 HGrG

Da die handelsrechtliche Abschlussprtfung grundsatzlich keine Prifung der
Geschaftsfihrung beinhaltet, fihrt eine Prifung der OrdnungsmaRigkeit der
Geschaftsfihrung nach 8§ 53 Abs. 1 Nr. 1 HGrG im Prinzip zu einer nicht
unwesentlichen Erweiterung des Priufungsumfangs gegenuber § 317 HGB.

Dabei ist zu beachten, dass § 53 Abs. 1 Nr. 1 HGrG nicht eine Prifung der
gesamten Geschaftsfuhrung der Gesellschaft verlangt. Vielmehr ergibt sich eine
Einschrankung des Prifungsumfangs schon daraus, dass als Prifungsobjekt
nicht die Geschaftsfiihrung im Ganzen, sondern die Frage ihrer

»OrdnungsmaBigkeit« angesprochen wird.

Den Mal3stab fur die Ordnungsmalfigkeit der Geschaftsfihrung bilden die
Vorschriften des § 93 Abs. 1 Satz 1 AktG bzw. § 43 Abs. 1 GmbHG, nach denen
die Vorstandsmitglieder bzw. Geschéftsfuhrerinnen oder Geschéftsfuhrer die
Sorgfalt einer ordentlichen und gewissenhaften Geschaftsleiterin bzw. eines
ordentlichen und gewissenhaften Geschéftsleiters anzuwenden haben. Die
Pruferin bzw. der Prufer hat festzustellen, ob die Geschéfte der Gesellschaft im
abgelaufenen Geschaftsjahr mit der erforderlichen Sorgfalt, d.h. auch mit der
gebotenen Wirtschaftlichkeit, und in Ubereinstimmung mit den Gesetzen, der
Satzung, den Beschliissen der Haupt- oder Gesellschafterversammlung, des
Aufsichtsrats und seiner Ausschiisse sowie der Geschaftsordnung fur den

Vorstand gefuihrt worden sind.

Insbesondere soll in diesem Zusammenhang gepruft werden, ob ungewdhnliche,
risikoreiche oder nicht ordnungsgemal abgewickelte Geschaftsvorfalle und

erkennbare Fehldispositionen vorliegen. Auch ist besonders zu untersuchen, ob
die Art der getatigten Geschafte durch die Satzung gedeckt ist und ob eine nach
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der Satzung, der Geschéaftsordnung oder einem Beschluss des Aufsichtsrats

erforderliche Zustimmung eingeholt wurde.

Es ist nicht Aufgabe der Prifung der Ordnungsmaligkeit der Geschaftsfihrung,
den Entscheidungsprozess in seinen Einzelheiten zu prifen. Es kommen nur
wesentliche, grobfehlsame oder missbrauchliche kaufmannische
Ermessensentscheidungen oder vergleichbare Unterlassungen in Betracht. Es ist
zu untersuchen, ob durch geeignete organisatorische Vorkehrungen sicher-
gestellt ist, dass die Geschaftsfiihrungsentscheidungen ordnungsgemar
getroffen und durchgefiihrt werden kénnen. In diesem Rahmen kann zur Prifung
auch eine Beschaftigung mit den Grundzigen der Unternehmensorganisation
gehoren; ggf. sind Anregungen zu einer Organisationsprifung zu geben.
Weiterhin kann es im Hinblick auf die ordnungsmafige Bildung und sachgerechte
Durchfiihrung der Entscheidungen notwendig sein, das interne Kontrollsystem in
einem weitergehenden Umfang zu prifen, als dies bei der Abschlussprifung der
Fall ist.

Die Prifung der OrdnungsmaRigkeit der Geschaftsfihrung erfordert im
Allgemeinen auch eine Prifung grél3erer Investitionsprojekte hinsichtlich
Genehmigung durch den Aufsichtsrat, vorliegender
Wirtschaftlichkeitsrechnungen, Ordnungsmaéfigkeit der Abwicklung einschlief3lich
Vergabe, Uberschreitungen u. dgl. Im Rahmen des § 53 HGrG wird in aller Regel

eine stichprobenweise Priifung als ausreichend angesehen werden kdénnen.

Die Prufung der Verwendung der von der offentlichen Hand zur Verfligung
gestellten Mittel zum Zwecke der Feststellung, ob die Mittel zweckentsprechend,
wirtschaftlich und sparsam verwendet worden sind, gehort nicht zum
Prifungsumfang nach 8 53 HGrG. FUr eine derartige Prufung ist ein gesonderter
Auftrag erforderlich. Wird jedoch im Rahmen der Abschlussprifung eine nicht
ordnungsmafige Verwendung festgestellt, wird es in der Regel erforderlich sein,

hierauf hinzuweisen, insbhesondere wenn sich daraus Risiken ergeben.

Hinsichtlich der Berichterstattung tber die Prifung der Ordnungsmafigkeit der
Geschaftsfihrung enthélt 8 53 Abs. 1 Nr. 1 HGrG keine besondere Bestimmung.
Sind VerstolRe gegen die Ordnungsmaligkeit der Geschaftsfiihrung festgestellt
worden, so ist entsprechend den allgemeinen Berichtsgrundsatzen und der
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Zielsetzung der Prifung nach § 53 HGrG hierauf so einzugehen, dass der
Berichtsleserin bzw. dem Berichtsleser eine entsprechende Wirdigung des
Sachverhalts moglich wird. Ist der Priferin bzw. dem Prifer im Einzelfall eine
Wertung nicht méglich, so ist dies anzugeben und der in Frage stehende
Sachverhalt im Bericht darzustellen. Im Allgemeinen gehért es nicht zum Inhalt
dieser Ordnungsmalfigkeitsprifung, dass die Pruferin bzw. der Prifer auch zur
Geschaftspolitik der Gesellschaft ein Urteil abgibt.

In die Berichterstattung werden - insoweit tber die Anforderungen nach § 321

HGB hinausgehend - insbesondere die folgenden Punkte einzubeziehen sein:

1. Im Prifungsbericht sollte angegeben werden, wie oft der Aufsichtsrat im
Berichtsjahr zusammengetreten ist und ob der Vorstand ihm gemaR Gesetz
oder Satzung berichtet hat. Soweit die Berichte nach den bei der
Abschlussprifung gewonnenen Erkenntnissen eine offensichtlich nicht
zutreffende Darstellung enthalten, ist auch hiertiber zu berichten.

2. Im Prufungsbericht sollte darauf eingegangen werden, ob das
Rechnungswesen den besonderen Verhaltnissen des Unternehmens
angepasst ist. Gegebenenfalls ist auch zu speziellen Gebieten der
Kostenrechnung (Betriebsabrechnung, Vor- und Nachkalkulation) Stellung zu

nehmen.

3. Ferner ist darzulegen, ob bei der GroRe des Unternehmens eine interne
Revision erforderlich ist. Soweit sie vorhanden ist, ist auf ihre Besetzung und
ihre Tatigkeit im Berichtsjahr sowie kurz darauf einzugehen, ob sie fir das

Unternehmen ausreichend ist.

4. Bestehen auf Grund der wirtschaftlichen Verhaltnisse des Unternehmens
Bedenken gegen den Gewinnverwendungsvorschlag, so ist hierauf

hinzuweisen.

5. Wurde bei der Prifung festgestellt, dass getatigte Geschafte nicht durch die
Satzung gedeckt sind oder dass eine nach der Satzung, der
Geschéftsordnung oder nach einem Beschluss des Aufsichtsrats
erforderliche Zustimmung nicht beachtet wurde, so ist daruber zu berichten.
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6.

10.

11.

Ungewohnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemal abgewickelte
Geschaftsvorfalle sowie erkennbare Fehldispositionen und wesentliche

Unterlassungen sind besonders darzustellen.

Im Allgemeinen kann sich die Berichterstattung tiber die Ordnungsmalfigkeit
der gepriften Investitionen auf Feststellungen beschranken, ob sich die
Investitionen und ihre Finanzierung im Rahmen der
Aufsichtsratsbewilligungen halten, aussagefahige Wirtschaftlich-
keitsrechnungen durchgefuhrt, Konkurrenzangebote in ausreichendem
Umfang eingeholt worden sind und eine ordnungsmalfiige
Abrechnungskontrolle vorliegt. AuRerdem sind die Grundsétze darzulegen,

nach denen die Auftrage, insbesondere die Bauauftrage, vergeben wurden.

Im Ubrigen durfte es wegen des Eigeninteresses vieler Unternehmen an
einer umfangreicheren Darstellung der Investitionen, als dies nach § 53
HGrG erforderlich ist, zweckmalig sein, den Umfang der Berichterstattung

mit der Gesellschaft abzustimmen.

Bei Erwerb und VerduRerung einer Beteiligung sollte unter Auswertung der
vorliegenden Unterlagen auch zur Angemessenheit der Gegenleistung
Stellung genommen werden. Ferner ist zu berichten, ob ggf. die

Zustimmungen der zustandigen Organe vorliegen.

Zu den VerauRRerungserlésen bei Abgangen des Anlagevermégens ist in
wesentlichen Fallen oder dann Stellung zu nehmen, wenn Bedenken gegen

die OrdnungsmaRigkeit des Vorgangs bestehen.

Zu nach Art und Hohe ungewdhnlichen Abschlussposten ist Stellung zu
nehmen. So ist z. B. auf eine unangemessene Hohe der Vorrate oder auf
ungewohnliche Bedingungen bei Forderungen und Verbindlichkeiten

(Zinssatz, Tilgung, Sicherheiten) einzugehen.

Der Versicherungsschutz als solcher ist nicht Gegenstand der Prifung.
Gleichwohl ist auch dartiber zu berichten, welche wesentlichen
Versicherungen bestehen und ob eine Aktualisierung der versicherten Werte
erfolgt. Ist fur die Pruferin bzw. den Prifer erkennbar, dass wesentliche,

Ublicherweise abgedeckte Risiken nicht versichert sind, so ist auch hiertiber
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zu berichten. In allen Fallen ist darauf hinzuweisen, dass eine Prifung der
Angemessenheit und Vollstandigkeit des Versicherungsschutzes nicht
stattgefunden hat, sondern einer bzw. einem versicherungstechnischen

Sachverstandigen tberlassen bleiben muss.

Prifung und Berichterstattung nach 8 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG

Neben der Prifung der Ordnungsmalligkeit der Geschaftsfihrung sieht § 53 Abs.

1 Nr. 2 HGrG ausdrticklich eine Berichterstattung tber folgende Punkte vor:

a)

b)

die Entwicklung der Vermdgens- und Ertragslage sowie die Liquiditat und

Rentabilitat der Gesellschaft,

verlustbringende Geschafte und die Ursachen der Verluste, wenn diese
Geschafte und die Ursachen fur die Vermogens- und Ertragslage von

Bedeutung waren,

die Ursachen eines in der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesenen

Jahresfehlbetrages.

Eine solche Berichterstattung ist ohne vorhergehende Prifung nicht méglich. Die

Aufgabenstellung tGiberschneidet sich dabei teilweise sowohl mit der

Abschlussprifung (z.B. Darstellung der Entwicklung der Vermégens- und

Ertragslage sowie der Liquiditat und Rentabilitat der Gesellschaft) als auch mit

der Prifung der OrdnungsmaRigkeit der Geschaftsfihrung (z.B. bei

verlustbringenden Geschéften, die ihre Ursache in einer nicht ordnungsmalfiigen

Geschaftsfihrung haben).

Im Einzelnen ist hierzu zu bemerken:

1.

§ 321 Abs. 2 Satz 3 HGB, wonach die Posten des Jahresabschlusses
aufzugliedern und ausreichend zu erlautern sind, fuhrt in der Regel dazu,
dass die Vermdgens- und Ertragslage der Gesellschaft darzustellen ist. In
diesem Rahmen wird im Allgemeinen auch auf die Liquiditat und Rentabilitat
eingegangen, wobei der Umfang der Ausfiihrungen im Wesentlichen von der
Lage der Gesellschaft abhéangt. Den in 8 53 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a HGrG
gestellten Anforderungen wird mit dieser berufstblichen Darstellung im
Allgemeinen entsprochen. Gegebenenfalls ist die finanzielle Entwicklung

wahrend des Berichtsjahres zu erlautern, z. B. in Form einer
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Kapitalflussrechnung. Ist mit wesentlichen Veranderungen zu rechnen, so
sind diese und ihre Auswirkungen auf die Liquiditat darzustellen. Gemaf

§ 321 Abs. 1 HGB sind den Bestand des geprtften Unternehmens oder
Konzerns gefahrdende oder dessen Entwicklung wesentlich
beeintrachtigende Tatsachen darzustellen. Dies ist vor allem dann von
Bedeutung, wenn die ungunstige Entwicklung der wirtschaftlichen Lage des

Unternehmens zu einer Inanspruchnahme offentlicher Mittel fihren kann.

Besondere Feststellungen kénnen zu folgenden Punkten in Betracht

kommen:

a) Im Rahmen der Darstellung der Entwicklung der Vermégenslage ist ggf.
auch zur Angemessenheit der Eigenkapitalausstattung Stellung zu

nehmen.

b) Die Ho6he und die Entwicklung der stillen Reserven sind lediglich fur
wesentliche Betrage und nur dann darzustellen, wenn diese ohne
Schwierigkeiten ermittelt werden kénnen. In Betracht kommen z. B.
Hinweise auf erhebliche steuerliche Sonderabschreibungen, auf bei
Beteiligungen thesaurierte umfangreiche Gewinne, auf die Kurswerte von
Wertpapieren und dgl. Soweit die Reserven bei einer Realisierung zu

versteuern waren, ist hierauf hinzuweisen.

c) Im Rahmen der Darstellung der Entwicklung der Ertragslage sind das
Betriebsergebnis und das aul3erordentliche Ergebnis zu erlautern. Sind
die Ergebnisse erheblich durch einen Bewertungsmethodenwechsel oder
durch Unterschiede zwischen Buchabschreibungen und kalkulatorischen
Abschreibungen o. &. beeinflusst, so ist dies zu erwéhnen. Soweit
Spartenrechnungen vorliegen, ist hierauf einzugehen. Aufwendungen
und Ertrage, die wegen ihrer Art oder ihrer Hohe bemerkenswert sind
(z. B. nicht tbliche Zinsen und Provisionen), sind im Bericht
hervorzuheben. Wesentliche Unterschiede gegentiber dem Vorjahr sind

Zu erlautern.
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Gegebenenfalls ist darzulegen, welche MalRnahmen zur Besserung der
wirtschaftlichen Lage des Unternehmens von der Geschéftsleitung
eingeleitet oder beabsichtigt sind.

2. Die verlustbringenden Geschafte und ihre Ursachen sind nach dem Wortlaut
des Gesetzes nur dann darzustellen, wenn sie fur die Vermogens- und
Ertragslage von Bedeutung waren. Demnach kommen in der Regel nur
grof3ere Verlustfalle in Betracht. Zu schildern sind die Geschéfte als solche
sowie die wesentlichen fur die Pruferin bzw. den Prifer erkennbaren
Ursachen. Dabei ist darauf einzugehen, ob es sich um von der
Geschaftsfihrung beeinflussbare oder nicht beeinflussbare Ursachen
handelt. Gegebenenfalls ist darauf hinzuweisen, weshalb derartige
verlustbringende Geschafte von der Gesellschaft abgeschlossen wurden
oder ggf. auch kunftig weiter getatigt werden. Dabei kann es zweckmallig
sein, die Auffassung der Geschéftsfuhrung tiber die Ursachen der Verluste
im Bericht anzugeben; eine abweichende Auffassung des Prifers ist zu

vermerken.

3. Die Verluste werden im Allgemeinen der Kostenrechnung, insbesondere der
Nachkalkulation, zu entnehmen sein. Im Bericht ist auch anzugeben, auf
welcher Basis die Verluste ermittelt worden sind. Eine eingehende Prifung

der Unterlagen wird nur ausnahmsweise in Betracht kommen.

4. Die Ursachen eines ausgewiesenen Jahresfehlbetrages werden in der Regel
durch die Darstellung der Entwicklung der wesentlichen Aufwendungen und
Ertrdge sowie durch die Nennung einzelner gré3erer verlustbringender

Geschéfte erkennbar sein.

IV. Schlussbemerkung

Sofern die Prifung keine besonderen Feststellungen ergeben hat, kénnte in die

Schlussbemerkung etwa folgender Absatz aufgenommen werden:

»Wir haben bei unserer Prifung auftragsgeman die Vorschriften des § 53
Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG beachtet. Dementsprechend haben wir auch

gepruft, ob die Geschéfte ordnungsgemal, d.h. mit der erforderlichen
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Sorgfalt und in Ubereinstimmung mit den einschlagigen
handelsrechtlichen Vorschriften, den Satzungsbestimmungen und der
Geschaftsordnung fiir den Vorstand gefiihrt worden sind. Uber die in dem
vorliegenden Bericht enthaltenen Feststellungen hinaus hat unsere
Prifung keine Besonderheiten ergeben, die nach unserer Auffassung fur
die Beurteilung der Ordnungsmafigkeit der Geschéftsfiihrung von
Bedeutung sind.«

Enthalt der Bericht wesentliche Feststellungen, die Bedenken gegen die
Ordnungsmaligkeit der Geschéftsfihrung begrinden kdénnen, so ist auf sie in
der Schlussbemerkung unter Anfihrung der entsprechenden Textziffer des
Berichtes hinzuweisen. Das Gleiche gilt, wenn verlustbringende Geschafte
vorlagen, die im Bericht Anlass zu einer besonderen Erlauterung gegeben

haben.
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A. Haftpflichtversicherungen fiir Organe von bremischen Gesellschaften — Rechtslage und
praktische Handhabung
(Vorlage 424/02)

Beschluss des Senats vom 8. Oktober 2002:

1. Der Senat nimmt entsprechend der Vorlage 424/02 den Bericht des Senators flr
Finanzen Uber die rechtlichen Grundlagen einer Haftpflichtversicherung fir
Organe und die bisherige praktische Handhabung bei bremischen Beteiligungs-

gesellschaften zur Kenntnis.

2. Der Senat bittet den Senator fir Finanzen, darauf hinzuwirken, dass D&O-

Versicherungen kinftig

- durch Satzung oder Gesellschafterbeschluss
genehmigt werden,

- nur bei nennenswertem unternehmerischem Risiko
abgeschlossen werden und

- einen angemessenen Selbstbehalt der Organmit-

glieder vorsehen.
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B. Privatisierung der Bremer Kommunikationstechnik
(Tischvorlage des Senators fur Bau und Umwelt

vom 4.12.2001)

Beschluss des Senats vom 4. Dezember 2001:

1. Der Senat stimmt entsprechend der Tischvorlage des Senators fiir Bau und
Umwelt vom 4. Dezember 2001 der vorgeschlagenen VeraufRerung von 100 %
der BreKom-Anteile und dem Abschluss der Vertrage zu und bittet den Senator
fir Finanzen die Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses

einzuholen.

4. Die in der Beschaffungsordnung vom 6.September 1994 festgelegte
Zustandigkeit fur die BreKom als zentrale Beschaffungsstelle wird fur den
Bereich der TK-Dienstleistungen und Datendienste bis zu einer endgiiltigen
Entscheidung auf den Senator fiir Finanzen Gbertragen und mit dem

Aufgabengebiet der Tul- Technik zusammengefihrt.

Die Beschaffungsstelle wird gebeten, Regelungen fir den dezentralen Abruf im
Rahmen der endverhandelten Rahmen- und Leistungsvertrage sowie weiterer
TK-Leistungen zu erlassen. In die Vorschriften der Beschaffungsstelle ist auch
eine Regelung aufzunehmen, dass bei Nichteinhaltung der Konzernvorgaben ggf.
anfallende zuséatzliche Kosten durch das verursachende Ressort aus dem

Ressortbudget zu tragen sind.

Die Ressorts werden gebeten, ihrerseits sicherzustellen, dass die
nachgeordneten Dienststellen nur TK-Leistungen im Rahmen dieser
Regelungen und tber die mit EWE verhandelten Rahmenvertrage
einkaufen. Dies gilt auch flr zukiinftige Ausgliederungen,
Verselbstandigungen oder Privatisierungen ab dem 1.1.2002.
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C. Optimierung der parlamentarischen Beteiligung bei der Kontrolle 6ffentlicher
Unternehmen
Beschluss der Fraktionen der SPD, der CDU und Buindnis 90/Die Griinen
vom 20. Méarz 2002
(Beschlussprotokoll Nr. 15/911)

Die Burgerschaft (Landtag) begruf3t, dass der Senat

- nach der Formulierung klarer und konkreter Ziele der Beteiligungssteuerung
eine fortlaufende, zeitnahe Kontrolle der Zielerreichung fur notwendig erachtet,
- auf den verschiedenen Steuerungsebenen die Verantwortlichen mit
qualifizierten und adressatenorientierten Informationen zeitnah versorgen wird.

Die Burgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf,

- die Datenaufbereitung und die Darstellung von Informationen fur die
parlamentarischen Gremien einheitlich so zu gestalten, dass eine abgestimmte
Zielorientierung, Vergleichbarkeit, Aktualitéat und Verlasslichkeit der Informationen
gewahrleistet werden kann,

- fur alle steuerungs- und politisch relevanten Bremer Beteiligungen auch bei der
Erflllung 6ffentlicher Aufgaben die klare Orientierung auf die strategischen Ziele
der Haushaltssanierung und Verwaltungsmodernisierung zu richten,

- Kennziffern zur Messung und Bewertung der finanzwirksamen Aktivitaten,
Leistungen, Beitrage und Entwicklungen der Unternehmen hinsichtlich dieser
strategischen Ziele zu entwickeln, dazu gehéren zum Beispiel:

- Kosten fir die Freie Hansestadt Bremen,
- Ertragslage,

- Vermdogenslage und

- Finanzlage der Gesellschatft,

- Uber zukinftige Aufgabenauslagerungen aus dem Bereich der 6ffentlichen

Verwaltung auf Unternehmen privater Rechtsform und Eigen-/Wirtschaftsbetriebe
der Burgerschaft (Landtag) bzw. den parlamentarischen Gremien im Rahmen der
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bestehenden Beteiligungspflicht nach § 101 LV und § 65 LHO in standardisierter
Form zu berichten. Dabei sind folgende Inhalte zu berlcksichtigen:

a) Bezeichnung der auszulagernden Aufgabe bzw. des betreffenden
Unternehmens,

b) konkrete Darlegung des Ziels der Auslagerung,

c) Begrindung der Rechtsform,

d) erwartete finanzielle Auswirkungen der Auslagerung auf die strategischen Ziele
der Haushaltssanierung und Verwaltungsmodernisierung,

- Gesellschaften, die im Zuge der formellen Privatisierung staatliche Aufgaben
Ubernehmen, eine umfassende Berichts- und Informationspflicht gegentiber dem
Senat aufzuerlegen.

Die Burgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, der Burgerschaft (Landtag)
Uber den Haushalts- und Finanzausschuss bis zum 30. Juni 2002 einen
abschlielenden Vorschlag zur Neuordnung des Beteiligungsmanagements auf
der Grundlage des Sachstandsberichts vom 5. Februar 2002 und dieses
Bilrgerschaftsantrags vorzulegen.
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Beschluss des Senats

vom 22.11.2005

D. Umstieg auf eine neue Version der SAP Software
(Vorlage 529/05, Beschlussprotokoll 1083/2005 )

Beschluss:

1. Der Senat stellt fest, dass im 4. Satz des 3. Absatzes unter ,D.
Finanzielle/Personalwirtschaftliche Auswirkung® das Wort
.Realisierung” in ,Umstellung” geandert wird und dass der 2. Satz

unter ,E. Beteiligung/Abstimmung” die folgende Fassung erhalt:

“Eine Abstimmungsbesprechung im Kreis der Mitglieder des TUI-

Ausschusses der Ressorts fand am 15. November 2005 statt.”

2. Der Senat stimmt dem Umstieg auf die neue Softwareversion von
SAP und deren Finanzierung zu und bittet den Senator flr
Finanzen die vertragliche Umsetzung noch in 2005 sicherzustellen
und die Zustimmungen der Haushalts- und Finanzausschisse

einzuholen.

3. Der Senat bittet den Senator fur Finanzen, rechtzeitig zum
Releasewechsel in 2006 die zu beteiligenden Gremien (u.a.
Rechnungshof, Gesamtpersonalrat, Landesdatenschutz)

einzuschalten.

4. Der Senat geht davon aus, dass alle Einheiten der Freien
Hansestadt Bremen bei Neueinrichtung oder Umstellung ihres
Rechnungswesens von der Mdglichkeit des Bezugs der
notwendigen Lizenzen Uber den zentralen Vertrag beim Senator fir
Finanzen Gebrauch machen, sofern keine wirtschaftlich glinstigere

Alternative aufgezeigt werden kann.
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	Kodex
	0 Präambel und Geltungsbereich
	1 Gesellschafter
	1.1 Grundsätzliches
	1.1.1 Die Gesellschafterversammlung ist das oberste Organ der Gesellschaft. Die Gesellschafter nehmen ihre Gesellschafterrechte grundsätzlich in der Gesamtheit der Gesellschafter durch Beschlussfassung in der Gesellschafterversammlung wahr.
	1.1.2 Bestimmte Rechte und Aufgaben sind der Gesellschafterversammlung gesetzlich zugeordnet und/oder. sind ihr im (Muster-)Gesellschaftsvertrag zugewiesen (Änderung des Gesellschaftsvertrages, Einforderung von Nachschüssen, Auflösung der Gesellschaft, Feststellung des Jahresabschluss und der Ergebnisverwendung, Wahl des Abschlussprüfers, Entlastung der Geschäftsführung und der Mitglieder des Aufsichtsrates). 
	1.1.3 Weitere grundsätzliche Rechte und Kompetenzen sind die Weisungsbefugnis gegenüber der Geschäftsführung, die Überwachung der Geschäftsführung sowie die Gestaltung des Verhältnisses zum Aufsichtsrat. Bei Töchter- und Enkelgesellschaften sollten die wesentlichen Beschlüsse der Gesellschafterversammlung die Zustimmung der Gesellschafterversammlung der Mutter voraussetzen.
	1.1.4 Die Gesellschafter legen den Gegenstand des Unternehmens – als erste strategische Ausrichtung – im Hinblick auf den öffentlichen Auftrag der Gesellschaft fest. Der Gegenstand des Unternehmens wird bei der Gründung der Gesellschaft im Gesellschaftsvertrag niedergeschrieben.
	1.1.5 Die Geschäftspolitik der Beteiligung soll sich an den Interessen Bremens ausrichten.
	1.1.6 Bremen soll sich nur dann mehrheitlich an einem Unternehmen neu beteiligen, wenn dessen Bindung an die Public Corporate Governance Bremens im Gesellschaftsvertrag festgelegt wird.

	1.2 Bremen als Gesellschafterin
	1.2.1 Bremen ist Gesellschafterin der unmittelbaren Beteiligungsgesellschaften. Die Gesellschafterrolle nimmt der Senator für Finanzen im Einvernehmen mit dem jeweiligen Fachressort wahr.
	1.2.2 Die Organisation der Beteiligungsverwaltung ist im Handbuch Beteiligungsmanagement geregelt.

	1.3 Aufgabe des Gesellschafters
	1.3.1 Der Gesellschafter soll klare strategische Zielvorgaben für die Gesellschaften definieren. Neben den wirtschaftlichen Zielen soll dabei auch der öffentliche Auftrag klar und messbar formuliert werden. Der Stand der Strategieumsetzung soll in regelmäßigen Abständen mit der Geschäftsführung erörtert werden.
	1.3.2 Eine Gesellschafterversammlung findet mindestens einmal jährlich statt. Sie wird von der Geschäftsleitung unter Angabe der Tagesordnung einberufen.

	1.4 Maßnahmen zur Transparenzsteigerung
	1.4.1 Bei der Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung über die Entlastung des Aufsichtsrates darf kein Vertreter Bremens mitwirken, der selber Mitglied im Aufsichtsrat ist.
	1.4.2 Der Beteiligungsbericht Bremens wird im Internet veröffentlicht.


	2 Aufsichtsrat
	2.1 Grundsätzliches
	2.1.1 Bei allen Gesellschaften mit beschränkter Haftung, die in der Regel nicht mehr als 500 Arbeitnehmer beschäftigen, steht es den Gesellschaftern grundsätzlich frei, durch Bestimmung im Gesellschaftsvertrag einen (fakultativen) Aufsichtsrat zu bilden. Die FHB sollte sich nur an Gesellschaften beteiligen, die über einen (fakultativen) Aufsichtsrat verfügen.
	2.1.2 Die Mitglieder des Aufsichtsrates werden mittels Entsendung durch die Gesellschafter oder durch Wahl in der Gesellschafterversammlung bestellt. Der Aufsichtsrat ist das wichtigste Überwachungs- und Kontrollorgan. Die Aufsichtsratsmitglieder sind für die Ausübung ihres Mandats persönlich verantwortlich.
	2.1.3 Im Gesellschaftsvertrag soll zudem bestimmt werden, dass Geschäfte und Rechtshandlungen von grundsätzlicher oder besonderer Bedeutung der Zustimmung des Aufsichtsrates bedürfen. Hierzu gehören Entscheidungen oder Maßnahmen, die die Vermögens-, Finanz- oder Ertragslage des Unternehmens grundlegend verändern. In einem Katalog der zustimmungspflichtigen Geschäfte sollen im Gesellschaftsvertrag weitere Maßnahmen der Geschäftsführung der vorherigen Zustimmung durch den Aufsichtsrat unterworfen werden. Die Wertgrenzen des Zuständigkeitskataloges sollen ebenfalls im Gesellschaftsvertrag geregelt werden. Der Aufsichtsrat kann darüberhinaus weitere Zustimmungerfordernisse festgelegen.

	2.2 Aufgaben
	2.2.1 Aufgabe des Aufsichtsrats ist es, die Geschäftsführung bei der Leitung des Unternehmens regelmäßig zu beraten und zu überwachen. Er ist in Entscheidungen von grundlegender Bedeutung für das Unternehmen einzubinden.
	2.2.2 Die Vertreter der FHB im Aufsichtsrat sollen sich von gesamtbremischen Interessen leiten lassen.
	2.2.3 Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.
	2.2.4 Jedes Aufsichtsratsmitglied sollte durch eigene persönliche und fachliche Fort- und Weiterbildung dafür sorgen, dass es seine Aufgaben und Verantwortlichkeiten im Sinne dieser Public Corporate Governance erfüllen kann.
	2.2.5 Jedes Aufsichtsratsmitglied achtet darauf, dass ihm für die Wahrnehmung seiner Mandate genügend Zeit zur Verfügung steht. Außerdem sollen im Grundsatz insgesamt nicht mehr als fünf Aufsichtsratsmandate in Gesellschaften wahrgenommen werden.
	2.2.6 In regelmäßigen Abständen sollen vom Aufsichtsrat die Wertgrenzen für die unter einem Zustimmungsvorbehalt stehenden Arten von Geschäften und Rechtshandlungen auf ihre Zweckmäßigkeit und Praktikabilität überprüft werden.
	2.2.7 An den Aufsichtsratssitzungen sollen die Mitglieder regelmäßig teilnehmen. Falls ein Mitglied des Aufsichtsrates in einem Geschäftsjahr an weniger als der Hälfte der Sitzungen teilgenommen hat, soll dies in einem Bericht des Aufsichtsrates an die Gesellschafter vermerkt werden.
	2.2.8 Der Aufsichtsrat soll regelmäßig die Effizienz seiner Tätigkeit überprüfen. Die Berichterstattung über die Ergebnisse und Handlungsempfehlungen zur Verbesserung der Tätigkeit des Aufsichtsrates sollte in Form eines Leistungsberichtes an die Gesellschafter erfolgen.

	2.3 Aufgaben und Befugnisse des/der Aufsichtsratsvorsitzenden
	2.3.1 Der/die Aufsichtsratsvorsitzende koordiniert die Arbeit im Aufsichtsrat und dessen Sitzungen.
	2.3.2 Der/die Aufsichtsratsvorsitzende soll mit der Geschäftsführung, insbesondere mit dem Vorsitzenden bzw. Sprecher der Geschäftsführung, regelmäßigen Kontakt halten und mit ihr über die Strategie, die Geschäftsentwicklung und das Risikomanagement des Unternehmens beraten.
	2.3.3 Der/die Aufsichtsratsvorsitzende ist über wichtige Ereignisse, die für die Beurteilung der Lage und Entwicklung sowie für die Leitung des Unternehmens von wesentlicher Bedeutung sind, unverzüglich durch die Geschäftsführung zu informieren. Der/die Aufsichtsratsvorsitzende soll dann den Aufsichtsrat unterrichten und erforderlichenfalls eine außerordentliche Aufsichtsratssitzung einberufen.
	2.3.4 Der Gesellschafter wählt den Abschlussprüfer aus. Die Bestellung erfolgt durch die Gesellschafterversammlung. Der Aufsichtsrat bzw. der/die Vorsitzende, erteilt dem Abschlussprüfer den Auftrag. Hierbei soll der/die Aufsichtsratsvorsitzende von der Möglichkeit, eigene Prüfungsschwerpunkte der Abschlussprüfung festzulegen, Gebrauch machen.
	2.3.5 Der Abschluss, die Änderung und die Kündigung des Geschäftsführeranstellungsvertrages obliegt dem/der Vorsitzenden des Aufsichtsrats nach vorheriger Zustimmung der Beteiligungsverwaltung. Der Geschäftsführeranstellungsvertrag soll dem Mustervertrag des Beteiligungshandbuches entsprechen.

	2.4 Bildung von Ausschüssen
	2.4.1 Der Aufsichtsrat kann abhängig von den spezifischen Gegebenheiten des Unternehmens und der Anzahl seiner Mitglieder fachlich qualifizierte Ausschüsse bilden, die der Effizienzsteigerung der Aufsichtsratsarbeit und der Behandlung komplexer Sachverhalte dienen sollen. Die jeweiligen Ausschussvorsitzenden sollen regelmäßig an den Aufsichtsrat über die Arbeit der Ausschüsse berichten.

	2.5 Zusammensetzung des Aufsichtsrats
	2.5.1 Bei der Besetzung des Aufsichtsrates sollten die Gesellschafter für eine kompetente und interessenkonfliktfreie Besetzung sorgen. Bei der Bestellung sollte darauf geachtet werden, dass dem Aufsichtsrat jederzeit Mitglieder angehören, die über die zur ordnungsmäßigen Wahrnehmung der Aufgaben erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und fachlichen Erfahrungen verfügen und die hinreichend unabhängig sind. Ferner sollten die Tätigkeit des Unternehmens und potentielle Interessenkonflikte berücksichtigt werden. 
	2.5.2 Eine unabhängige Beratung und Überwachung der Geschäftsführung durch den Aufsichtsrat wird auch dadurch ermöglicht, dass dem Aufsichtsrat kein ehemaliges Mitglied der Geschäftsführung angehören soll. Das Aufsichtsratsmitglied muss eine Erklärung darüber abzugeben, wenn es Beratungsaufgaben oder Organfunktionen bei wesentlichen Wettbewerbern des Unternehmens ausübt.

	2.6 Interessenkonflikte
	2.6.1 Jedes Mitglied des Aufsichtsrats ist dem Unternehmensinteresse verpflichtet. Gleichzeitig sollen die Vertreter/innen Bremens in den Aufsichtsratsgremien die besonderen Interessen der FHB, insbesondere die Beschlüsse der Bremischen Bürgerschaft und des Senates berücksichtigen.
	2.6.2 Die Vertreter der FHB haben sich aktiv für die Umsetzung dieser Public Corporate Governance Bremens einzusetzen und sie arbeiten in ihren Gremien darauf hin, dass die genannten Punkte umgesetzt werden.
	2.6.3 Kein Aufsichtsratmitglied darf bei seiner Entscheidung persönliche Interessen verfolgen, noch Geschäftschancen, die dem Unternehmen zustehen, für sich nutzen.
	2.6.4 Jedes Aufsichtsratsmitglied soll Interessenkonflikte, insbesondere solche, die auf Grund einer Beratung oder Organfunktion bei Kunden, Lieferanten, Kreditgebern oder sonstigen Geschäftspartnern der Gesellschaft entstehen können, dem Aufsichtsrat gegenüber offen legen. Der Aufsichtsrat soll in seinem Bericht an die Gesellschafterversammlung über aufgetretene Interessenkonflikte und deren Behandlung informieren. Wesentliche und nicht nur vorübergehende Interessenkonflikte in der Person eines Aufsichtsratsmitglieds sollen zur Beendigung des Mandates führen.
	2.6.5 Es sollen keine Beratungs- und sonstige Dienstleistungs- und Werkverträge eines Aufsichtsratsmitglieds mit der Gesellschaft abgeschlossen werden.

	2.7 Vergütung
	2.7.1 Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder wird durch Beschluss der Gesellschafterversammlung festgelegt. Sind an dem Kapital des Unternehmens unmittelbar oder mittelbar maßgeblich juristische Personen des öffentlichen Rechts beteiligt und die Aufwendungen des Unternehmens ganz oder zu einem wesentlichen Teil von der öffentlichen Hand getragen, soll keine über eine Aufwandsentschädigung hinausgehende Vergütung bewilligt werden.
	2.7.2 Die Gesamtbezüge des Aufsichtsrates und die Vergütungssätze der Aufsichtsratsmitglieder sollen im Beteiligungsbericht ausgewiesen werden; die Gesamtbezüge auch im Anhang zum Jahresabschluss.

	2.8 Vermögensschadenshaftpflichtversicherung (Direktors & Officers-Versicherung)
	2.8.1 Im Fall einer entgeltlichen Aufsichtsratsvergütung sollte für eine von der Gesellschaft für die Aufsichtsratsmitglieder abgeschlossene D&O-Versicherung einen angemessener Selbstbehalt, der sich an der Höhe der Vergütung orientiert, vereinbart werden.


	3 Geschäftsführung
	3.1 Grundsätzliches
	3.1.1 Die Geschäftsführung kann aus einer oder mehreren Personen bestehen und einen Vorsitzenden oder Sprecher haben. Hat die Gesellschaft mehrere Geschäftsführer wird sie von zwei Geschäftsführern oder einem Geschäftsführer und einem Prokuristen vertreten. Die Geschäftsführung wird durch die Gesellschafterversammlung bestellt und abberufen. Bei mehreren Personen soll eine Geschäftsordnung die Geschäftsverteilung und die Zusammenarbeit in der Geschäftsführung - insbesondere die Vertretung - regeln. Die Geschäftsordnung unterliegen der Genehmigung der Gesellschafterversammlung oder des Aufsichtsrates.
	3.1.2 Die Geschäftsführer führen die Geschäfte der Gesellschaft, sie haben in den Angelegenheiten der Gesellschaft die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns anzuwenden. Die Geschäftsführung soll dafür Sorge tragen, dass bei allen Entscheidungen, soweit sie nicht nur unwesentliche Bedeutung haben, innerhalb der Gesellschaft das Vier-Augen-Prinzip gewahrt wird.
	3.1.3 Die Geschäftsführung soll sich auf die vollständige Umsetzung der Unternehmensstrategie und des öffentlichen Auftrages konzentrieren.

	3.2 Aufgaben und Zuständigkeiten
	3.2.1 Die Geschäftsführung soll klare und messbare operative Zielvorgaben zur Umsetzung des Unternehmensgegenstandes für die Mitarbeiter der Gesellschaft definieren.
	3.2.2 Die Geschäftsführung soll ihren Beratungspflichten zur Entwicklung neuer strategischer Zielvorgaben gegenüber den Gesellschaftern und dem Aufsichtsrat aktiv nachkommen.
	3.2.3 Die Geschäftsführung sorgt für ein angemessenes Risikomanagement und Risikocontrolling einschließlich eines wirksamen internen Revisions-/Kontrollsystems im Unternehmen.
	3.2.4 Die interne Revision sollte als eigenständige Stelle wahrgenommen werden. Sie sollte ein direktes Vortragsrecht beim Vorsitzenden des Aufsichtsrates haben.
	3.2.5 Die Geschäftsführung soll ein Berichtswesen implementieren. Sie informiert den Aufsichtsrat und die Beteiligungsverwaltung regelmäßig, zeitnah und umfassend über alle für das Unternehmen relevanten Fragen der Planung, der Geschäftsentwicklung, der Risikolage und des Risikomanagements (Quartalsbericht). Sie geht auf Abweichungen des Geschäftsverlaufs von den aufgestellten Plänen und Zielen unter Angabe von Gründen ein.
	3.2.6 Die Geschäftsführung stellt den Jahresabschluss und Lagebericht gemäß den Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches (HGB) für große Kapitalgesellschaften und den Vorschriften des Haushaltsgrundsätzegesetzes (HGrG) auf. Der Inhalt des Lageberichts und des Anhangs soll sich an den börsennotierten Gesellschaften orientieren.
	3.2.7 Die Geschäftsführung lädt die Beteiligungsverwaltung zur Abschlussbesprechung zwischen Geschäftsführung und dem Abschlussprüfer sowie zur Bilanzsitzung des Aufsichtsrates ein, damit Probleme und Besonderheiten vorab diskutiert und Prinzipen des öffentlichen Rechts besser umgesetzt werden können.
	3.2.8 Außerdem soll die Geschäftsführung die Beteiligungsverwaltung aktiv bei der Erstellung des Beteiligungsberichtes unterstützen, indem sie frühzeitig die benötigten Daten zur Verfügung stellt.
	3.2.9 Die Geschäftsführung orientiert sich bei ihren Entscheidungen an den vereinbarten Finanz- und Leistungszielen und trägt damit der öffentlichen Verantwortung Rechnung.

	3.3 Interessenkonflikte
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